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Einleitung. 


Bevor ſich die Darſtellung den geſetzlichen Beſtimmungen ſelbſt 
zuwendet, ſei zunächſt auf den Werdegang dieſer Beſtimmungen ein⸗ 
gegangen. Dabei kann es ſich allerdings von vornherein nur um 
einen Überblick, nicht um eine ins Einzelne gehende Erörterung aller 
der vielen Vorſchläge handeln, die zu dieſer Frage aufgetaucht ſind. 

Der Kriegsgewinnſteuergedanke !) iſt an ſich überall, beſonders 
für eine Steuer, ungewöhnlich populär, bei uns ſo gut wie bei un⸗ 
ſeren Freunden, wie bei den Neutralen und unſeren Feinden ). Die 
Berechtigung dieſer Steuer iſt auch ſo allgemein anerkannt, daß ſie 
hier nicht weiter begründet zu werden braucht, vgl. darüber die Ein⸗ 
leitung der Begr. zum Entwurf des deutſchen Kriegsgewinnſteuer⸗ 
geſetzes. Die Kriegsgewinnſteuer iſt aber bei uns zweifellos in den 
Händen der Fachleute etwas ganz anderes geworden als man in der 
Offentlichkeit gedacht und gefordert hatte. Den erſten Anſtoß für die 
Bewegung gaben bald nach Kriegsbeginn Nachrichten von unerhörten 
Gewinnen einzelner Heereslieferanten. Dieſe „ſchamlos hohen“ Kriegs⸗ 
gewinne, die bedauerlicherweiſe tatſächlich gemacht wurden und gemacht 
werden konnten, ſollten ſo bald als möglich durch eine Steuer wieder 
konfisziert werden. Dann wollte man, einen Schritt weitergehend, 
überhaupt die großen Kriegsgewinne treffen, nicht bloß die wucheriſchen, 
ſelbſtverſtändlich wiederum gründlich; durch einen „kräftigen Aderlaß“ 
der Heereslieferanten wollte man einen großen Teil der Kriegskoſten 
wieder hereinbringen, ohne die Allgemeinheit in Mitleidenſchaft zu 
ziehen. Allein in dieſer Weiſe wurde die Steuer nicht durchgeführt 
und war ſie auch nicht durchführbar. Denn die unlauteren Gewinne 
zu treffen, iſt überhaupt nicht Sache einer Steuer, ſondern dafür ſind 
die Gerichte da (ſtrengſte Beſtrafung und vollſtändige Konfiskation 
ſ. z. B. Antrag Schiffer im Reichstag Sten Ber. S. 480 ff. nebſt der 


1) Daß auch die Form, in der dieſer Gedanke bei uns Geſetz wurde, noch 
geradeſo populär iſt, ſoll damit nicht geſagt werden, iſt auch nicht der Fall. 

2) Über die Kriegsgewinnſteuer außerdeutſcher Staaten ſ. die Zuſammen⸗ 
ſtellung bei Rheinſtrom⸗Blum ©. 94 KStG. 
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angenommenen Reſolution Nr. 183; Alsberg, Kriegswucherſtrafrecht). 
Was aber eine auf die eigentlichen Kriegsgewinne überhaupt gelegte 
Steuer anlangt, ſo iſt zu berückſichtigen, daß ſich der Kreis der Per⸗ 
ſonen und Unternehmungen eben keineswegs auf die Heereslieferanten 
beſchränkt, ſondern ſich vielmehr auf alle Perſonen und Betriebe be⸗ 
zieht, die aus den durch den Krieg herbeigeführten oder beeinflußten 
Verhältniſſen unmittelbar oder mittelbar Nutzen ziehen konnten; es 
iſt nun aber ſchlechterdings unausführbar, in jedem einzelnen Falle, 
wie es nötig wäre, zu unterſuchen und feſtſtellen zu wollen, inwie⸗ 
weit der einzelne Gewinn auch unter gewöhnlichen Verhältniſſen noch 
zu erzielen geweſen wäre oder ob er vielmehr ein Kriegskonjunktur⸗ 
gewinn iſt. Auch eine bloße Abſtufung der Staffelung des Steuer⸗ 
tarifs je nach der Herkunft der Gewinne iſt ausgeſchloſſen. Zum Ziel 
führt nur eine allgemeine auf jeden während des Krieges gemachten 
Mehrgewinn gelegte Steuer, ohne Unterſcheidung, ob die Bereicherung 
durch den Krieg gemacht worden iſt oder nicht. Damit iſt die erſte 
Hauptgrundlage unſeres Geſetzes genannt. Der weſentliche Unterſchied 
gegenüber dem Ausgangspunkt des Steuergedankens liegt aber zutage: 
jetzt trifft die Steuer nicht bloß die hohen und ſpeziellen Kriegs⸗ 
gewinne, ſondern grundſätzlich — mit nur wenigen Ausnahmen — 
einen jeden Zuwachs und zwar von ganz beſcheidenem Wert an, nicht 
bloß der Lieferant für Heeresbedarfsartikel muß zahlen, ſondern auch 
der Müller, der Kolonialwarenhändler, der Arzt, Beamte uſw. Die 
Steuer iſt einfach aufgebaut auf dem Grundſatz der Leiſtungsfähigkeit | 
und zwar der beſonderen Leiſtungsfähigkeit, die in jeder Verbeſſerung 
der wirtſchaftlichen Lage während und trotz des Krieges liegt. Das 
Geſetz hat die Konſequenz daraus auch bezüglich des Namens gezogen 
und den ominöſen Namen Kriegsgewinnſteuer in Kriegsſteuer ge⸗ 
ändert. 

Beſtritten und auch beſtreitbar iſt jedoch der weitere Aufbau der 
Steuer. Für die hiernach gebotene Beſteuerung des allgemeinen Zu⸗ 
wachſes zeigen ſich nämlich zwei Wege: die Beſteuerung des Mehr⸗ 
einkommens und die des Vermögenszuwachſes. Die Vorteile und 
Nachteile der beiden Syſteme ſollen zunächſt angedeutet werden. Die 
Mehreinkommenſteuer hat den unbeſtreitbaren und entſcheidenden Vor⸗ 
teil, daß ſie auch den Zuwachs trifft, der durch den (vielleicht großen) 
perſönlichen Verbrauch zum Leben wieder aufgezehrt iſt, welche Be⸗ 
träge bei der Vermögenszuwachsſteuer nicht erfaßt werden können. 
Dagegen trifft die Mehreinkommenſteuer an ſich nicht den Zuwachs, 
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der ſich außerhalb der quellenmäßigen Betätigung vollzieht (Spekula⸗ 
tionsgewinne, Erträge inzwiſchen eingeſtellter Quellen, Proviſionen 
und einmalige Gewinne der Zwiſchenhändler), alſo gerade ſolche Be⸗ 
träge, die man beſonders gerne treffen möchte, ferner läßt ſie wenig⸗ 
ſtens grundſätzlich Vermögensverluſte unberückſichtigt (jemand büßt ſein 
in Effekten angelegtes Vermögen ein, hat aber in einem landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb große Mehreinnahmen). Dieſe beiden letzteren Umſtände 
finden dagegen bei der Vermögenszuwachsſteuer ohne weiteres Berück⸗ 
ſichtigung, immerhin dürfte dies auch bei der Einkommenszuwachsſteuer 
durch Sonderbeſtimmungen erreichbar ſein, bezüglich der nicht quellen⸗ 
mäßigen Erträge: § 16 Kriegsgewinnſteuergeſ Entw.; was die Nicht- 
berückſichtigung etwaiger Vermögensverluſte betrifft, ſo dachte man 
an einen Härteparagraphen (KommBer. II ©. 46, 53); im übrigen 
zieht der letzte Mangel ſchon deshalb nicht mehr ſo ſehr, obwohl er 
bei den Erklärungen des Reichsſchatzſekretärs zur Verteidigung der 
Vermögenszuwachsſteuer die Hauptrolle geſpielt hat, weil ja ſchließlich 
auch das (weniger als 10 %%) geminderte Vermögen beſteuert worden 
iſt. Für die Einkommenverbeſſerungsſteuer führt man an, daß ſelbſt 
eine hohe Steuer vom Vermögenszuwachs, ſeien es auch 20 — 40 %, 
notwendig einen weit geringeren Ertrag als eine minder hohe vom 
Überſchuß des Einkommens bringe, welcher Behauptung die Anhänger 
der Vermögenszuwachsſteuer entgegenhalten, daß dies übertrieben ſei; 
es ſei zwar richtig, daß die Geſamtſumme der Steuerobjekte bei der 
Mehreinkommenſteuer größer ſei als bei der Vermögenszuwachsſteuer, 
und daß daher durch erſtere mit niedrigeren Sätzen dasſelbe, mit gleich 
hohen Sätzen ein höheres finanzielles Ergebnis zu erzielen ſei wie bei 
dieſer, dafür könne aber auch eine Vermögenszuwachsſteuer leicht höhere 
Sätze zugrunde legen als eine Einkommenszuwachsſteuer. Der be⸗ 
ſonders hervorgehobene Einwand gegen die Einkommensverbeſſerungs⸗ 
ſteuer, daß man nicht den Einkommenszuwachs, auch wenn er nicht 
einmal zu einem Vermögenszuwachs geführt habe, mit außerordent⸗ 
lichen Steuerſätzen ſo ſpät hintennach belegen könne, wie es bei der 
Einkommensverbeſſerungsſteuer geſchehen müſſe, dürfte in Wirklichkeit 
nicht ſo ſchwer ins Gewicht fallen; denn dieſe Erſcheinung, daß die 
Beſteuerung ſtark nachhinkt, iſt man bereits von den Landeseinkommen⸗ 
ſteuern her gewöhnt, Härten laſſen ſich durch einen entſprechenden 
Vollzug bei der Erhebung der Steuer vermeiden. Auch die ſtaats⸗ 
rechtlichen Bedenken, die gegen die Einkommenszuwachsſteuer, beſonders 
auch von Regierungsſeite, angeführt wurden, verdienen keineswegs die 
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Bedeutung, die ihnen beigelegt wurde; es kommt hier eben in Betracht, 
daß es ſich überhaupt nicht um eine Dauerſteuer, ſondern nur um 
eine vorübergehende Abgabe in einer außerordentlich ſchweren Kriegs⸗ 
zeit handelt. Jedenfalls geben auch die Anhänger der Vermögens⸗ 
zuwachsſteuer zu, daß an ſich gerade dem Ausgangspunkte des Ge⸗ 
dankens der Kriegsgewinnſteuer die Anknüpfung an das Einkommen 
näher als die an das Vermögen liegt; denn die eigentlichen Kriegs⸗ 
gewinne ſtellen ſich überwiegend als Erträge aus Kapitalvermögen 
(Aktionäre uſw.), Grundvermögen (Landwirte), Handel und Gewerbe 
(Fabrikanten, Lieferanten, gewerbsmäßige Vermittler) oder gewinn⸗ 
bringender Beſchäftigung (Offiziere, Beamte, Aufſichtsräte, Direktoren, 
ſonſtige Tantiemen und Proviſion beziehende Angeſtellte gewerblicher 
Unternehmungen), alſo als Einkommensbeſtandteile dar, als Vermögens⸗ 
zuwachs erſt, wenn und nur ſoweit ſie erſpart ſind. Bezüglich der 
Einzelheiten, z. B. Strutz, Kriegsgewinnſteuer S. 29 ff., der die Ver⸗ 
mögenszuwachsſteuer gegen Bambergers Schrift (Kriegsgewinn⸗ und 
Kriegserbſchaftsſteuer) verteidigt; Bamberger vertritt die Einkommens⸗ 
verbeſſerungsſteuer; ferner beſ. Buck, Finanzarchiv 33. Jahrg. S. 1 bis 
142, der die Kriegsgewinnſteuer eingehend als einzelſtaatliche Ein⸗ 
kommensverbeſſerungsſteuer, als Reichsvermögenszuwachsſteuer für 
Einzelperſonen und ſpezielle Reichsgeſellſchaftsſteuer erörtert und auch 
die Geſetzentwürfe dazu gibt; vgl. auch die Auffäge von Rohde, Moll, 
Weiſſenborn im preuß. VerwBl. Jahrg. 36. Die ziemlich umfang⸗ 
reiche finanzpolitiſche Literatur iſt von Haußmann, Bankarchiv 15. Jahrg. 
S. 216 ff. zuſammengeſtellt. Auch m. E. iſt die Beſteuerung des Ein⸗ 
kommenszuwachſes der richtigere Weg; die anderen Staaten haben 
auch daran und nicht an den Vermögenszuwachs angeknüpft. Denn 
hier beim Einkommen treten die Kriegsgewinne zunächſt und unmittel⸗ 
bar in die Erſcheinung; gerade vom Standpunkt einer Kriegsgewinn⸗ 
ſteuer iſt kein Grund vorhanden, nicht an das Einkommen im oben 
erwähnten modifizierten Sinn anzuknüpfen, ſondern an den Vermögens⸗ 
zuwachs, da, wie die Begr. S. 14 ſelbſt ausdrücklich zugibt, eine Wert⸗ 
ſteigerung von Vermögensgegenſtänden ſelbſt infolge des Krieges nur 
in Ausnahmefällen ſtattfinden wird, der der Kriegsgewinnſteuer unter⸗ 
liegende Vermögenszuwachs alſo in der Hauptſache nichts anderes als 
nur das nichtverbrauchte Einkommen darſtellt. Warum nur den Mehr⸗ 
einkommensreſt treffen? Allerdings hat es einen guten Sinn, daneben 
ebenfalls die Entwicklung des Vermögens zu berückſichtigen, um eine 
gewiſſe Kompenſation für ſolche Fälle zu ermöglichen, in denen einem 


erhöhten Einkommen beträchtliche Vermögensverluſte auf der anderen 
Seite gegenüberſtehen. Aber die Beſteuerung des Vermögenszuwachſes 
allein oder bloß in der Form des Entwurfs iſt das ſchlechtere der 
beiden Syſteme; der Verſchwender, der von einem großen Mehrein⸗ 
kommen nichts übrig behalten hatte, wird privilegiert vor dem ſpar⸗ 
ſamen Wirtſchafter. Gleichwohl können Bedenken beſtehen, ob der 
Weg des beſſeren Syſtems bei uns gangbar iſt. Der Grund liegt in 
den bekannten erheblichen Verſchiedenheiten der Landeseinkommenſteuer⸗ 
geſetze. Einesteils geht es ohne Benützung der bereits rechtskräftigen 
früheren Veranlagungen überhaupt nicht, andernteils fragt es ſich, ob 
ſich die Ungleichheiten ausreichend überbrücken laſſen. Die kompli⸗ 
zierten Beſtimmungen, die ſchon nach dieſer Richtung die Regierungs⸗ 
vorlage enthielt, laſſen im Zuſammenhalt mit den bei den Kommiſſions⸗ 
beratungen erfolgten Außerungen der Regierungsvertreter (vor allem 
KommBer. S. 41—44) die Schwierigkeiten einer Durchführung auf 
landesrechtlicher Baſis deutlich erkennen. Immerhin erachtete man in 
der Kommiſſion die ſelbſtändige Einkommenszuwachsſteuer auf der 
Grundlage der Beſtimmungen des Entwurfs für durchführbar. Beim 
Wehrbeitrag war es wegen der ganz anders beſchaffenen Steuerſätze 
etwas weſentlich anderes. Eine ſelbſtändige erſchöpfende reichsrecht⸗ 
liche Regelung aller Grundlagen für die Ermittlung des Einkommens⸗ 
zuwachſes (d. h. alſo ein vollſtändiges Reichseinkommenſteuergeſetz) kann 
nicht in Betracht kommen, denn dann müßten ſechs Neuveranlagungen 
(für die Jahre 1911— 1913 als Friedens- und 1914 —1916 als Kriegs⸗ 
jahre) vorgenommen werden, für alle dieſe Veranlagungen müßte man 
den Steuerpflichtigen wieder alle Rechtsmittel eröffnen, kurz eine un⸗ 
mögliche Arbeit (vgl. hierzu auch Strutz, Kriegsgewinnſteuer S. 37). 

Der Streit der Meinungen zeigte ſich auch bei den Beratungen 
des Reichstags. Der Geſetzentwurf ging von der Beſteuerung des 
Vermögenszuwachſes aus und nur nebenbei für die Staffelung der 
Steuer ſollte auf die Einkommenserhöhung Rückſicht genommen werder; 
es war dies alſo eine qualifizierte Vermögenszuwachsſteuer. Der 
Grund für dieſe Kombination?) der beiden Syſteme, die auch ander- 
wärts empfohlen wurde, liegt nach der Begr. S. 14 in dem Streben 
nach einer feineren und gerechteren Ausgeſtaltung der Steuer; es 
heißt dort, demjenigen, der bei gleichgebliebenem, vielleicht ſogar ver⸗ 


3) Über die Kombinationsmöglichkeiten der Einkommens⸗ und Vermögens⸗ 
zuwachsbeſteuerung ſ. Strutz, Kriegsgewinnſteuer S. 38. Derſelbe auch zum Entwurf 
DIZ. 1916 S. 362 372. 


mindertem Einkommen durch Sparſamkeit ſein Vermögen vermehrt 
habe, werde zwar eine in mäßigen Grenzen ſich haltende beſondere 
Abgabe wohl zugemutet werden können, eben weil er trotz der Kriegs⸗ 
zeit doch noch in der Lage geweſen ſei, ſein Vermögen zu vermehren; 
aber man werde nicht beſtreiten können, daß demjenigen ein größeres 
Opfer zugunſten der Allgemeinheit angeſonnen werden dürfe, der ein 
Vermögen neu habe erwerben oder ein vorhandenes vermehren können, 
weil ſeine Verdienſtmöglichkeiten während der Kriegszeit beſſere ge⸗ 
worden ſeien, ſein Einkommen ſich vergrößert habe. Im prinzipiellen 
Unterſchied zur Regierungsvorlage, nach der von Anfang an die ganze 
Beſteuerung auf den Vermögenszuwachs begrenzt war und blieb, 
wurden bei der erſten Kommiſſtonsleſung zwei Anträge eingebracht, 
die, unter ſich nur in ſteuertechniſcher Beziehung abweichend, auch die 
Einkommenserhöhung zu einem ſelbſtändigen Gegenſtand der Abgabe 
machen wollten, gleichgültig, ob ſie zu einer Vermögensmehrung ge⸗ 
führt hat oder nicht, alſo Vermögenszuwachsſteuer und daneben unab⸗ 
hängig davon eine Einkommenszuwachsſteuer. Die ſehr eingehende 
Auseinanderſetzung der Parteien führte zur Annahme des einen, ein⸗ 
facheren, dieſer Anträge, der bezüglich der Berechnung des Mehr⸗ 
einkommens die Beſtimmungen der Regierungsvorlage gelten ließ. Die 
Kommiſſion ließ es in erſter Leſung aber nicht dabei bewenden, ſie 
beſchloß außerdem noch die Erhebung eines weiteren Drittels des 
Wehrbeitrags und nahm die entſprechende Beſtimmung bei 8 1 u. § 21 
des Entwurfs bezüglich der Einzelperſonen und Geſellſchaften auf. 
Die Erhebung des Wehrbeitrags neben der Kriegsgewinnſteuer wurde 
auch anderwärts empfohlen. Die allgemeine Beſitzſteuer ſoll den all⸗ 
gemeinen Vermögenszuwachs treffen, die Kriegsgewinnſteuer ſoll die 
Mehrung trotz des Kriegs treffen, der Wehrbeitrag den Vermögens⸗ 
und Einkommensſtamm. Der Wehrbeitrag iſt in dieſem Sinne nicht 
bloß eine folgerichtige Ergänzung der Kriegsgewinnſteuer, ſondern er 
iſt überhaupt die geborene Kriegsſteuer. Auch Buck, der ſonſt ein 
ganz entſchiedener Gegner direkter Reichsſteuern im Frieden iſt, er⸗ 
kennt dies an (vgl. ſeine Abhandlung „Direkte Reichsſteuern oder 
direkte Reichskriegsſteuern“). Im übrigen ſei hierwegen auf die Be⸗ 
gründung verwieſen, die zu dem Antrag Nr. 233, 1—3 in der Kom⸗ 
miſſion gegeben wurde, ferner vor allem auf die Rede v. Payers 
(Sten Ber. S. 801, 802). Das Wehrbeitragdrittel fiel aber durch den 
bekannten prinzipiellen Widerſtand der verbündeten Regierungen; ferner 
verzichtete der Reichstag auch auf die Einkommenszuwachsſteuer, ja, 


er ging ſogar noch hinter die Regierungsvorlage zurück, da die Be⸗ 
rückſichtigung des Mehreinkommens auch bloß beim Tarif vollkommen 
ausſcheidet und ſtatt deſſen die bisherigen Teilſätze für den Ver⸗ 
mögenszuwachs verdoppelt werden. Hiernach ergibt ſich zurzeit be- 
züglich der Beſteuerung der Einzelperſonen folgender Rechtszuſtand: 
der Kriegsſteuer unterliegen alle Einzelperſonen, wenn fie ein Ver⸗ 
mögen von über 10000 Mk. haben und der Vermögenszuwachs inner⸗ 
halb des Veranlagungszeitraums über 3000 Mk. beträgt. Die Steuer 
iſt durchgeſtaffelt und beträgt 5—50 9% des Vermögenszuwachſes. 
Dazu kommt noch — an Stelle des Wehrbeitrags als Abfindung für 
diefen *) — eine Abgabe in Höhe von 19% von dem nach dem Beſitz⸗ 
ſteuergeſetze für den 31. Dezember 1916 feſtgeſtellten Vermögen, 
inſoweit es 90 %g des am 31. Dezember 1913 feſtgeſtellten Vermögens 
überſchreitet und inſoweit es weder der Beſitzſteuer noch der vor— 
ſtehend bezeichneten Zuwachsabgabe unterliegt; die Abgabe wird alſo 
nicht von dem ganzen Vermögen erhoben, ſondern nur von dem dieſe 
90 %% überſteigenden Vermögensbetrage; ein Vermögen bis 20000 Mk. 
bleibt von dieſer Vermögensabgabe überhaupt frei; es iſt dieſe Ab⸗ 
gabe in der Offentlichkeit als Steuer vom fiktiven Vermögenszuwachs 
bezeichnet worden. Anträge, die dieſe Abgabe wenigſtens ausbauen 
wollten, wurden abgelehnt (KommBer. II S. 132, Sten Ber. S. 1410). 
Schließlich hat der Steuerpflichtige noch die Abgabe des Beſitzſteuer⸗ 
geſetzes vom 3. Juli 1913 zu entrichten, auf das ſich das Kriegs⸗ 
ſteuergeſetz auch in der Hauptſache aufbaut, doch ſtimmt die Berech⸗ 
nung des Zuwachſes in beiden Fällen wegen der Sonderbeſtimmungen 
der 88 3—6 KStG. nicht abſolut überein; ſteuerfrei nach dem Beſitz⸗ 
ſteuergeſetz iſt der Zuwachs bis 10000 Mk., Vermögen bis zu 20000 Mk. 
unterliegen der Beſitzſteuer nicht, auch wenn der Zuwachs größer als 
10000 Mk. ſein ſollte; bei Vermögen über 20000 Mk., aber nicht 
über 30000 Mk., vgl. § 13 Abſ. II BStG.; die Steuerſätze find 
ganz weſentlich niedrigere, fie beginnen mit 0,75% des Zuwachſes 
bei ſteuerpflichtigem Vermögenszuwachs bis 50000 Mk. 

In dieſem Zuſammenhang ſei noch erwähnt, daß man auch die 
Erbanfälle mittelbar oder unmittelbar in den Rahmen der Kriegs⸗ 
beſteuerung einbeziehen wollte, aber ohne Erfolg. Ferner daß der 
Reichsſchatzſekretär als gute Ergänzung der Zuwachsbeſteuerung die 


) Die Vermögensabgabe trifft überhaupt nicht die Geſellſchaften! Eine die 
Erhebung eines erneuten Wehrbeitrags betreffende Reſolution war auch ſchon bei 
den Beratungen des Sicherungsgeſetzes abgelehnt worden. 


Umſatzſteuer erklärte; er äußerte ſich folgendermaßen: „wenn die 
Einzelſtaaten und Kommunen das Einkommen an der Quelle erfaſſen, 
ſo erfaſſe das Reich auf der Grundlage der Umſatzſteuer und Ver⸗ 
mögenszuwachsſteuer das Einkommen in ſeiner Verwendung; ſoweit 
es verbraucht werde, werde es durch die Umſatzſteuer getroffen, ſoweit 
es nicht verbraucht werde, falle es unter die Vermögenszuwachsſteuer“. 
Aber es wird bei der Umſatzſteuer noch ſehr darauf ankommen, ob 
ſie auch reſtlos von den kleineren und mittleren Gewerbetreibenden 
abgewälzt werden kann. Vgl. KommBer. II S. 95, 129 ff., Sten Ber. 
S. 1410; Bamberger, Kriegsgewinn⸗ und Kriegserbſchaftsſteuer S. 34 ff.; 
KommBer. II S. 122. Auf dieſe und andere Fragen kann jedoch 
nicht weiter eingegangen werden, wir müſſen uns nunmehr der Geſell⸗ 
ſchaftsbeſteuerung zuwenden. 

Die Beſteuerung der nichtphyſiſchen Perſonen iſt außer derjenigen 
der Einzelperſonen unbedingt notwendig. Daß die tatſächlich vorhandene 
Doppelbeſteuerung in keiner Weiſe etwas dagegen zu ſagen hat, betont 
mit Recht die Begründung zum KStG. Man würde die Freilaſſung der 
Geſellſchaften von der Kriegsſteuer im Volke in keiner Weiſe verſtehen, 
Strutz, Kriegsgewinnſteuer S. 42. Richtigerweiſe iſt auch der Kreis 
der ſteuerpflichtigen Geſellſchaften weiter gezogen worden als beim 
Wehrbeitrag; die Beſchränkung auf Aktiengeſellſchaften und Kommandit⸗ 
aktiengeſellſchaften beim Wehrbeitragsgeſetz iſt keineswegs gerechtfertigt 
geweſen. Das Beſitzſteuergeſetz iſt in dieſer Hinſicht allerdings noch 
weitergehend wie das Wehrbeitragsgeſetz, inſofern als es die juriſtiſchen 
Perſonen überhaupt vollſtändig freiläßt, allein die Begründung, die der 
Entwurf zum Beſitzſteuergeſetz hierzu gibt S. 40, iſt ebenfalls nicht ſtich⸗ 
haltig, richtig iſt nur daran, daß man den Vermögenszuwachs bei den 
Geſellſchaften in etwas anderer Form durchführen muß als wie bei 
den natürlichen Perſonen, weil zwar bei Einzelperſonen der Ein⸗ 
kommensüberſchuß regelmäßig zur Vermögensbildung dient, dagegen 
bei Geſellſchaften die Gewinne nicht in der Vermögensanſammlung, 
ſondern in der Verteilung ihre beſtimmungsmäßige Verwendung finden. 
Eine Steuer auf den Zuwachs der Reſerven wäre auf das leichteſte 
dadurch zu umgehen, daß man die Gewinne verteilt, umgekehrt wäre 
eine Steuer auf die Mehrdividende dadurch zu umgehen, daß man 
möglichſt wenig Dividenden verteilt und deſto mehr die Reſerven 
dotiert. Das Kriegsſteuergeſetz (ebenſo wie ſchon der Vorläufer des⸗ 
ſelben: das Sicherungsgeſetz) knüpft nun an den Mehrgewinn an, 
dabei iſt Mehrgewinn der Mehrbetrag über dem durchſchnittlichen 


Friedensgewinn, ganz gleich wieder, auf welche Umſtände dieſer Mehr: 
gewinn zurückzuführen iſt. Der Mehrgewinn der Geſellſchaften iſt alſo 
etwas ganz anderes als der Vermögenszuwachs der Einzelperſonen. 
Er iſt andererſeits auch nicht etwa Einkommensmehrung im eigent- 
lichen Sinn, denn die Bilanzgewinne, nach denen er berechnet wird, 
ſind nicht Einkommen oder Ertrag, ſondern Vermögenszuwachs und 
Ertrag zuſammen, alſo auch wieder etwas anderes wie der nur er⸗ 
ſpartes Einkommen mitenthaltende Vermögenszuwachs der Einzel⸗ 
perſonen. Das hängt damit zuſammen, daß die Gewinne der Geſell⸗ 
ſchaften ſich aus der Vergleichung ſämtlicher Aktiva und Paſſiva er⸗ 
geben; daher geraten umgekehrt Einkommenſteuern, die vom Bilanz⸗ 
gewinn ausgehen, inſoweit in das Fahrwaſſer von Vermögenszuwachs⸗ 
ſteuern (Strutz, Kriegsgewinnſteuer S. 43, DSB. 1916 ©. 369, auch 
Begründung zum Entw. des Sicherungsgeſetzes, KommBer. II S. 73). 
Zur Sicherung dieſer Mehrgewinne erließ man das Geſetz über vor⸗ 
bereitende Maßnahmen zur Beſteuerung der Kriegsgewinne vom 
24. Dezember 1915, das die Schaffung einer Rücklage in Höhe von 
50% 5) des Mehrgewinns anordnete. In dieſem Zuſammenhang fei 
nebenbei erwähnt, daß auch bezüglich der Beſteuerung der Einzel⸗ 
perſonen Maßnahmen gefordert wurden, durch welche die Erhebung 
der Kriegsgewinnſteuer geſichert werden ſollte: vgl. die betreffende 
Reſolution des Reichstags (Sten Ber. S. 497 PD), vgl. dazu § 12 KStG., 
ferner die Reſolution Nr. 339. Als Geſellſchaften kommen für die 
Geſellſchaftsbeſteuerung nach den beiden Geſetzen nicht die offenen 
Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und erſt recht nicht die 
ſogenannten ſtillen Geſellſchaften in Betracht. Darüber, ob nicht auch 
dieſe getroffen werden ſollten, äußerte ſich der Reichsſchatzſekretär bei 
der 2. Leſung des Sich. (KommBer. I S. 28) in dem Sinne: die 
offenen Handelsgeſellſchaften ſeien keine juriſtiſchen Perſonen, es liege 
da etwa ſo, daß zwei oder drei zuſammengehörige Perſonen gemein⸗ 
ſam ein Geſchäft betreiben und zwar nicht nur mit ihrem Kapital, 
ſondern auch mit ihrer perſönlichen Arbeitskraft. Bei ſolchen Unter⸗ 
nehmungen ſei die Doppelbeſteuerung in der Tat eine Härte. Über 
Schachtelgeſellſchaften bringt das KStG. eine Sonderbeſtimmung. 
Auch bei der Geſellſchaftsbeſteuerung wollte man zum Teil andere 
Wege gehen. Schon beim SichG. wurde wiederholt der grundſätzliche 

5) Ein Antrag, 75% zu nehmen, wurde abgelehnt (SommB. S. 22). Ebenſo 


wurde mit Recht beim Steuergeſetz ein noch weitergehender Antrag abgelehnt. 
(2. Leſung des KStG. im Plenum StenBer. S. 1376). 
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Aufbau des Geſetzes bemängelt, das nur den Mehrgewinn, d. h. Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Kriegsgeſchäftsjahresgewinn und durchſchnittlichen 
Friedensgewinn, erfaſſe, dagegen z. B. an einer Aktiengeſellſchaft, die 
ſchon im Frieden hohe Gewinne erzielt habe und jetzt im Kriege zwar 
keine höheren, aber doch noch die hohen Friedensdividenden ausſchütten 
könne, vorbeigehe (KommBer. I S. 17, 20). Es wurde dabei z. B. 
angeregt, ob man für die Geſellſchaften nicht eine Mindeſtrente feſt⸗ 
ſetzen und das, was darüber hinausgehe, als Kriegsgewinn beſteuern 
ſolle (KommBer. I ©. 25). Dieſe Erwägungen führten bei der Be⸗ 
ratung des Kriegsſteuergeſetzes zu dem Antrag Nr. 242 K.⸗D., der 
in ſeinem weſentlichen Inhalt dahin ging, als Mehrgewinn den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Kriegsgewinn und 8% des eingezahlten Grund⸗ 
oder Stammkapitals (zuzüglich der bei Beginn des erſten Kriegs⸗ 
geſchäftsjahrs ausgewieſenen wirklichen Reſervekontenbeträge) zu faſſen. 
Bei ausländiſchen Geſellſchaften ſollte der Gewinn als ſolcher getroffen 
werden (KommBer. II S. 74 ff.)). Dieſe Einwände gegen den Auf⸗ 
bau des Geſetzes haben zweifellos einen berechtigten Kern. Denn es 
iſt in der Tat nicht für richtig zu erachten, daß die kapitalkräftigſten 
Geſellſchaften, die ſchon vor dem Kriege hohe Gewinne gemacht haben, 
von der Reichskriegsſteuer ganz frei bleiben, bloß deswegen, weil ſie 
im Krieg nicht noch Mehr gewinne erzielten, während anderſeits kleine 
Geſellſchaften, die einen kleinen Mehrgewinn hatten, aber früher 
ſchlecht rentierten, die hohe Steuer zahlen müſſen. Wenn z. B. ein 
Rieſenunternehmen wie die Ac. — der Reichsſchatzſekretär exem⸗ 
plifizierte in der Kommiſſion darauf, allerdings im anderen Sinn, 
KommBer. I S. 6 —, nicht von der Reichskriegsſteuer getroffen wird, 
weil die Kriegsjahre nicht einen Mehrgewinn im Sinn des Geſetzes 
erbrachten, ſo iſt dies ein Beweis dafür, daß die Beſteuerung des 
Mehrgewinns allein eben nicht ausreicht. Der Hinweis darauf, daß 
die ſtationär gebliebenen Gewinne der Geſellſchaften ja bei den Landes⸗ 
ſteuern uſw. getroffen werden, ſchlägt nicht durch, dieſe Beſteuerung 
bringt noch nicht den gebotenen Ausgleich, denn davon werden eben 
alle Geſellſchaften getroffen, auch wenn fie nicht kapitalkräftig find. 


6) Buck geht vom verteilungsfähigen Gewinne aus und will 
dieſen nach ſeinem Verhältnis zum Grundkapital (und zu den Reſerven) beſteuern. 
Geſellſchaften mit durchſchnittlich unter 3%pigem Gewinne ſollen von der Kriegs⸗ 
gewinnſteuer freibleiben, dafür aber, wenn ſie größere Lieferungen von Staat, 
Heer und Gemeinde hatten, mit einer Umſatzſteuer getroffen werden (Finanz⸗ 
archiv 33 S. 89 ff., 118, 120, 138). 


Darum iſt es ein Gebot ſteuerlicher Gerechtigkeit, daß ſolche kapital— 
kräftige Unternehmungen auch zur Reichs kriegsbeſteuerung heran— 
gezogen werden. Das Ziel dieſer Erwägungen iſt aber, ſtatt mit dem 
oben erwähnten Antrage, wohl richtiger mit dem Wehrbeitrag zu er⸗ 
reichen, wobei allerdings einige Modifikationen am Platze ſind; ins⸗ 
beſondere wären nicht bloß Aktiengeſellſchaften und Kommanditaktien⸗ 
geſellſchaften heranzuziehen. Daß die gemeinten Geſellſchaften durch 
die Abgabe wirklich irgendwie geſchädigt würden, kann keineswegs 
behauptet werden. Der genannte Antrag wurde zurückgezogen und 
der Antrag auf Erhebung eines weiteren Wehrbeitragdrittels abgelehnt. 
Möglich, daß die neuerliche Erhebung des Wehrbeitrages da oder dort 
verſtimmend wirken würde, und daß es ſich daher empfiehlt zurzeit 
davon abzuſehen, aber ganz ſollte bei den gutfundierten Geſellſchaften 
nicht davon abgeſehen werden. Es blieb alſo bei der alleinigen Be⸗ 
ſteuerung des Mehrgewinns. 

Mit ein paar Worten iſt noch die Tariffrage zu ſtreifen. Die 
Tarife der Geſellſchaften wurden, ebenſo der Tarif der Einzelperſonen, 
vom Reichstag verſchärft. Dies iſt auch zu billigen; in dieſer Be⸗ 
ziehung ſei insbeſondere auf den Tarif für die ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchaften verwieſen, der nach der Vorlage erſt bei 2 Millionen, obwohl 
man es überhaupt nur mit Teilbetrieben ausländiſcher Geſellſchaften 
zu tun hat, die Höchſtſtufe erreichte, während dies jetzt richtigerweiſe 
ſchon bei 500 000 Mk. geſchieht. Von einer Überſpannung des Tarifs 
kann keine Rede ſein, die Höchſtſtufe erreicht nicht die vom Sicherungs⸗ 
geſetz für die Rücklage feſtgeſetzten 50 %% ſondern nur 45% (bei den 
Einzelperſonen beträgt die Abgabe vom Vermögenszuwachs etwas 
mehr: 48,75% bei 10 Millionen Zuwachs, aber dies ſind ſchwerlich 
eintretende Fälle). Die Geſellſchaften können alſo mit dem Ausgang 
der Sache zufrieden fein. Trotz der beabſichtigten und erfolgten Ver⸗ 
ſchärfung des Tarifs ſtellen ſich übrigens viele Geſellſchaften noch 
beſſer als nach der Regierungsvorlage. Der Grund für dieſe um- 
erwünſchte Nebenwirkung liegt darin, daß der Tarif für ausländiſche 
Geſellſchaften ſich in den Mittelſtufen immer noch als zu ſchwach er⸗ 
weiſt; daraus ergibt ſich auch für die inländiſchen Geſellſchaften eine 
Begünſtigung, weil für dieſe der ausländiſche Tarif, wenn er günſtiger 
iſt als der inländiſche prozentuale Tarif, ebenfalls zugrunde zu legen 
iſt. Vgl. unten S. 92. Das wird hauptſächlich inländiſchen Geſell⸗ 
ſchaften mit kleinerem eigenen Kapital zugute kommen, bei denen der 
Gewinn weniger hoch erſcheint, wenn man ihn lediglich nach ſeinem 
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abſoluten Betrage berückſichtigt, als wenn man ihn nach dem wirk⸗ 
lichen prozentualen Verhältnis zum Grundkapital und Reſerven be⸗ 
trachtet. Da ſich nun unter den Geſellſchaften, die große Kriegs⸗ 
gewinne erzielt haben, recht viele befinden, deren Eigenkapital ver⸗ 
hältnismäßig nicht ſehr groß iſt, ſo wird dies für den Ertrag der 
Steuer wohl fühlbar werden. Dies hätte natürlich einfach dadurch 
vermieden oder wenigſtens verkleinert werden können, daß man die 
Steuer für ausländiſche Geſellſchaften in den mittleren Stufen ſtärker 
erhöhte. Immerhin werden die ganz großen Mehrgewinne unver⸗ 
kürzt herangezogen werden, da ja die Höchſtſtufe nach dem aus⸗ 
ländiſchen Tarif bereits beim Mehrgewinn von über 500 000 Mk. 
gegeben iſt (ſ. Frkf. Ztg. 1916 Nr. 172 2. Morgenbl.). 

Die Frage, welchen Ertrag die Kriegsſteuer bringen wird, iſt 
ganz beſonders ſchwer zu beantworten. Nach der Schätzung des Reichs⸗ 
ſchatzſekretärs wird das Erträgnis 1 Milliarde weſentlich überſchreiten, 
Schätzungen wie 3 Milliarden hielt er für übertrieben (StenBer. 
S. 1364). Die Summe verteilt ſich nach der Meinung des Reichs⸗ 
ſchatzſekretärs in der Weiſe, daß mindeſtens 200 Millionen auf die 
Vermögensabgabe nach S I Ziff. 2 KStG. entfallen (Sten Ber. S. 1352 C), 
einige hundert Millionen auf die Geſellſchaftsſteuer (Sten Ber. S. 804) 
und der Reſt auf die Vermögenszuwachsſteuer § 9 Ziff. 1 KStG. Dazu 
kommen dann noch die bewilligten 650 Millionen Steuern, gefordert 
waren 480 Millionen, die Erhöhung folgt aus der Erſetzung des 
Quittungsſtempels durch die Warenumſatzſteuer. Die Einnahme aus 
der Kriegsabgabe iſt nach S 38 KStG. ausſchließlich zur Abminderung 
der Reichsſchuld zu verwenden, ſoweit ſie nicht nach dem Reichshaus⸗ 
haltsetat für das Rechnungsjahr 1916 zum Ausgleich des Ausfalls 
bei anderen Einnahmekapiteln erforderlich iſt (vgl. hierzu StenBer. 
S. 769 A, B). Dies trifft nur auf die Geſellſchaften zu, die im Gegen⸗ 
ſatz zur Kriegsabgabe der Einzelperſonen nach $ 28 KStG. bereits 
nach dem Ergebnis des zweiten Kriegsgeſchäftsjahrs vorläufig veranlagt 
werden können, nach § 31 Abſ. II iſt die vorläufig feſtgeſetzte Kriegs⸗ 
abgabe der Geſellſchaften und anderer juriſtiſcher Perſonen binnen 
3 Monaten nach Zuſtellung des vorläufigen Beſcheids zu entrichten. 
Für die Veranlagung und Erhebung der Abgabe erhalten die Bundes⸗ 
ſtaaten eine Entſchädigung von / vom Hundert ihrer Roheinnahme. 
— Daß die Kriegsſteuer (im engeren Sinn) nur eine proviſoriſche 
Steuer iſt, iſt ſicher; zweifelhaft iſt dagegen, ob auch die übrigen 
Kriegsſteuern im weiteren Sinn: Tabakabgabe, Frachturkundenſtempel, 
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Poſt⸗ und Telegraphenabgabe, Warenumſatzſteuer im Frieden wieder 
verſchwinden werden; dies iſt wahrſcheinlich nicht der Fall (vgl. 
StenBer. ©. 771). 

In geſchichtlicher Beziehung iſt noch Einiges nachzutragen. Die 
Reichsregierung nahm zunächſt eine abwartende Haltung ein. Im 
Frühjahr 1915 wurde gemeldet, die Regierung beabſichtige nicht, dem 
Gedanken näher zu treten. Später wurde auf die Schwierigkeiten 
hingewieſen, die ſich der Ausführung in den Weg ſtellten, und betont, 
vor Beendigung des Kriegs könne jedenfalls ein Geſetzentwurf nicht 
eingebracht werden. Die Sache kam vielmehr erſt in Fluß, als nichts⸗ 
deſtoweniger die Offentlichkeit mit ſeltener Einmütigkeit die Maßnahme 
weiter forderte und insbeſondere als auch im Ausland (Dänemark) 
und in den verſchiedenen deutſchen Einzelſtaaten (vgl. den Entwurf 
von Bremen, die Anträge Strombeck und Dr. Arendt im preußiſchen 
und Calman und Adelung im heſſiſchen Landtag) Schritte zu einer 
ſtaatlichen Beſteuerung des Kriegsgewinns eingeleitet wurden. Dieſe 
Umſtände veranlaßten die Reichsregierung zu der Frage für das Reich 
und die deutſchen Bundesſtaaten Stellung zu nehmen und zwar ge- 
ſchah dies in der Konferenz der bundesſtaatlichen Finanzminiſter vom 
10. Juli 1915. Hierbei kam es, wie der Reichsſchatzſekretär in der 
Sitzung des Reichstags vom 20. Auguſt 1915 berichtete, zu dem grund⸗ 
ſätzlichen Einverſtändnis dahin, daß die Sonderbeſteuerung der Ver⸗ 
mehrungen des Einkommens und Vermögens, welche ſeit dem Kriegs⸗ 
ausbruch eingetreten find, erwünſcht und durchführbar ſei, und daß 
die Beſteuerung der Vermögensmehrungen dem Reich vorzubehalten 
jei, während die Beſteuerung der Einkommensmehrungen den Bundes- 
ſtaaten überlaſſen werden könne; die Erhebung der Steuer könne aber 
erſt nach Kriegsende erfolgen, da dann erſt ſich die finanzielle Wirkung 
des Kriegs überſehen laſſe. Im Verfolg deſſen wurden dem Reichstag 
bei ſeiner nächſten Verſammlung (ab 30. November 1915) zwei Vor⸗ 
lagen vorgelegt: über die Kriegsabgaben der Reichsbank und über 
vorbereitende Maßnahmen zur Beſteuerung der Kriegsgewinne. Um 
das Geſetz über die Kriegsabgaben der Reichsbank vom 24. Dezember 
1915 (RGBl. S. 840) handelt es ſich hier nicht weiter. Die Reichs- 
bank unterliegt alſo nicht dem Sicherungsgeſetz und Kriegsſteuergeſetz. 
Intereſſant iſt bei dem Geſetz betr. die Reichsbankkriegsabgabe be⸗ 
ſonders, daß die Abgabe, abgeſehen vom Jahre 1914, für die Jahre 
1915 und 1916 75% Mehrgewinn beträgt, die Erhöhung beruht 
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vor, der Reichstag aber hat ſich dieſem Satz nur für das ſchon ver⸗ 
teilte Jahresergebnis 1914 angeſchloſſen. Was das Sicherungsgeſetz 
anlangt, ſo hat die Vorlage nur wenige geringfügige Anderungen 
erhalten, im Gegenſatz zum Kriegsſteuergeſetzentwurf. Den Vorſitz in 
der Kommiſſion führt hier wie dort Abg. Dr. Spahn, Berichterſtatter 
war beidemal Abg. Dr. Südekum. In der Vollſitzung vom 20. De⸗ 
zember 1915 wurde das Sicherungsgeſetz einſtimmig angenommen. 
Dabei wurden folgende Reſolutionen angenommen, einmal die ſchon 
erwähnte Nr. 175 der Druckſachen, durch welche die Anordnung von 
Sicherungsmaßnahmen für die Kriegsgewinnſteuer auch gegenüber 
Einzelperſonen verlangt wurde; dann die Reſolution Nr. 183 mit 
folgendem Wortlaut: 1. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, a) Maß⸗ 
nahmen zu treffen, um unter voller Wahrung der Intereſſen des 
reellen Geſchäftsbetriebs die Unterſuchung und Feſtſtellung von Fällen 
herbeizuführen, in denen durch Kriegslieferungen, die Vorbereitung, 
Vermittlung, Beſorgung oder Verſchaffung von Kriegslieferungen oder 
eine andere Mitwirkung bei ihnen ein übermäßiger oder unlauterer 
Gewinn erzielt worden iſt, b) einen Geſetzentwurf vorzulegen, durch 
den für den Reichsfiskus ein Anſpruch auf Herausgabe ſolcher Ge⸗ 
winne begründet wird; 2. den Herrn Reichskanzler zu erſuchen, einen 
Geſetzentwurf demnächſt vorzulegen, durch den, wer ſich oder einem 
Dritten für Heeresleiſtungen Vermögensvorteile gewähren oder ver⸗ 
ſprechen läßt, die den üblichen Wert überſteigen und in auffallendem Miß⸗ 
verhältnis zur Leiſtung ſtehen, zum Erſatz des Schadens verpflichtet wird, 
und zwar mit rückwirkender Kraft auf die ſeit Kriegsbeginn abgeſchloſſenen 
oder erfüllten Rechtsgeſchäfte. Das Sicherungsgeſetz erhielt am 24. De⸗ 
zember 1915 die kaiſerliche Vollziehung, am 28. Dezember wurde es 
veröffentlicht, das Geſetz trat am Tage ſeiner Verkündung in Kraft, 
§ 11 Sich. Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats hierzu vom 
27. Januar 1916 (Zentralbl. f. d. Deutſche Reich S. 27 ff.). Auch der 
Entwurf des Kriegsſteuergeſetzes wurde an die Kommiſſion für den 
Reichshaushaltsetat') verwieſen, die der Verweiſung vorausgehende 
erſte Leſung im Reichstagsplenum fand am 16., 22. und 23. März 
1916 ſtatt. Von den langwierigen Kommiſſionsverhandlungen, den 
einſchneidenden und vielfachen Veränderungen des Entwurfs iſt bereits 
geſprochen worden. Am 31. Mai und 2. Juni fand die zweite Be⸗ 
ratung des Geſetzentwurfs im Reichstagsplenum ſtatt, die Faſſung des 
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Entwurfs nach den Beſchlüſſen der 2. Kommiſſionsleſung gemäß dem 
Kompromißantrag (Nr. 326 K.⸗D.) wurde nur in wenigen Punkten 
noch nachträglich geändert (vgl. die Zuſammenſtellung auf Druck. 
Nr. 370). Die dritte Beratung fand am 5. Juni ſtatt, und wurde hier 
der Geſetzentwurf in namentlicher Abſtimmung mit 313 gegen 23 bei 
1 Stimmenthaltung und 2 ungültigen Stimmen angenommen. Es 
wurden ſchließlich noch folgende Reſolutionen angenommen: I. Die 
Reſolution Druckſ. Nr. 339: Die verbündeten Regierungen zu erſuchen, 
bei Ausführung des Kriegsgewinnſteuergeſetzes folgende Anordnungen 
veranlaſſen zu wollen: 1. Die Heereslieferer ſind durch die in Betracht 
kommenden Stellen den Steuerbehörden unverzüglich bekannt zu geben. 
2. Die Ausſtellung von Auslandspäſſen iſt bis auf weiteres, falls nicht 
der Zweck der Reiſe zweifelfrei feſtgeſtellt iſt, nur noch dann geſtattet, 
wenn der Antragſteller entweder nachweiſt, daß er bereits die von 
ihm zu entrichtende Kriegsſteuer bezahlt oder Sicherheit für fie ge- 
leiſtet hat oder daß er überhaupt nicht zur Kriegsſteuer herangezogen 
werden kann. II. Die Reſolution Nr. 320: Den Herrn Reichskanzler 
zu erſuchen, bei den Bundesſtaaten darauf hinzuwirken, daß der Vorſitz 
in den Steuerämtern finanz⸗ oder ſteuertechniſch beſonders vorgebildeten 
Beamten im Hauptamt übertragen wird. Das Geſetz erhielt am 
21. Juni die kaiſerliche Vollziehung, am 25. Juni 1916 wurde es 
veröffentlicht, in Kraft trat es vom 9. Juli ab, als dem vierzehnten 
Tage nach dem Tage, an dem das betreffende Stück (Nr. 136) des 
Reichsgeſetzblatts in Berlin ausgegeben worden iſt. Bundesratsvoll⸗ 
zugsvorſchriften ſind noch nicht erſchienen. 
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Das Geſetz über vorbereitende Maßnahmen zur 
Beſteuerung der Kriegsgewinne. 
1. Die rücklagepflichtigen Geſellſchaften. 

Nach § 1 Sich. find folgende Geſellſchaften verpflichtet, 50% 
des in einem Kriegsgeſchäftsjahr erzielten Mehrgewinns in eine zu 
bildende Sonderrücklage einzuſtellen: Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
aktiengeſellſchaften, Berggewerkſchaften und andere Bergbau treibende 
Vereinigungen, letztere, ſofern ſie die Rechte juriſtiſcher Perſonen 
haben, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und eingetragene Ge— 
noſſenſchaften, die im Deutſchen Reich ihren Sitz haben. 
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Nach § 6 Sich. find ferner rücklagepflichtig: Die Geſellſchaften 
der im § 1 bezeichneten Art, die ihren Sitz im Ausland haben, aber 
im Inland einen Geſchäftsbetrieb unterhalten. Während jedoch die 
inländiſchen Geſellſchaften auch mit den Mehrgewinnen ihrer aus⸗ 
ländiſchen Niederlaſſungen getroffen werden, kommt bei den aus⸗ 
ländiſchen Geſellſchaften nur der Mehrgewinn des Inlandsbetriebs in 
Betracht. 

Dazu kommen gemäß § 10 Abſ. IT Sich. noch einzelne vom 
Bundesrat beſonders beſtimmte „juriſtiſche Perſonen“; zur Ausdehnung 
auf Geſellſchaften ohne Rechtsperſönlichkeit iſt alſo der Bundesrat nicht 
befugt. Es handelt ſich bei dieſer Vorſchrift vor allem um Stiftungen; 
dieſe dienen zwar im allgemeinen gemeinnützigen Zwecken, es gibt 
aber auch andere Stiftungen, die nicht ausſchließlich gemeinnützigen 
Zwecken dienen und die gewerbliche Unternehmungen betreiben (Komm. ⸗ 
Ber. I S. 29), ferner 81 Ausf Beſt. Die eben erwähnte AusfBeſt. 
zeigt auch, inwieweit der Bundesrat von dieſer Ermächtigung Ge⸗ 
brauch machen wird, nämlich nur gegenüber juriſtiſchen Perſonen des 
bürgerlichen Rechts, die eine auf Erwerb gerichtete Tätigkeit aus⸗ 
üben. Weiter beſagt 8 1 AusfBeſt., daß die Ausdehnung nicht all⸗ 
gemein für weitere Arten von juriſtiſchen Perſonen erfolgen, ſondern 
daß der Bundesrat die pflichtigen juriſtiſchen Perſonen einzeln be⸗ 
zeichnen und den Umfang ihrer Verpflichtung beſtimmen wird. 

Befreit ſind inländiſche Geſellſchaften, die nach der Entſcheidung 
des Bundesrats ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken dienen, S 7 
Sich. Darunter fallen nicht die kriegswirtſchaftlichen Geſellſchaften: 
Näheres KommBer. I S. 27. Der Entwurf ſah ſtatt des Bundes⸗ 
rats als entſcheidende Inſtanz die oberſte Landesbehörde oder eine 
von dieſer beſtimmte Behörde vor, was auch genügt hätte. Hier iſt 
eine Zweifelsfrage aufgetaucht. Von einzelnen Rentämtern ſind näm⸗ 
lich gemeinnützige Bauvereinigungen im Vollzug des Sich. aufge⸗ 
fordert worden, bis zum 1. Juni 1916 ihre Geſchäftsberichte uſw. 
ſowie eine Berechnung der erzielten Mehrgewinne einzureichen. Die 
beteiligten Kreiſe glaubten, daß die Aufforderung den S 7 nicht ge⸗ 
nügend beachte, weil die Gemeinnützigkeit der in Frage kommenden 
Bauvereinigungen außer Zweifel ſtehe, in den Satzungen begründet 
ſei, die die Begriffsbeſtimmung der „Gemeinnützigkeit genau auf Grund 
der Reichs- und Landesgeſetze enthielten (Reichszuwachsſtc. § 30, 
bayer. Hausſteuer G. § 33 III)“. M. E. iſt die Aufforderung der 
Rentämter vollkommen korrekt; praktiſche Nachteile werden ſich übrigens 


daraus für die betr. Geſellſchaften nicht ergeben, da ja der Bundesrat 
entſprechend der gutachtlichen Außerung der Landesbehörde entſcheiden 
wird, § 11 Abſ. I AusfBeſt. z. Sich. Vgl. auch die Regierungs- 
erklärung zu §8 11 WBG. eee Ziff. 1 (KB. S. 53, 
Hoffmann, WBG. S. 26). 
| Im einzelnen iſt bezüglich der dem Geſetz unterliegenden in⸗ 
ländiſchen und ausländiſchen Geſellſchaften folgendes hervorzuheben: 
Ob eine inländiſche oder ausländiſche Geſellſchaft vorliegt, ent- 
ſcheidet ihr Sitz im bürgerlich rechtlichen (handelsrechtlichen) Sinn; es 
hängt davon ab, ob ſie ihren Sitz im Inland oder Ausland hat. 
Der im Geſellſchaftsvertrag beſtimmte Sitz, nicht der tatſächliche Ort 
des Geſchäftsbetriebs iſt maßgebend. Das kann nur ein Ort ſein, 
liegt dieſer Sitz nicht im Reichsgebiet (die Schutzgebiete und erſt recht 
die okkupierten Gebiete ſind Ausland), ſo hat die Geſellſchaft keinen 
Sitz im Inland, auch wenn ſie eine Zweigniederlaſſung im Inland 
unterhält oder hier tatſächlich den Mittelpunkt ihrer Geſchäſte oder 
ihrer Geſchäftsleitung hat. Die inländiſche Aktiengeſellſchaft, Kommandit⸗ 
aktiengeſellſchaft und Geſellſchaft m. b. H. muß ins Handelsregiſter, 
die Genoſſenſchaft ins Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen ſein, eine 
Geſellſchaft, die vorher Geſchäfte macht, iſt keine A. G. und G. m. b. H., 
eine nicht eingetragene Genoſſenſchaft iſt eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts. Eine A. G. hört nicht ſchon dadurch auf zu ſein, daß 
ſie aufgelöſt wird; die bei Inkrafttreten des Geſetzes in Liquidation 
befindliche A. G. muß alſo hinſichtlich der bis dahin erzielten Mehr⸗ 
gewinne die Rücklage bilden. Eine in Liquidation befindliche A. G. 
bleibt ſogar auch weiter rücklagepflichtig, wenn ſie die Erzielung neuen 
Gewinns anſtreben ſollte; ſoweit ſie dies tut, hat ſie zwecks Feſtſtellung 
eines etwaigen Mehrgewinns neben der Ligquidationsbilanz eine be⸗ 
ſondere, den geſetzlichen Vorſchriften entſprechende Steuerbilanz auf⸗ 
zuſtellen. Auch die Fuſion einer Geſellſchaft bewirkt nicht für die 
fuſionierte Geſellſchaft den Wegfall der Rücklage⸗, bzw. Steuerpflicht 
hinſichtlich der bis dahin erzielten Mehrgewinne; wann im Fall einer 
Fuſion die aufgenommene Aktiengeſellſchaft zu beſtehen aufgehört hat, 
beſtimmt ſich nach § 304 ff. HGB. Immer kommt es darauf an, daß 
die Geſellſchaft beim Inkrafttreten des Sich. noch beſtanden hat; 
hier zeigt ſich, daß die Geſellſchaften auch nach Bekanntwerden der 
Vorbereitungen zur Kriegsgewinnbeſteuerung noch rechtzeitig um die 
Steuer herumgehen konnten, weil nach der Rechtſprechung, preuß. 
OVGSt. Bd. 14 S. 313 (vgl. dazu auch Staub HGB. § 301 Anm. 10), 
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ein Erlöſchen der Geſellſchaft vor Ablauf des Sperrjahres möglich ift. 
War alſo z. B. eine G. m. b. H. am 1. Auguſt 1914 zu dem Zweck 
gegründet worden, geringwertige Kriegsartikel zu höchſten Preiſen zu 
vertreiben, und hat fie bei dem „Geſchäfte“ bis 1. Auguſt 1915 etwa 
eine Million verdient, ſo braucht ſie keinen Pfennig Kriegsſteuer zu 
bezahlen, wenn fie bis zum Inkrafttreten des Sich. ſich auflöſte 
und ihr geſamtes Vermögen ausſchüttete; ſie kann ja jetzt ihr Geſchäft 
etwa in der Form einer Kommanditgeſellſchaft betreiben. Übrigens 
konnte das Geſetz u. U. auch einfach dadurch umgangen werden, daß 
die ſeinerzeit bei dem bereits verteilten Kriegsgewinn geſchaffenen frei⸗ 
willigen Rücklagen noch nachträglich vor Inkrafttreten des Geſetzes 
verteilt wurden, bzw. wenn der Geſchäftsgewinn noch nicht verteilt 
war, weil das Normalgeſchäftsjahr noch nicht abgelaufen war, ſofort 
eine Anderung des Geſchäftsjahrs vorgenommen und nun der Gewinn 
vollſtändig ausgeſchüttet wurde. Dieſe letztere Umgehungsmöglichkeit 
beſteht allerdings nur unter Umſtänden, nämlich nur dann, wenn die 
folgenden Jahre keine neuen Mehrgewinne brachten: alſo nur im un⸗ 
erwünſchten Fall. Immerhin können dadurch manche erhebliche Kriegs⸗ 
gewinne der Steuer entgehen. Eine Streitfrage beſteht zu S 1 Sich. : 
ſind die Gewerkſchaften älteren Rechts rücklage⸗ und ſteuerpflichtig oder 
nicht? Hachenburg meint, durch den Beiſatz „ſofern ſie die Rechte 
juriſtiſcher Perſonen haben“ ſchließe das Geſetz die Gewerkſchaften 
älteren Rechts aus (JW. 1916 S. 12); zum gleichen Ergebnis kommen 
Stier⸗Somlo, Rheinſtrom, Sintenis bei S 1 Sich. Dies hält 
Moesle S 1 Anm. 6 für irrtümlich mit folgender Begründung: Der 
Zuſatz beziehe ſich, wie aus dem Wort „letztere“ doch wohl zweifels⸗ 
frei hervorgehe, nur auf „andere Bergbau treibende Vereinigungen“. 
Ihm zuſtimmend Norden-Friedländer S. 21. Das kann, obwohl der 
Verfaſſer beſonderen Anteil an der Entſtehung des Geſetzes hat, nicht 
angenommen werden, denn nach dem Wortlaut des Geſetzes werden 
Berggewerkſchaften und andere Bergbau treibende Vereinigungen durch 
„und“ verbunden, ſo daß ſich der Beiſatz „ſofern ſie die Rechte juri⸗ 
ſtiſcher Perſonen haben“ auf beide bezieht; zweifelsfrei läßt ſich die 
Meinung Moesles alſo nicht aus dem Worte „letztere“ folgern, dies 
würde nur dann der Fall ſein, wenn das Wort „und“ zwiſchen Berg⸗ 
gewerkſchaften und Bergbau treibenden Vereinigungen fehlen würde, 
dann würde ſich „letztere“ nur auf die Bergbau treibende Vereini⸗ 
gungen allein beziehen. Die Berggewerkſchaften älteren Rechts fallen 
alſo nicht unter das Geſetz. 
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Bei ausländiſchen Geſellſchaften entſcheidet das Recht des Sitzes 
darüber, ob eine Geſellſchaft der in § 1 bezeichneten Art vorliegt. 
Eine dem ausländiſchen Rechte unterſtehende Geſellſchaft iſt als Aktien⸗ 
geſellſchaft nach S 1 nicht bloß dann anzuſehen, wenn das ausländiſche 
Recht dem inländiſchen entſpricht, die Geſellſchaft alſo eine Geſellſchaft 
iſt, deren Geſellſchafter nur mit Einlagen auf das in Aktien zerlegte 
Grundkapital beteiligt ſind, ohne perſönlich für deren Verbindlichkeiten 
zu haften, ſondern es werden als ſolche auch alle geſellſchaftsmäßigen 
Kapitalaſſoziationen anzuſehen ſein, die in dem fremden Rechtsgebiete 
die Funktionen der A. G. des deutſchen Rechts erfüllen. Trifft dieſe 
Vorausſetzung zu, ſo iſt es gleichgültig, ob eine Geſellſchaft nach aus⸗ 
ländiſchem Recht Rechtsperſönlichkeit hat oder nicht (Moesle S 6 Anm 3, 
Hachenburg FW. 1916 S. 14, Sintenis Komm. § 6 Anm. 1) 1). Die 
Rücklage⸗ (und Steuer) pflicht beſchränkt ſich auf den Mehrgewinn, der 
auf den inländiſchen Geſchäftsbetrieb entfällt. Die Grundſätze, die 
bei einer bundesſtaatlichen Einkommenſteuerveranlagung für die Aus⸗ 
ſcheidung des auf den inländiſchen Geſchäftsbetrieb entfallenden Teils 
des ſteuerbaren Geſamteinkommens maßgebend waren, ſind auch bei 
der Berechnung des auf den inländiſchen Betrieb entfallenden Teils 
des Mehrgewinns anzuwenden. Wo eine Einkommenſteuer nicht ein⸗ 
geführt iſt, hat die Landesregierung entſprechende Vorſchriften zu er⸗ 
laſſen; letzteres hat zur Zeit nur noch für Elſaß⸗Lothringen Bedeutung. 
Die Begr. zum Entwurf des Sich. S. 14 bemerkt dazu: „Da die 
Feſtſtellung des auf eine ausländiſche Niederlaſſung entfallenden An⸗ 
teils am Geſchäftsgewinn einer ausländiſchen Geſellſchaft erheblichen 
Schwierigkeiten begegnet, erſcheint es zweckmäßig, für die Berechnung 
des Mehrgewinns die ſtaatlichen Einkommenſteuerveranlagungen un⸗ 
mittelbar zu verwerten und den Erlaß entſprechender Vorſchriften dort 
vorzuſehen, wo eine Einkommenſteuer nicht eingeführt iſt“. Was ver- 
wertet wird, iſt der ſog. Verteilungsſchlüſſel (Moesle S 6 Anm. 7), 
vgl. z. B. bayer. VV. z. EinfSt®. § 34 Abſ. IV, preuß. Ausf Anw. 
z. EinkStG. Art. 17 Abſ. IV, V, bei. v. Breunig II S. 373 ff. Das 
ſteuerpflichtige Einkommen iſt dagegen nicht ohne weiteres identiſch 
mit dem „inländiſchen Gejchäftsgewinn” des Gef. Der Mehrgewinn 
ſelbſt iſt, abgeſehen von den eben erwähnten Sondervorſchriften, in 


) Die engliſche Company with limited liability, die amerikaniſche Stock 
Company iſt eine Aktiengeſellſchaft, die öſterreichiſche G. m. b. H. eine G. m. b. H. im 
Sinne des SichG., die franzöſiſche Societ& anonyme à capital variable eine A. G. 
bzw. deren Unterform, eine Genoſſenſchaft (Marcuſe JW. 1916 S. 1155). 
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entſprechender Anwendung der übrigen Vorſchriften des Geſetzes zu be⸗ 
rechnen. Berechnet ſich der Gewinn ganz oder teilweiſe vom Grund⸗ 
kapitel 8 5 Abſ. 2—5, jo wird nur ein verhältnismäßiger Teil des 
Grund⸗ oder Stammkapitals in Betracht zu ziehen ſein (Moesle a. a. O. 
Anm. 6). Die Ausführungen der durch das SichG. begründeten 
Verpflichtungen obliegt den Vorſtehern der inländiſchen Niederlaſſungen. 

Sonderbeſtimmungen für gewiſſe Geſellſchaften: ST AusfBelt. 
3. Sich. 


Anmerkung zum „Sitz“ ⸗ Begriff. 


Wie wir geſehen haben, entſcheidet ſich die Frage, ob eine Geſell⸗ 
ſchaft inländiſch oder ausländiſch iſt, danach, wo ſie nach deutſchem 
Recht ihren Sitz hat; ebenſo iſt für die Frage, ob eine ausländiſche 
Geſellſchaft zu den rücklagepflichtigen Geſellſchaftstypen unſeres Sich. 
zu rechnen iſt, das Recht dieſes Staates maßgebend, in dem ſie nach 
deutſchem Recht ihren Sitz hat, kurz geſagt: das Recht ihres Heimat⸗ 
ſtaats. Was iſt nun unter dem „Sitz“ zu verſtehen? Dies iſt be⸗ 
kanntlich im allgemeinen Recht ſehr umſtritten. Der Streit ſpielt alſo 
auch in unſer Steuergeſetz herein, doch kann ich natürlich auf die ein⸗ 
zelnen Theorien nicht näher eingehen. Darüber vgl. die Monographie 
Ernſt Iſays: Die Staatsangehörigkeit der juriſtiſchen Perſonen (1907), 
beſ. das 2. Kapitel „das Kriterium der Staatsangehörigkeit juriſtiſcher 
Perſonen“ S. 72 - 152. Bemerkt ſei nur folgendes: Vor allem handelt 
es ſich darum, ob im deutſchen Recht — das allgemeine Völkerrecht 
und die einzelnen fremden Rechte kommen hier nicht in Frage — 
unter Sitz der Verwaltungsſitz oder das Betriebszentrum oder der 
ſtatutariſche Sitz zu verſtehen iſt, ob alſo beiſpielsweiſe der Ort, von 
dem aus der Vorſtand der Geſellſchaft die Verwaltung führt, oder 
der Ort, in dem ſich die Fabrik befindet, oder der im Geſellſchafts⸗ 
vertrag beſtimmte nominelle Sitz entſcheidet. Ernſt Iſay kommt zu 
dem Ergebnis, daß im deutſchen Recht nicht der ſtatutariſche, ſondern 
der Verwaltungsſitz für die Frage der Staatsangehörigkeit entſcheidend 
ſei (ebenſo RG. IW. 1904 S. 231), während er allerdings ſonſt für 
das deutſche Recht ebenfalls den ſtatutariſchen Sitz in erſter Linie maß⸗ 
gebend ſein läßt (S. 209 — 213 a. a. O.). Allein die Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen, die Iſay zu dieſer Unterſcheidung führen, ſcheinen mir 
gegenüber dem Stande unſeres Rechts (8 24 BGB., der analog auch 
für die außerhalb des BGB. ſtehenden Organiſationen Geltung hat, 
§ 17 Abſ. I S. 2 ZPO.) doch nicht durchgreifen zu können und tft 
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m. E. der Meinung, die immer in erſter Linie vom ſtatutariſchen 
Sitz ausgeht, der Vorzug zu geben (vgl. z. B. Brand HGB. § 201 
Anm. 11 mit Zitaten, Entſch. des bayer. Oberſte G. vom 16. Mai 1914 
RIA. Bd. 14 S. 147, Hachenburg IW. 1916 S. 13). Vom Stand⸗ 
punkt dieſer abgelehnten Theorie des Verwaltungsmittelpunkts aus 
wäre an und für ſich auch ein mehrfacher Sitz leicht denkbar: nicht 
inſofern, als der faktiſche Sitz mit dem ſtatutariſchen konkurrieren kann, 
da in ſolchem Fall nach der Meinung Iſays überhaupt kein mehrfacher 
Sitz denkbar iſt, es ſtets nur auf den faktiſchen Sitz ankommt, ſondern 
inſofern, als an mehreren Orten Tätigkeiten vorgenommen werden 
können, die ſich als Verwaltungsakte charakteriſieren. Doch ergibt ſich 
hier zwiſchen Iſay und unſerer im Text ausgeſprochenen Meinung 
kein weiterer Unterſchied, weil in dieſem Falle Iſay ebenfalls nur 
einen maßgebenden Sitz annimmt; es kommt nach ihm nämlich nur 
der Ort in Betracht, dem von den mehreren Sitzen die Hauptbedeutung 
zukommt (S. 105 — 114 a. a. O.). Auch im übrigen befindet ſich 
unſere Darſtellung mit der Unterſuchung Iſays in Übereinſtimmung. 
So nimmt auch Iſay an, daß der Betriebsmittelpunkt nicht das ent⸗ 
ſcheidende Kriterium iſt. Desgleichen, daß die Geſellſchaften nach 
deutſchem Recht in der Beſtimmung ihres Sitzes vollkommen frei ſind, 
ihren Sitz alſo nicht bloß in dem Lande begründen können, in dem 
ſich außerdem zugleich ihr materieller Betrieb (die Fabrik) befindet 
oder in dem die Aktienſubſkription vorgenommen worden iſt; zutreffend 
erklärt Iſay, daß dieſe weiteren Umſtände für die Sitzfrage nach 
deutſchem Recht belanglos ſind — in der franzöſiſchen Literatur wird viel⸗ 
fach die entgegengeſetzte Meinung vertreten — und daß der „Sitz“ 
ſtaat und das Land des materiellen Betriebs bzw. der Aktienſubſkrip⸗ 
tion keineswegs zuſammenfallen müſſen (S. 97— 105, 211, 212, 215 
e Möglich iſt natürlich, daß auf Grund einer ſpeziellen Be⸗ 
ſtimmung neben dem Sitz noch eine andere Vorausſetzung gegeben ſein 
muß, wenn eine Rechtswirkung eintreten ſoll (Beifpiele Iſay S. 204 — 207), 
aber nicht iſt der „Sitz“ ſelber, ſeine Begründung und Exiſtenz von 
irgend welchen weiteren Umſtänden abhängig. Ausnahmsweiſe kann 
auch einmal an Stelle des „Sitzes“ auf Grund einer beſonderen 
Beſtimmung ein anderes Merkmal entſcheidend ſein, wie dies in den 
Bekanntmachungen vom 26. November 1914 betr. die zwangsweiſe 
Verwaltung franzöſiſcher Unternehmungen uſw. der Fall iſt, wo 
die Eigenſchaft des Kapitals für maßgebend erklärt iſt und es auf den 
Sitz nicht ankommt; dann kann ſich ergeben, daß eine Geſellſchaft mit 


inländiſchem Sitz, die wie ſonſt, jo auch für unſer Steuergeſetz eine 
inländiſche Geſellſchaft iſt, wegen ihres vorwiegenden franzöſiſchen 
Kapitals der zwangsweiſen Verwaltung franzöſiſcher Unternehmen 
unterliegt, alſo für das Geltungsbereich dieſer Bekanntmachung als 
franzöſiſches Unternehmen behandelt wird. 


2. Der Mehrgewinn. 


Sicherzuſtellen find 50% des Mehrgewinns. Mehrgewinn iſt 
nach § A Sich. der Unterſchied zwiſchen dem durchſchnittlichen 
früheren Geſchäftsgewinn und dem jeweils in einem Kriegsgeſchäftsjahr 
erzielten Geſchäftsgewinne. Die Unterſchiedsbeträge werden dabei auf 
volle Tauſende nach unten abgerundet; Beträge unter 5000 Mk. 
bleiben außer Anſatz; der Mindeſtbetrag der Sonderrücklage beläuft 
ſich ſomit auf 2500 Mk. Nach § 8 Abſ. IV Sich. mit S 10 
AusfBeſt. hierzu dürfen Mindergewinne und Mehrgewinne der Kriegs⸗ 
geſchäftsjahre ausgeglichen werden. Je kleiner die Spannweite zwiſchen 
den beiden jeweils zu vergleichenden Gewinnbeträgen iſt, zwiſchen dem 
Gewinne des betreffenden Kriegsgeſchäfsjahrs und dem Friedens⸗ 
durchſchnittsgewinn, deſto beſſer ſtellt ſich die Geſellſchaft bei dieſem 
Geſetz; ſie wird deſtomehr getroffen, je kleiner der Friedens⸗ und je 
größer der Kriegsgewinn iſt. Die einzelnen Unterbegriffe des Mehr⸗ 
gewinns ſind in den folgenden Kapiteln beſprochen, zunächſt der Ge⸗ 
ſchäftsgewinn, dann der durchſchnittliche Friedensgewinn, dann der 
Gewinn des Kriegsgeſchäftsjahrs, im letzten Kapitel auch die Aus⸗ 
gleichsvorſchrift des S 8 Abſ. IV SichG., und ſchließlich die nach⸗ 
trägliche Bildung der Rücklage, für die der 8 1 Sich. Sonder⸗ 
beſtimmungen enthält. 


3. Der Geſchäftsgewinn. 


Nach § 3 Sich. iſt Geſchäftsgewinn der in einem Geſchäftsjahr 
erzielte, nach den geſetzlichen Vorſchriften und den Grundſätzen ord⸗ 
nungsmäßiger kaufmänniſcher Buchführung berechnete „Bilanzgewinn“. 
Die Begründung zum Geſetzentwurf fügt erläuternd hinzu: Als Ge⸗ 
ſchäftsgewinn gilt der in einem Geſchäftsjahr erzielte „Reinertrag“, 
der nach den Grundſätzen zu berechnen iſt, wie ſolche für die Auf⸗ 
ſtellung des Inventars und der Bilanz geſetzlich vorgeſchrieben ſind 
und ſonſt dem Gebrauch eines ordentlichen Kaufmanns entſprechen. 

Nun beſteht aber ein erheblicher Unterſchied zwiſchen 
Bilanzgewinn und Reinertrag. Der Reinertrag kann höher 


und niedriger als der bilanzmäßige Gewinnſaldo ſein. Höher injo- 
fern, als z. B. ein Verluſtübertrag vom Vorjahr auf den Reinertrag 
nicht einwirkt; trotzdem auch das neue Jahr wegen des Übertrags mit 
Verluſtſaldo abſchließt, kann in ihm Reinertrag vorhanden ſein. Nied⸗ 
riger inſofern, als z. B. anderſeits Buchgewinn kein Betriebsgewinn 
iſt; Buchgewinn iſt der Gewinn, der durch Herabſetzung des Grund⸗ 
kapitals und Auflöſung oder Verwendung von Reſerven entſteht, 
ferner der aus dem Vorjahr übernommene Gewinnvortrag. Die 
Spannung zwiſchen Bilanzgewinn und Reinertrag wird allerdings 
dann ſehr gemildert, wenn der Reinertrag, wie oben aus der Be⸗ 
gründung angeführt iſt, „nach bilanzmäßigen Grundſätzen zu be⸗ 
rechnen iſt“. Dadurch finden u. a. auch die Unterbewertungen An⸗ 
wendung, die § 261 HGB., § 42 Gmb G. vorſchreiben; die Steuer- 
behörde darf den bilanzmäßigen Gewinn nicht um die Beträge hinauf⸗ 
ſetzen, welche die Gegenſtände tatſächlich mehr wert ſind, ſondern der 
niedrigere Bilanzgewinn iſt von ihr auch als der ſteuerpflichtige Er- 
trag zu betrachten. Behoben iſt jedoch die Verſchiedenheit nicht, und 
es müſſen auch hier, wenn aus einer kaufmänniſch aufgemachten Bilanz 
der ſteuerpflichtige Reinertrag zu berechnen iſt, zum bilanzmäßigen 
Reingewinn teils Poſten hinzugezählt, teils von ihm abgezogen werden. 
Daß dabei viele Zweifel und Unklarheiten beſtehen, liegt bei der 
Nebeneinanderſtellung zweier heterogener Begriffe in der Natur der Sache. 
Je nachdem man bei dieſer Berechnung auf den Bilanzgewinn oder 
den Reinertrag das Hauptgewicht legt, wird die Verſchiedenheit zum 
Bilanzreſultat geringer oder größer ſein. Über dieſe Fragen vgl. Rehm, 
Bilanzen, beſonders 88 83 und 85, Fuiſting⸗Strutz, Komm. z. preuß. 
EinkStG., beſonders bei S 13 Anm. 27—31, Fuiſting, Steuerlehre 
S. 170 ff. 

Verſteht man nun den Geſchäftggewinn in dem Sinn der 
Begründung — alſo nicht einfach als Bilanzgewinn, wie 
das Geſetz ſich ausdrückt, ſondern als den im Sinn des Rein⸗ 
ertrags modifizierten Bilanzgewinn —, dann ergibt ſich ſo— 
fort, daß das Geſetz nicht einen neuen Grundbegriff zur Grundlage 
hat, wie Sintenis behauptet (Kriegsgeſetze 1914/16 S. 97), ſondern 
einen altbekannten, nämlich den auch den Einkommenſteuergeſetzen zu⸗ 
grunde liegenden Begriff. Dies zeigt auch ein Vergleich mit den ent⸗ 
ſprechenden Beſtimmungen der Einkommenſteuergeſetze: z. B. § 13 
Abſ. I preuß. EinkStG., Art. 14 Abſ. 1 und II bayer. EinkStGG. Deshalb 
kann auch die Begründung zu unſerem Geſetze nach dem oben er- 
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wähnten Satze fortfahren: „Da die Einkommensbeſteuerung der Geſell⸗ 
ſchaften in den Bundesſtaaten zum Teil nach verſchiedenen Grund- 
ſätzen erfolgt (Überſchußbeſteuerung, Reingewinnbeſteuerung), jo deckt 
ſich, abgeſehen von der Durchſchnittsberechnung, der Reinertrag im 
Sinn des Geſetzes nicht ohne weiteres mit dem ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommen“. Würde die Begründung einfach von dem ge- 
wöhnlichen Bilanzgewinn ausgehen, ſo könnte ſie nicht 
in dieſer Weiſe auf die Einkommenſteuergeſetze ver⸗ 
weiſen, ſie könnte wegen des erwähnten Unterſchieds zwiſchen dem 
gewöhnlichen Bilanzgewinn und dem bilanzmäßig errechneten Rein⸗ 
ertrag nicht davon ſprechen, daß die Kongruenz zwiſchen Reinertrag 
im Sinne unſeres Geſetzes und ſteuerpflichtigem Einkommen „nicht 
ohne weiteres“ beſteht, „da die Einkommensbeſteuerung zum Teil nach 
verſchiedenen Grundſätzen erfolgt“. „Sollte das Ergebnis der Ver⸗ 
mögensbilanz ſchlechthin den ſteuerlichen Ertrag bilden, ſo würde die 
Beſteuerung keine Einkommenſteuer ſein“: ſo Fuiſting, Steuerlehre 
S. 172, ebenſo v. Breunig 1 S. 174. Beſonders durch den Hinweis 
auf die Einkommenſteuergeſetze wird außer Zweifel geſtellt, daß die 
Begründung mit voller Abſicht den Begriff Bilanzgewinn in der ge⸗ 
nannten Weiſe erläutert und verſtanden wiſſen will 2). Dieſe Er⸗ 
gänzung iſt auch bei den Verhandlungen nicht beanſtandet worden. 

Aus der Literatur, ſoweit ſie überhaupt Näheres über den Grund⸗ 
begriff Geſchäftsgewinn außer der genannten Bemerkung der Be⸗ 
gründung enthält, ſind folgende Meinungen zu erwähnen: Stier⸗ 
Somlo (a. a. O. S. 63 ff.) iſt der Anſicht, daß „eine innere materielle 
ſachliche Übereinſtimmung zwiſchen dem Begriff des Reinertrags 
im Sich G. und den Begriffen Reinertrag, Überſchuß im preuß. 
EinkStG.“ beſteht. „Da man die Begriffe Reinertrag und Über⸗ 
ſchüſſe der Sache nach in das Sich. übernimmt, fo iſt dadurch, daß 
das Geſetz das Wort Bilanzgewinn in die Vorſchrift hereingeſetzt hat, 
keineswegs eine Erleichterung der genauen Feſtſtellung des „Geſchäfts⸗ 
gewinns“ eingetreten. Es können zwar die Geſellſchaften nach wie 
vor ihre Bilanzen nach ihrem beſten Ermeſſen im Rahmen der handels⸗ 


2) Die frühere Bemerkung der Begr. zum Entwurf des Sich. (S. 7): „die 
hiernach vorgeſchriebene Vermögensanſammlung ſoll demnächſt die Durchführung 
der Kriegsgewinnſteuer auch für Geſellſchaften auf der formalen Grundlage einer 
Beſteuerung des Vermögenszuwachſes ermöglichen“, ſteht dem Hinweiſe 
auf die Einkommenſteuergeſetze nicht entgegen, weil das „Einkommen“ der Geſell⸗ 
ſchaften in Wirklichkeit Vermögenszuwachs und Ertrag bedeutet. 


geſetzlichen Beſtimmungen aufſtellen ... Nur wird m. E. ſteuerrecht⸗ 
lich der Bilanzgewinn nicht ohne weiteres zugrunde gelegt werden 
können, ſondern nur dann, wenn er den Reingewinn (im Sinn des 
§ 13 preuß. EinkStG.) bzw. den Überſchuß (im Sinn des § 15 preuß. 
EinkStG.) wirklich darſtellt“ (S. 74). Sintenis, Kriegsſteuergeſetze 
1914—16 ©. 97, dagegen iſt der Anſicht, daß in S3 ein ganz 
neuer Begriff geſchaffen iſt, der ſich nicht notwendig mit dem des 
bilanzmäßigen Reingewinns im handelsrechtlichen Sinn deckt, ebenſo— 
wenig mit den ſteuerrechtlichen Begriffen des Rein⸗ 
ertrags, Überſchuſſes oder Ertrags. Nach ihm iſt Geſchäfts⸗ 
gewinn einfach der Bilanzgewinn ſchlechthin mit zwei Einſchränkungen: 
a) die Berechnung muß nach den geſetzlichen Vorſchriften und den 
Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung erfolgt ſein (Satz 1) und 
b) Abſchreibungen ſind inſoweit zu berückſichtigen, als ſie einen an⸗ 
gemeſſenen Ausgleich der Wertminderung darſtellen. Wo die Vor⸗ 
ausſetzungen zu a und b zutreffen, ſtimmt der Bilanzgewinn nach 
ſeiner Anſicht mit dem Geſchäftsgewinn überein; es bedarf dann keiner 
geſonderten Feſtſtellung des Geſchäftsgewinns. Ebenſo anſcheinend 
auch Moesle S3 Anm. 7, 8. Beide wollen dabei aber den Gewinn⸗ 
vortrag vom Vorjahre vom Geſchäftsgewinn abziehen, Moesle auch 
den etwaigen Buchgewinn, der ſich durch eine Zuſammenlegung der 
Aktien ergibt, obwohl nach ihrer Anſicht folgerichtig auch ſolche Buch— 
gewinne zum Geſchäftsgewinn gehören müßten, ſ. Rehm S. 321, 322. 
Meines Erachtens iſt die Ergänzung des Begriffs Bilanzgewinn in 
der Weiſe, wie es in der Begründung geſchieht, auch ſteuerpolitiſch 
naheliegend, denn der bloße Bilanzgewinn iſt nicht der geſamte ver- 
teilungsfähige Reingewinn, den das Steuergeſetz doch wohl treffen 
muß, auch nicht infolge des Satzes 2 8 3. Denn wenn damit auch 
unangemeſſene Abſchreibungen ſpeziell verboten ſind, ſo können doch 
interne Rücklagen auch in anderer Weile als durch Abſchreibung er- 
folgen. Eine geeignete Grundlage iſt nur der Bilanzgewinn in der 
Erläuterung der Begründung, nämlich der im Sinn des Rein⸗ 
ertrags modifizierte Bilanzgewinn. Ahnlich äußert ſich auch Stier⸗ 
Somlo a. a. O. S. 67: „M. E. wird dieſer weſentliche Begriff der 
Überſchüſſe auch für das Sich. maßgebend fein müſſen, denn da der 
Grundſatz der abſoluten Bilanzwahrheit nicht beſteht, kann der bloße 
Bilanzgewinn für die Steuerveranlagung nicht maßgebend ſein oder 
nur inſoweit, als er mit Reingewinn, Reinertrag, Überſchuß im Sinne 
der bisherigen Rechtsübung übereinſtimmt.“ Zu dieſem Satz iſt 
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allerdings zu bemerken, daß nicht einfach nach § 15 EinkStG. 
die Überſchüſſe berechnet werden können, das iſt ausgeſchloſſen, 
ſondern daß der allgemeine ſteuerliche Gewinnbegriff zugrunde zu 
legen iſt. 

Nun ſollte aber eigentlich klar ſein, daß ein ſo allgemeiner Be⸗ 
griff wie bilanzmäßiger Reinertrag beim Steuervollzug nicht 
ausreicht, und daß noch Erläuterungen dazu gegeben werden müſſen. 
Buck weiſt auf dieſe Notwendigkeit de lege ferenda wiederholt hin, 
vgl. Finanzarchiv 33. Jahrg. S. 19, 114. Denn es deckt ſich eben 
die in der Bilanz ausgewieſene Gewinnziffer nicht einfach mit der 
hier zugrunde zu legenden, ganz abgeſehen von den Abſchreibungen 
und ſtillen Reſerven. Zwar ſind bei dieſer Abgrenzung die Ein⸗ 
kommenſteuergeſetze ein wertvolles Hilfsmittel, aber wegen ihrer Ver⸗ 
ſchiedenheiten eben kein mechaniſch anwendbares ). Ob einzelſtaatliche 
Vollzugsanweiſungen zum Sich. bereits derartige kaſuiſtiſche Be⸗ 
ſtimmungen über den Geſchäftsgewinn enthalten, kann ich im Augen⸗ 
blick nicht feſtſtellen, da mir die betreffenden Finanzminiſterialblätter 
nicht zur Hand ſind; in Bayern iſt jedenfalls bis jetzt nichts geſchehen. 
Im folgenden ſoll nun der Ermittlung des Gewinns im Sinn unſeres 
Geſetzes aus dem in der Bilanz eingeſtellten Gewinnbetrag etwas 
nachgegangen und einige Richtlinien gegeben werden. Hiefür kommt 
folgendes in Betracht: | 

1. Dem Gefege unterliegen ſoll der geſamte, von den Geſell⸗ 
ſchaften in den maßgebenden Betriebsjahren erzielte Betriebsgewinn 
d. h. alles, was entweder durch den Betrieb den Geſellſchaften zu⸗ 
gefloſſen oder von ihnen geſchaffen iſt oder ſich als Frucht des in 
dem Unternehmen werbenden Anlage- und Betriebskapitals darſtellt. 
Aus welcher der im $ 6 preuß. EinkStG., Art. 7 bayer. EinkStG. 
unterſchiedenen Einkommensquellen der Betriebsgewinn herrührt, ob 


) Von dieſen Verſchiedenheiten ſcheidet hier allerdings eine große Menge 
ohne weiteres aus, nämlich alle Unterſchiede fallen weg, die mit dem für die 
Berechnung des Ergebniſſes maßgebenden Zeitraum (Durchſchnittsberechnung) 
zuſammenhängen, ferner z. B. diejenigen, welche mit dem wirklichen Reinertrag, 
auf den es hier ankommt, nichts zu tun haben und bloße Beſonderheiten des 
betreffenden Geſetzes ſind, ſo die aus Gründen der Doppelbeſteuerung zugelaſſenen 
Abzüge von z. B. 2% oder 3% des eingezahlten Aktien- oder Stammkapitals, 
ferner die Überſchußberechnung nach § 15 preuß. EinkstG. überhaupt u. a. Im 
übrigen ſoll auch die oben im Text gebrauchte Bemerkung nur die Notwendig⸗ 
keit näherer Ausführungsbeſtimmungen für den praktiſchen Vollzug dartun. Die 
Rechtſprechung des Einkommenſteuerrechts iſt im weiten Umfang heranzuziehen. 
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z. B. Einkommen aus Grundvermögen oder aus Handel und Gewerbe 
in Frage ſteht, iſt gleichgültig. 

2. Auszuſcheiden ſind ſolche Beträge, die nicht aus dem lau⸗ 
fenden Betriebe, ſondern aus anderer Urſache herrühren, insbeſondere 
aus Transaktionen mit dem Grundkapital. Hierher gehören namentlich 
Gewinne, welche bei der Herabſetzung des Grundkapitals durch Zu⸗ 
ſammenlegung von Aktien buchmäßig in die Erſcheinung treten. Ebenſo 
ſind auszuſcheiden Gewinnteile, welche aus den Vorjahren herrühren, 
es kommen alſo Gewinnbeträge aus früheren Jahren vom bilanz⸗ 
mäßigen Gewinn in Abzug. Da die Aktienagioreſerve (§ 262 Ziff. 2 
HGB.) nach ſtändiger Rechtſprechung nicht als Gewinn anzuſehen iſt, 
deckt ſich inſoweit das buchmäßige und ſteuerlich zugrunde zu legende 
Reſultat. Was den Verluſtvortrag anlangt, jo könnte er an und für 
ſich nicht berückſichtigt werden, ſo wird er z. B. auch in Bayern be⸗ 
handelt, v. Breunig S. 178, anders in Preußen bei der Durchſchnitts⸗ 
berechnung auf Grund des SI Ziff. 3 EinfSt®. Für unſer Geſetz 
gilt nach allgemeiner Auffaſſung, daß der Verluſtvortrag abgezogen 
werden darf; dies wird aus S5 Abſ. 3 Sich. gefolgert. Sintenis 
bildet hierzu folgendes Beiſpiel (Bankarchiv 15. Jahrg. S. 90): Bei 
der Ermittlung des Durchſchnittsgewinns der drei Vorjahre ergibt 
ſich ein Fehlbetrag. Man nehme an, daß eine Geſellſchaft mit 10 Mil⸗ 
lionen Kapital in dem letzten der drei Vorjahre eine Unterbilanz von 
2 Millionen Mk. ausweiſt. Alsdann beträgt der Mindeſtbetrag des 
früheren Durchſchnittsgewinns gemäß S 5 Abſ. III 500 000 Mk. (näm⸗ 
lich 5% von 10000000 Mk.). Gelingt es nun der Geſellſchaft im 
erſten Kriegsgeſchäftsjahre die Unterbilanz bis auf 600 000 Mk. zu 
tilgen, jo würde der Überſchuß dieſes Jahres ſich auf 1400 000 Mk. 
ſtellen und ſomit den Mindeſtgewinn um 900000 Mk. überſteigen. 
Gleichwohl liegt kein Geſchäftsgewinn oder Mehrgewinn vor, denn 
Mehrgewinn im Sinn unſeres Geſetzes ergibt ſich erſt nach Beſeitigung 
der Unterbilanz plus dem Mindeſtgewinnſatz von 5 %%. Eine andere 
und beſtrittene Frage iſt dagegen, ob die Unterbilanz auch dann be⸗ 
rückſichtigt werden darf, wenn der Bilanzverluſt aus vorhandenen 
Reſerven oder durch eine Reduzierung des Grund- oder Stammkapitals 
beſeitigt worden iſt. Dieſer Fall iſt m. E. ebenſo wie der vorerwähnte 
zu behandeln, da andernfalls (was Moesle S. 26, 41, der entgegen- 
geſetzter Meinung iſt, ſelbſt zugibt) die Geſellſchaften, die ihre Ver⸗ 
hältniſſe in Ordnung gebracht haben, ſchlechter geſtellt würden, als 
die, die ihren Verluſt weitergeſchleppt haben und ihn erſt im Kriege 

Schwarz, Die Kriegsſteuer der Geſellſchaften. 3 


ol 


tilgen konnten (Sintenis, Bankarchiv gl. Jahrg. S. 232). Der Gewinn 
oder Mehrgewinn iſt doch bloß ein ſcheinbarer. Wenn die Unter⸗ 
bilanz in den Kriegsgeſchäftsjahren ſelbſt eintritt, ſo iſt ihre 
Berückſichtigung durch §8 8 Abſ. IV Sich. beſtimmt. Die Frage, ob 
außerordentliche Wertſteigerungen am Anlagekapital (wenn dieſe vor 
Jahresſchluß noch realiſiert werden) auch ſteuerlich als Gewinn in 
Betracht kommen, iſt ebenſo wie andere damit zuſammenhängende 
Fragen z. B. der Verluſt durch außerordentliche Umſtände am Anlage⸗ 
kapital beſtritten. Rehm (S. 321) urteilt, daß Bilanzgewinn vorliegt, 
Betriebsgewinn aber fehlt bzw. umgekehrt. Die Rechtſprechung des 
preuß. Oberverwaltungsgerichts dagegen berückſichtigt auch derartige 
nicht als unmittelbare Folgen des Betriebes erſcheinenden Anderungen 
des Anlagekapitals wegen des § 13 Abſ. I Satz 3 preuß. EinkStG., 
mit welcher Beſtimmung die bayer. Vollzugsvorſchrift § 34 Abſ. I 
zum EinkStG. übereinſtimmt, fo daß alſo wohl nach der Anſicht des 
OVG., nicht aber nach der von Fuiſting und Rehm, Übereinſtimmung 
zwiſchen den Gewinnziffern beſteht. 

3. Dem bilanzmäßigen Gewinne ſind hinzuzuſetzen ſolche 
Beträge, welche aus den Betriebseinnahmen vorweg zu der Tilgung 
des Grundkapitals oder der Schulden“) (ſelbſtverſtändlich nur ſolcher 
Schulden, welche keine Betriebsſchulden ſind), zur Verbeſſerung oder 
zur Geſchäftserweiterung oder zur Anſammlung von Vermögen (Re⸗ 
ſervefonds) verwandt worden ſind. Denn dieſe Beträge ſind Teile des 
Betriebsgewinns (vgl. die Begr. zu dem analog anwendbaren preuß. 
Geſellſchaftsſteuergeſetz⸗Entwurf). Z. B. kürzen Verwendungen zur 
Herſtellung, Vergrößerung oder Erweiterung von Betriebsanlagen 
(Grundſtücken, Gebäuden, Maſchinen uſw.) nicht den Reinertrag, wohl 
aber iſt möglich, daß ſie den bilanzmäßigen Reingewinn ſchmälern, 
dies, wenn fie nicht auf Anlage- oder Reſerven-, ſondern auf Geſchäfts⸗ 
unkoſtenkonto verbucht werden, ſo Rehm S. 321. Bezüglich der Frage, 
welche Beträge als „Anſammlung von Vermögen (Reſervefonds)“ zu 
erachten find, wird auf die Ausführungsbeſtimmung des Bundesrats 
zum Wehrbeitragsgeſetz 5 48 verwieſen werden können (einige Ein- 
wände dagegen bringt Rehm S. 531). Hiernach gehören dazu z. B. 
der geſetzliche Reſervefonds, freiwillige Reſervefonds, Dividendenaus⸗ 
gleichsfonds, Rückſtellungen für künftige, möglicherweiſe eintretende 
Verluſte oder Ausgaben, dagegen nicht Poſten, die einen Ausgleich 


) Über die richtige bilanzmäßige Behandlung ſolcher vorwegweiſen Schulden⸗ 
tilgung aus Betriebseinnahmen: Rehm 8 58. 
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für die Wertminderung von Vermögensgegenſtänden der Geſellſchaft 
darſtellen ſollen (3. B. Erneuerungsfonds) oder die zur Deckung bereits 
begründeter Verpflichtungen eingeſtellt find (z. B. Talonſteuerreſerven “), 
Reſerven für den Fall des ungünſtigen Ausgangs eines anhängigen 
oder bevorſtehenden Rechtsſtreits, bei Verſicherungsgeſellſchaften die 
Rücklagen für die Verſicherungsſummen und für die den Verſicherten 
ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewährenden Prämienüber⸗ 
ſchüſſe (Prämienreſerve und Gewinnreſerve). Dabei iſt die Benen⸗ 
nung des Poſtens in der Bilanz nicht maßgebend, ſondern vielmehr 
ſeine aus dem Geſetze, der Satzung oder den Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſen zu entnehmende Beſtimmung; wenn alſo z. B. notwendige 
Abſchreibungen erſt vom Gewinnſaldo erfolgen und demgemäß fälſch⸗ 
lich „Reſerve“ genannt werden, ſo werden ſie dadurch, wie ſich von 
ſelbſt verſteht, doch nicht ſteuerpflichtig. Abſchreibungen würden nur 
ſteuerpflichtig ſein, ſoweit fie ſich als verſchleierte wirkliche Vermögens⸗ 
rücklagen darſtellen, ſei es, daß ſie nach handelsrechtlichen Grundſätzen 
überhaupt unzuläſſig ſind, ſei es, daß ſie wenigſtens unangemeſſen ſind. 
Gewinne werden in der Bilanz öfters verſteckt, dadurch daß man ſie 
erſt im nächſten Jahre verrechnet; das Motiv dafür liegt in dem 
Streben nach einer gleichmäßig hohen oder gleichmäßig ſteigenden 
Dividende. Dagegen iſt handelsrechtlich vom Standpunkt des „Bilanz⸗ 
gewinns“ nichts einzuwenden. Würde das Geſetz wirklich vom Bilanz⸗ 
gewinn ſchlechthin ausgehen, ſo wäre der verſteckte Gewinn ſteuerfrei 
und Ertrag erſt ſteuerpflichtig, wenn er verrechnet, alſo erſichtlich ge- 
macht wird; der Ertrag muß jedoch in dem Jahre verſteuert werden, 
in dem er erzielt, nicht erſt in dem, in welchem er verwendet wird 
(Rehm S. 338, 339). Ein anderes beliebtes Mittel, um Gewinn zu 
verſtecken, iſt, daß man den Aktionären neue Aktien ſchenkt (Buck, 
Finanzarchiv 33. Jahrg. S. 111); auch der Betrag, den die A. G. auf 
dieſe Weiſe ihren Aktionären geſchenkt hat, muß ſteuerlich natürlich 
als Gewinn erfaßt werden. 

4. In Abzug kommen alle Betriebskoſten d. h. alle den Ge⸗ 
winn verminderten Ausgaben einſchließlich der zuläſſigen Abſchreibungen. 
Zu den Betriebskoſten gehören auch die entrichteten Steuern und ſon⸗ 
ſtigen öffentlichen Abgaben; die den Abzug der Steuern beſchränkende 
Beſtimmung des § 81 Ziff. 3 des preuß. EinfSt®. oder des Art. 12111 
Ziff. 2 des bayer. EinfSt®. findet mithin keine Anwendung; vgl. 
KommBer. II S. 62. Zu den Betriebskoſten gehören ferner und find 


6) Beſtritten ſ. Rehm a. a. O., unten S. 68. 
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daher abzugsfähig die auf Grund der Jahresabſchlüſſe an Mitglieder 
des Vorſtands oder des Aufſichtsrats, an Angeſtellte oder Arbeiter als 
Entgelt für ihre Tätigkeit, gleichviel unter welcher Bezeichnung, ge- 
zahlten Tantiemen und Gratifikationen: OVG. 14, 247. Die letztere 
Frage iſt, wie handelsrechtlich, ſo ſteuerrechtlich ſehr beſtritten; hier 
wird eine jede denkbare Anſicht vertreten: die bayeriſche Praxis 
(v. Breunig I S. 132) erachtet die Aufſichtsratstantiemen für unab⸗ 
ziehbar, Stier⸗Somlo (S. 94) nicht bloß dieſe, ſondern auch die Vor— 
ſtandstantiemen. Nicht übereinſtimmt die bayeriſche und preußiſche 
Praxis auch bezüglich der Frage, wann die Vergütungen an einen 
Geſchäftsführer einer G. m. b. H., der zugleich Geſellſchafter iſt, als 
Geſchäftsunkoſten abziehbar ſind. Der Gehalt des Geſchäftsführers, 
wenn ſolcher zugleich Geſellſchafter iſt, iſt nach preuß. Rechtſprechung 
nur abziehbar, wenn die Bezüge auf Grund eines mit der Geſellſchaft 
abgeſchloſſenen Dienſtvertrags nach $ 611 BGB. gewährt werden; 
dagegen zählen nach bayer. Praxis die Gegenleiſtungen zu den Be⸗ 
triebsausgaben der Geſellſchaft überhaupt dann, wenn und ſoweit ſie 
wirklich die Entſchädigung für die berufsmäßige Tätigkeit darſtellen, 
ein beſonderer Dienſtvertrag nach $ 611 BGB. iſt alſo nicht Voraus- 
ſetzung (vgl. bayer. VV. z. EinkStG. § 18 VI). Freiwillige Zuwen⸗ 
dungen für gemeinnützige Zwecke aus dem Bilanzgewinn ſind nach 
dem Geſetze regelmäßig nicht abziehbar, Ausnahme: § 1 Abſ. III 
Sich G., dagegen find abziehbar Unterſtützungen an einberufene Ar⸗ 
beiter, Angeſtellte und die ſonſtigen während des Geſchäftsjahrs ge⸗ 
machten laufenden Wohlfahrtsausgaben § 5 AusfBeſt. z. Sich. 

5. Beſonders eingehend wurde auch bei den Reichstagsberatungen 
die Frage der Abſchreibungen und ſtillen Reſerven behandelt. 
Mit Recht, denn die Frage hat eine ganz außerordentliche praktiſche 
Bedeutung. Abſchreibung iſt ſteuerfrei, ſtille Reſerven ſteuerpflichtig. 
Der allgemeine theoretiſche Unterſchied iſt leicht feſtzuſtellen: Ab⸗ 
ſchreibung bezweckt Wertberichtigung, ſtille Reſerve dagegen Gewinn— 
reſervierung. Allerdings bewirkt auch die Abſchreibung ein Zurück⸗ 
halten von Aktiven von der Verteilung und von der Verwendung 
für laufende Bedürfniſſe, ſomit ein Reſervieren, daher dasſelbe, was 
die Reſerve tut. Aber ſie iſt keine Reſerve; denn dieſes Zurückhalten 
bewirkt ſie nur, wenn das Unternehmen die Abſchreibung durch den 
Jahresertrag wettmacht. Die Abſchreibung kann die Wirkung haben, 
daß die zur Erſatzbeſchaffung erforderlichen Mittel vorhanden ſind, 
hat aber nicht den Zweck. Die Auffaſſung, daß die Abſchreibungen 
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Rücklagen (Erſparniſſe) für zukünftige Erſatzbeſchaffungen ſeien, beruht 
mithin auf einer Verwechſlung des Grundes und Zweckes mit den 
Folgen der Abſchreibungen, der Grund und Zweck der Abſchreibung 
iſt die Wertberichtigung; ſoweit die Berichtigung bloß der Wert— 
minderung entſpricht, liegt Abſchreibung und nicht ſtille Reſerve vor. 
Sobald man nun aber näher auf die Frage eingeht, zeigen ſich ſofort 
die Schwierigkeiten in rechtlicher und tatſächlicher Hinſicht. Rechtlich 
fragt es ſich, um nur Einiges hervorzuheben: ob die Geſamtlage des 
Unternehmens als Ganzes zu berückſichtigen iſt, oder nur ſchema⸗ 
tiſch der einzelne Gegenſtand für ſich, ferner z. B. ob und inwieweit 
die zukünftige Geſtaltung der Dinge Einfluß hat, ob Betriebs⸗ und 
Anlagekapital gleichmäßig zu behandeln ſind, ganz zu ſchweigen von 
den komplizierten Grundſätzen, die nach der Rſpr. des OVG. (vgl. 
z. B. Bd. 17 S. 128) für die Berechnung der Subſtanzminderung 
bei Berggewerkſchaften Rechtens find uſw. Die tatſächlichen Schwierig⸗ 
keiten, die die Schätzungen vorliegender Art bieten, liegen ohne 
weiteres auf der Hand. Um welche Summen es ſich dabei handelt, 
zeigt folgendes, von Buck (Finanzarchiv 33 S. 90) erwähntes Bei⸗ 
ſpiel: Die A. G. Mannesmannröhrenwerke, deren Geſchäftsjahr vom 
1. Juli läuft, hat im Jahr 1912/13 auf 61 Mill. = 6,3 Mill. Di⸗ 
vidende, im Jahr 1913/14 auf 72 Mill. — 4,5 Mill. verteilt. Dabei 
ſind im Geſchäftsjahr 1913/14 mit „Rückſicht auf den Krieg“ 4 Mill. 
abgeſchrieben. Bei voller Anrechnung der Abſchreibung ergäben ſich 
alſo nicht 4,5, ſondern 8,5 Mill. Gewinn. Die Steuerbehörde will 
2 Mill. Abſchreibung allenfalls durchlaſſen, ergibt noch immer eine 
Streitdifferenz von vollen 2 Millionen. 

Das Sich. regelt nun die Frage im Sinne des bisherigen 
Rechtszuſtands, wie er bereits z. B. im bayer. und preuß. Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz beſteht. Es erklärt natürlich nicht die Bildung der wirt⸗ 
ſchaftlich wertvollen ſtillen Reſerven ſchlechterdings für unzuläſſig, der 
§ 3 SichGG., um den es ſich handelt, enthält keine Bilanzvorſchrift 
im handelsrechtlichen Sinne. Lediglich in ſteuerlicher Beziehung be» 
ſtimmt § 3 Satz 2: Abſchreibungen find inſoweit zu berückſichtigen, 
als fie einen angemeſſenen Ausgleich der Wertverminderung dar⸗— 
ſtellen. Die Begründung (S. 13) bemerkt hiezu: Durch die wichtige 
Vorſchrift des Satzes 2 ſollen, was im Intereſſe einer ſpäteren ge⸗ 
rechten und gleichmäßigen Kriegsgewinnbeſteuerung unbedingtes Er⸗ 
fordernis iſt, auch die ſtillen Reſerven getroffen werden. Insbeſondere 
unterliegt der ſpäteren Nachprüfung der Veranlagungsbehörden ob 
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die gemachten Abſchreibungen lediglich einen angemeſſenen Ausgleich 
für eingetretene Wertminderungen darſtellen oder inwieweit ſie darüber 
hinaus als ſteuerpflichtige ſtille Reſerven anzuſehen ſind, ob alſo auch 
dementſprechend die Sonderrücklage in ausreichender Höhe gebildet 
worden iſt. Der Reichsſchatzſekretär wies bei dieſer Vorſchrift be⸗ 
ſonders auch auf ihren Wortlaut hin (KommBer. I S. 12). Es 
heißt nämlich: Abſchreibungen ſind inſoweit zu berückſichtigen und 
nicht: Abſchreibungeu dürfen inſoweit berückſichtigt werden. Das be⸗ 
deutet, wie er ausführte, daß, wenn aus Nachläſſigkeit oder grober 
Fahrläſſigkeit nicht einmal die notwendigen Abſchreibungen gemacht 
werden, um dadurch zunächſt einmal ohne Rückſicht auf das Weitere 
eine hohe Dividende zu erzielen und den Kurs der Aktien zu Speku⸗ 
lationszwecken in die Höhe zu treiben, und dann dadurch die Steuer 
gefährdet wird, daß dann der Betreffende nach den Strafbeſtimmungen 
gefaßt werden kann. Die Beſtimmung des § 3 Satz 2 wird dann 
weiter vor allem durch die wichtige Vorſchrift des § 8 Abſ. II AusfB. 
erläutert: Inwieweit Abſchreibungen einen angemeſſenen Ausgleich 
der Wertverminderung darſtellen, iſt unter Berückſichtigung der be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe des einzelnen Unternehmens, insbeſondere auch 
unter Berückſichtigung der durch den Krieg und durch die ſpätere 
Überführung ) in die Friedenswirtſchaft bedingten Verhältniſſe nach 
den Grundſätzen eines ordentlichen Kaufmanns zu beurteilen. In 
dieſer Vorſchrift haben die weſentlichſten Grundlagen der ſteuerlichen 
Abſchreibungsprinzipien ihren Ausdruck gefunden: die Berückſichtigung 
der Individualität des Unternehmens als Ganzes, die Bedeutung 
auch der zukünftigen Verhältniſſe, ſoweit ſie auf die gegenwärtige Be⸗ 
wertung einen Einfluß ausüben, und der Gepflogenheiten des red⸗ 
lichen kaufmänniſchen Geſchäftsverkehrs. Dazu kommen dann über⸗ 
haupt die einzelſtaatlich entwickelten Abſchreibungsgrundſätze, Komm. ⸗ 
Ber. I S. 16, vgl. Art. 12 Ziff. 4, 14 bayer. EinfSt®., § 8 Ziff. 4, 
13 preuß. EinkstG. Die einzelſtaatliche Rechtſprechung wird hier 
die beſten Dienſte leiſten, doch kann hier darauf nicht näher ein⸗ 
gegangen werden. Hervorgehoben ſei nur, daß bereits die Vollzugs⸗ 
vorſchriften zu dieſen Geſetzen die Steuerbehörden anweiſen, die Ab⸗ 
ſchreibungsfragen nicht engherzig zu behandeln, vgl. die bayer. VV. 
§ 35 Abſ. III und die preußiſche Ausführungsanweiſung Art. 19 
Abſ. III; nach erſterer Vollzugsbeſtimmung ſollen die von dem Steuer⸗ 


e) Ein angemeſſenes Rücklagekonto für die Umſtellung der Kriegs- in die 
Friedenswirtſchaft iſt ſteuerfrei. 


pflichtigen bei ſeiner Buchführung angenommenen Grundſätze Hin- 
ſichtlich der Abſchreibungen, ferner hinſichtlich der Rücklagen zur 
Ausgleichung wahrſcheinlicher Betriebsverluſte inſoweit unbeanſtandet 
bleiben, als nicht die Höhe der Abſchreibungen im einzelnen Falle 
das nach allgemeinem Gebrauch übliche oder durch die beſonderen 


tatſächlichen Verhältniſſe gerechtfertigte Maß offenbar erheblich 


überſteigt. Mit einem weitgehenden Entgegenkommen der Steuer— 
behörden wird auch bei dieſem Geſetz gerechnet werden dürfen; vgl. 
beiſpielsweiſe die Erklärungen des Reichsſchatzſekretärs auf S. 5 und 
25 KommBer. I. Danach dürfen insbeſondere Anlagen, die während 
und ſpeziell für den Krieg gemacht worden ſind, nach dem Krieg aber 
für die betreffende Fabrik nicht mehr in Betracht kommen, auf eine 
Mark oder den Alteiſenwert abgeſchrieben werden“). Überflüſſig er⸗ 
ſcheint hier die weitere Ausführungsbeſtimmung § 8 Abſ. I z. Sich GG.; 
in welcher buchhalteriſchen Form die Abſchreibung erfolgt, ſpielt keine 
Rolle, es kommt auf dasſelbe hinaus, ob der Buchwert der Aktiven 
herabgeſetzt wird, oder ob der Betrag als Berichtigungskonto (Er⸗ 
neuerungs⸗, Delkrederekonto) unter die Paſſiven geſtellt wird. Da⸗ 
gegen iſt wieder von Bedeutung der § 6 AusfBeſt.; er ſtellt außer 
Zweifel, daß die Vorſchriften des 8 3 Satz 1 und Satz 2 Sich. für 
die Feſtſtellung des Geſchäftsgewinns ſowohl der Kriegsgeſchäftsjahre 
als auch der Friedensgeſchäftsjahre gelten. Das bedeutet, daß nicht 
bloß die Bilanzen der Kriegsgeſchäftsjahre nach dieſem Geſetz richtig 
berechnet werden müſſen, ſondern daß auch die in Betracht kommenden 
Friedensgeſchäftsjahresbilanzen (§ 5 Sich.) rückwärts revidiert, 
alſo insbeſondere die ſtillen Reſerven dem Gewinn hinzugerechnet 
werden dürfen. Es ſollen eben die zu vergleichenden Gewinne kom⸗ 
menſurable Größen ſein. In der Praxis wird die nachträgliche 
Geltendmachung ſolcher ſtiller Reſerven zur Erhöhung der Bilanzen 
für die Friedensgeſchäftsjahre freilich zu überlegen ſein, wenn nämlich 
dieſe ſtillen Reſerven bei der Einkommenſteuerveranlagung nicht ver- 
ſteuert worden ſind; einen Generalpardon enthält das Steuergeſetz 
nicht, der Fiskus hatte dazu im Gegenſatz zum Wehrbeitrag gar keine 
Veranlaſſung, denn für ihn wäre die Vergrößerung des Friedens⸗ 


) Vgl. beſonders auch folgende Erklärung des Reichsſchatzſekretärs bei der 
Kommiſſionsberatung des KStG. (KommBer. II S. 25): „Gerade in dieſer ſchweren 
und ungewiſſen Zeit des Krieges ſoll nicht die allerſtrengſte Anwendung des 
Geſetzes gemacht werden, ſondern eine verſtändige Würdigung aller Verhältniſſe 
eintreten.“ 
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durchſchnittsgewinns nur nachteilig). Der Grundſatz der notwendigen 
Gleichheit zwiſchen den Kriegs⸗ und Friedensbilanzen gilt auch für 
die Steuerbehörde, findet die Steuerbehörde z. B., daß eine Ab⸗ 
ſchreibung auf ein neu errichtetes Geſchäftsgebäude zu hoch iſt, ſo 
wird dies auch für die Vergangenheit zu gelten haben. Der Grund⸗ 
ſatz der Gleichheit der Kriegs⸗ und Friedensbilanzen enthält übrigens 
nicht bloß ein Recht für die Geſellſchaften, das Recht der Rückwärts⸗ 
revidierung, ſondern auch eine Pflicht. Die Geſellſchaften könnten 
nämlich verſucht ſein, die Kriegsbilanz, ohne Verletzung einer handels⸗ 
rechtlichen Vorſchrift, dadurch zu mindern, daß ſie ein Paſſivum ein⸗ 
ſtellen, das ſie bisher, weil es beſtritten war, nicht berückſichtigten; 
hatte man es ſeither nicht unter die Paſſiva aufgenommen, ſo darf 
dies auch jetzt nicht einſeitig in einer Kriegsbilanz geſchehen. Oder 
man bucht Ausgaben über Geſchäftsunkoſtenkonto, die man früher 
einem Aktivum zuſchrieb; ſo bei den Speſen für Ausprobung einer 
Erfindung; hat man ſie ſeither dem Patentkonto belaſtet, ſo muß es 
hierbei ſein Bewenden haben oder man muß alle in Betracht zu 
ziehenden Bilanzen ſo berichtigen. In die gleiche Kategorie gehören 
Abreden mit den Geſellſchaftern, wonach dieſe auf anderem Wege als 
der Dividende einen Teil des Gewinns beziehen ſollen. Oder die 
Geſellſchaft verzichtet auf Anſprüche, die ſie gegen die Geſellſchafter 
aus gelieferter Ware, vorgeſchoſſenen Geldern hat. Alle dieſe und 
ähnliche Verſuche ſind unzuläſſig (vgl. Hachenburg, Frankfurter Zeitung, 
Abendblatt vom 3. März 1916). Nur ſoweit die durch den Krieg 
geſchaffenen beſonderen Verhältniſſe verſchiedene Abnützung und ver⸗ 
ſchiedene Bewertung verlangen, iſt eine Abweichung von dieſer grund⸗ 
ſätzlichen Gleichheit geſtattet und notwendig. Inſoweit werden ſich 
allerdings auch in der Regel erheblich erhöhte Abſchreibungen als 
gerechtfertigt erweiſen?). So äußert ſich Moesle (a. a. O. S. 31) 


8) Soweit die Möglichkeit ſtraffreier Berichtigung von bewußt zu hohen 
Abſchreibungen beſteht (3. B. nach § 72 Abſ. III preuß. EinkStG.), wird die Steuer⸗ 
behörde gegenüber ſolchen Geſtändniſſen ſich mit Recht ſkeptiſch verhalten. Mrozek 
Berl. Tgbl. Nr. 297. 

o) Über Kriegsbilanzfragen z. B. Walb a. a. O. S. 20 ff., beſ. S. 36—58. Die 
meiſtens zu billigenden Ausführungen Walbs, die mir erſt nach Fertigſtellung 
dieſer Arbeit bekannt wurden, kann ich im einzelnen nicht mehr würdigen. Er 
behandelt neben den hauptſächlichſten allgemeinen die beſonderen durch den Krieg 
geſchaffenen Bilanzfragen; zum Kapitel Tantiemenberechnung iſt auch Walbs 
Schrift „Der Streit um die Berechnung der Gewinnanteile bei der Aktien⸗ 
geſellſchaft“ zu erwähnen, in der er allerdings vielfach eigene Wege geht. 
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folgendermaßen: Zu berückſichtigen iſt jede Art der Wertminderung, 
die normale, ebenſo wie eine außerordentliche, insbeſondere auch die 
durch die außerordentlichen Verhältniſſe der Kriegszeit verurſachte 
Wertminderung; Abſchreibungen ſind ferner nicht nur inſoweit zu⸗ 
läſſig, als ſie einer in dem betreffenden Geſchäftsjahr eingetretenen 
Wertminderung entſprechen, ſondern auch inſoweit, als ſie ſich als 
Nachholung einer ſchon in früheren Jahren gebotenen, aber aus irgend 
einem Grunde unterbliebenen Abſchreibung darſtellen. Streit beſteht 
für den Fall, daß eine in Friedensjahren gelegte ſtille Reſerve 
in einem Kriegsgeſchäftsjahre realiſiert wird. In dieſem Fall iſt 
die realiſierte ſtille Reſerve Gewinn des betr. Kriegsgeſchäftsjahrs. 
Soweit die betreffende ſtille Reſerve noch in den nach § 5 SichG. in 
Betracht kommenden Friedensjahren gelegt worden iſt, wird auch der 
Gewinn des betreffenden Friedensjahres und damit der Friedensdurch⸗ 
ſchnittsgewinn erhöht und entſprechend der Mehrgewinn gemindert, 
es tritt alſo eine Milderung ein, die aber auch fehlt, wenn die ſtille 
Reſerve bereits aus früheren Jahren als den nach S 5 in Betracht 
kommenden ſtammt. Die Begründung zum Kriegsſteuergeſetzentwurf 
verweiſt wegen der Beſteuerung der realiſierten ſtillen Reſerven aus 
Friedensjahren auf den $ 41 Entw. (= 8 36 KStG.), der den Bundes⸗ 
rat ermächtigt, zur Vermeidung beſonderer Härten eine anderweite 
Berechnung des Mehrgewinns zu bewilligen. Über dieſe Frage ſ. auch 
Hachenburg, Abendblatt der Frankf. Ztg. vom 9. Februar 1916 und 
Flechtheim, Bankarchiv 15. Jahrg. S. 244, 245, die anderer Meinung 
ſind. Die hier vertretene Anſicht iſt die amtliche: KommBer. I S. 20, 
ebenſo Art. 8 Abſ. III preuß. Fin Min Bek. vom 11. Februar 1916. 

6. Längere Erörterungen fanden bei den Kommiſſionsberatungen 
zum Sich. über die Geſchäftsgewinne der Verwertungs⸗ und Einkaufs⸗ 
Geſellſchaften und Genoſſenſchaften ſtatt. Dieſe Erwägungen fanden 
ihren Niederſchlag in S 7 Abſ. I AusfBeſt.: bei Geſellſchaften m. b. H. 
und eingetragenen Genoſſenſchaften, die ausſchließlich der gemein⸗ 
ſchaftlichen Verwertung von Erzeugniſſen der Geſellſchafter oder Genoſſen 
oder dem gemeinſchaftlichen Einkauf von Waren für die Geſellſchafter 
oder Genoſſen dienen, gilt als Geſchäftsgewinn im Sinne des Geſetzes 
nicht derjenige Teil des Reingewinns, der als Entgelt für die von den 
Geſellſchaftern oder Genoſſen eingelieferten Erzeugniſſe oder als Rück⸗ 
vergütung auf den Kaufpreis der von den Geſellſchaftern oder Genoſſen 
bezogenen Waren anzuſehen iſt. Ebenſo ($ 7 Abſ. II AusfBeſt.) ſcheidet 
bei Verſicherungsgeſellſchaften für die Feſtſtellung des Geſchäftsgewinns 
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im Sinne des Geſetzes derjenige Teil des Reingewinns aus, der auf die 
den Verſicherten ſelbſt als ſogenannte Dividende zurückzugewährenden 
Prämienüberſchüſſe entfällt. Es muß ſich aber ſtets nur um eine 
wirkliche Nachzahlung auf eingelieferte — zunächſt nicht vollbezahlte — 
Erzeugniſſe handeln oder um eine wirkliche, den Vorteil des gemein⸗ 
ſchaftlichen Wareneinkaufs darſtellende Rückvergütung auf den Kauf⸗ 
preis der bezogenen Waren. Unzuläſſig wäre eine verſchleierte Ver⸗ 
teilung des eigentlichen Geſchäftsgewinns. Ob eine Nachzahlung oder 
eine Rückvergütung vorliegt, iſt nach objektiven Merkmalen, nicht 
nach der ſubjektiven Beſtimmung der Geſellſchaft zu beurteilen (Moesle 
S. 29)10). Entſprechendes gilt für die Syndikate (Stier⸗Somlo ©. 86). 

Auch bezüglich der ausländiſchen Geſellſchaften wurde eine Sonder⸗ 
regelung gewünſcht; es wurde darauf aufmerkſam gemacht, daß aus⸗ 
ländiſche Muttergeſellſchaften den Gewinn inländiſcher Tochtergeſell⸗ 
ſchaften dadurch verſchleiern, daß ſie dieſen bei ihren Lieferungen einen 
Preis in Rechnung ſtellen, den die Tochtergeſellſchaften ſelbſt als 
Verkaufspreis erzielen. Der Reichsſchatzſekretär bemerkte aber dazu, 
daß man in dieſen Fragen ſich auf die Praxis und Rechtſprechung der 
Bundesſtaaten verlaſſen müſſe. Die Frage blieb, auch im Steuergeſetz, 
ungelöſt, KommBer. I ©. 23. 


4. Der durchſchnittliche Geſchäftsgewinn der Friedens⸗ 

geſchäftsjahre. 

Über die Berechnung desſelben enthält der § 5 des Geſetzes eingehende 
Sonderbeſtimmungen. Die Vorſchriften ſind zwingender Natur, jede 
andere Berechnungsart iſt ausgeſchloſſen. Nur dann, wenn die An⸗ 
wendung der Vorſchriften des § 5 des Geſetzes in einem einzelnen Falle 
zu einer beſonderen Härte führen würde, kann gemäß § 9 Abſ. 3 der 
AusfBeſt. der Reichskanzler vorbehaltlich der ſpäteren Beſchlußfaſſung des 
Bundesrats eine anderweite Feſtſetzung des durchſchnittlichen früheren 
Geſchäftsgewinns auf Antrag der pflichtigen Geſellſchaft vorläufig 
genehmigen. Derartige Anträge ſind dem Reichskanzler durch Ver⸗ 
mittlung der oberſten Landesfinanzbehörde vorzulegen. 

Man muß bei der Ermittlung des durchſchnittlichen frühern Ge— 

ſchäftsgewinns folgende Fälle beachten: 
a 10) Was die Einkommenſteuer⸗Rſpr. zum Kundengewinn betrifft, jo ſei z. B. 
auf die preuß. OVGE. vom 28. September 1912 Bd. 16 S. 275 und bad. VGHE. vom 
4. Juni 1913 (BadRpr. 1913, 201 Nr. 107) verwieſen; ſie iſt nicht einheitlich 
und ſtimmt zum Teil mit der Regelung des §7 Abſ. I nicht überein. 
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1. Fall. 


Die Geſellſchaft beſtand ſchon mindeſtens ein volles 
Geſchäftsjahr vor dem 1. Kriegsgeſchäftsjahr. 


a) Gemäß Ab]. des gen. Paragraphen iſt der durchſchnittliche frühere 
Geſchäftsgewinn nach den Ergebniſſen der fünf den Kriegsgeſchäftsjahren 
vorangegangenen Geſchäftsjahren zu berechnen. Vorausgeſetzt iſt natür⸗ 
lich, daß die Geſellſchaft ſchon fünf Jahre beſtand; in dieſem Fall — aber 
auch nur dann — haben für die Berechnung des Durchſchnittsgewinns 
die beiden Geſchäftsjahre mit den beſten und den ſchlechteſten Geſchäfts⸗ 
ergebniſſen auszuſcheiden. Beſtand die Geſellſchaft noch keine fünf Jahre 
vor den Kriegsgeſchäftsjahren, aber doch ſchon mindeſtens ein volles 
Normalgeſchäftsjahr, ſo iſt die kürzere Zeit, für welche Jahresabſchlüſſe 
vorliegen, maßgebend; bei vier Friedensgeſchäftsjahren iſt alſo z. B. 
der Durchſchnit aller vier Jahre zu ziehen. Auszugehen iſt dabei 
immer von dem ſatzungsmäßigen Geſchäftsjahr, das aber, wenn es 
kürzer als 12 Monate ſein ſollte, darauf umzurechnen iſt. Immer 
muß mindeſtens der Abſchluß eines vollen Geſchäftsjahres vorliegen; 
iſt alſo z. B. eine Geſellſchaft, deren Geſchäftsjahr das Kalenderjahr 
iſt, am 1. Juli 1913 gegründet worden, ſo kann das Ergebnis des 
erſten, nur ein halbes Jahr umfaſſenden Geſchäftsjahres nicht dieſer 
Berechnung zugrunde gelegt werden, ſondern kann nur nach Abſ. IV 
Berückſichtigung finden. Liegt dagegen der Abſchluß eines vollen 
Normalgeſchäftsjahres vor dem erſten Kriegsgeſchäftsjahre vor, ſo kann 
das noch in den fünfjährigen Zeitraum fallende erſte kürzere Geſchäfts⸗ 
jahr nach Abſ. I berückſichtigt werden (Moesle S. 37). 

bp) Das Ergebnis dieſer Berechnung, d. i. der Normalgewinn eines 
Friedensgeſchäftsjahres, muß aber immer ſo groß ſein wie der Betrag 
von 5% des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals, zuzüglich 
des Mehrbetrags, der zur Verteilung einer etwaigen höheren feſten 
Vorzugsdividende für bevorrechtigte Aktien notwendig geweſen wäre. Iſt 
dies nicht der Fall, ſo wird dieſer Betrag als früherer Durchſchnittsgewinn 
angenommen. Dies beſtimmt Abſ. III des gen. Paragraphen, der auch 
noch näher regelt, was bei den anderen Geſellſchaftsformen als Grund⸗ 
kapital gilt. Damit ſollen notleidende Geſellſchaften begünſtigt werden; 
der Mehrgewinn ſoll nur inſoweit in Anſpruch genommen werden, 
als er über einen Mindeſtbetrag hinausgeht, der eine angemeſſene 
Verzinſung des inveſtierten Kapitals darſtellt. Vorzugsaktien ſollen 
darüber hinaus noch beſonders begünſtigt werden, doch kommt hier⸗ 
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bei nur eine feſtbeſtimmte Vorrechtsdividende, nicht etwa auch der 
weitere Anteil am Gewinn in Betracht, mit dem ſie über die feſte Vor⸗ 
rechtsdividende hinaus am verbleibenden Reſtgewinn zuſammen mit 
den Stammaktien beteiligt ſind. In dieſem Umfang erſcheint eine 
Berückſichtigung der Vorzugsaktien auch gerechtfertigt, da ſie wirt⸗ 
ſchaftlich den von den Geſellſchaften ausgegebenen Schuldverſchreibungen 
naheſtehen. Ein etwa geleiſtetes Aufgeld findet bei dieſer Berechnung 
keine Berückſichtigung ($ 5 Abſ. IV des Geſetzes). 


2. Fall. 
Die Geſellſchaft beſtand noch nicht ein volles Geſchäfts⸗ 
jahr vor den Kriegsgeſchäftsjahren oder iſt überhaupt 
erſt im Krieg gegründet worden (Abſ. IV des Paragraphen). 


Auch bei Neugründungen iſt als Mindeſtgewinn eines Friedens⸗ 
geſchäftsjahres der Betrag von 5% des eingezahlten Grund⸗ oder 
Stammkapitals zuzüglich des Mehrbetrags für eine etwaige Vorzugs⸗ 
dividende zugrunde zu legen, d. i. der bereits erörterte fiktive Mindeſt⸗ 
betrag des Abſ. III. Dieſer Betrag iſt aber, wie das Geſetz ausdrücklich 
ſagt, nur als „Mindeſtbetrag“ zugrunde zu legen; das bedeutet, daß, 
wenn eine im Lauf des letzten Friedensjahres gegründete Geſellſchaft 
in Wahrheit einen höheren Gewinn als 5% des Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapitals erzielt haben ſollte, die Zugrundelegung des betreffenden 
höheren Geſchäftsgewinns nicht ausgeſchloſſen iſt. Beſteht z. B. eine 
Geſellſchaft, deren Geſchäftsjahr vom 1. Juli bis 30. Juni läuft, ſeit 
dem 1. Januar 1914 mit einem Grundkapital von 1000 000 Mk., das 
zu pari ausgegeben worden iſt, ſo würde als Mindeſtgewinn der Betrag 
von 50000 Mk. anzunehmen ſein. Hat ſie aber nach dem Abſchluß 
des erſten, nur die Hälfte eines normalen Jahres umfaſſenden Geſchäfts⸗ 
jahres bereits einen Gewinn von 40000 Mk. erzielt, jo wäre als 
Friedensgewinn zugrunde zu legen: 2 X 40000 — 80000 Mk. (Moesle 
S. 43) 11). 

Bei der Berechnung dieſes Mindeſtbetrags iſt auf die oben ge⸗ 
machten Bemerkungen (1. Fall b) zu verweiſen; es iſt jedoch folgende 
weſentliche Ausnahme zu beachten. Während nämlich dort das ein⸗ 
gezahlte Grund⸗ oder Stammkapital nach dem Nominalwert der Aktien 
oder Anteile zu berechnen iſt, wird hier ausdrücklich beſtimmt, daß 
die fünf Hundertſtel „von dem Kapital berechnet werden, das der 


11) Die Beſteuerung der jungen Gründungen bemängelt Byk DIZ. 1916 S. 196. 
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Geſellſchaft als Einzahlung auf ihre Aktien oder Anteile tatſächlich 
zugefloſſen iſt“. Es wird alſo der etwaige höhere Ausgabekurs be⸗ 
rückſichtigt (Aufgeld, Agio). Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht bloß 
auf die zugefloſſenen Barzahlungen, ſondern auch auf die Sacheinlagen. 
Diefe find nicht etwa mit dem Nennwert der als Gegenwert aus⸗ 
gegebenen Aktien, ſondern mit ihrem gemeinen Wert anzuſetzen d. h. 
nach dem im Wirtſchaftsleben unter normalen Verhältniſſen für gleich⸗ 
artige Sachen erzielten Kaufpreis. Vgl. auch § 9 Abſ. II Satz 2 
AusfBeſt. 

Unter Aufgeld iſt hier alles zu verſtehen, was die Geſellſchaft 
über den Nominalwert der neuen Aktien hinaus als effektives Kapital 
netto?) erhalten hat (KommBer. I S. 27). 

Die Beſtimmung bezieht ſich übrigens nicht nur auf die ſog. 
Überpari⸗Emiſſionen im engeren Sinne, auf die ihr Wortlaut „Aktien 
uſw., die zu einem den Nennwert überſteigenden Preiſe ausgegeben 
werden“ allerdings zunächſt hinweiſt. Vielmehr gehören hierher auch 
die Fälle, in denen eine Geſellſchaft mit hohem Aufgeld das Vermögen 
einer anderen Geſellſchaft gegen Ausgabe von Aktien zum Nennwerte 
erwirbt, in denen alſo die Geſellſchaft die Aktien zwar ſcheinbar zum 
Nennwert ausgibt, in Wirklichkeit aber einen erheblich höheren Ver⸗ 
mögenswert erlangt (verſtecktes Aufgeld). Für derartige Scheinmanöver, 
die zur Umgehung des Reichsſtempelgeſetzes angewandt werden, vgl. 
z. B. RGE. Bd. 84 S. 17 f., IW. 1910 S. 342 Nr. 27, bietet jedoch 
unſer Geſetz keine Veranlaſſung, ſie wären hier ſogar nachteilig, weil 
hier ja der höhere Ausgabekurs den Geſellſchaften vorteilhaft iſt. 

Der Geſamtwert der für die ausgegebenen Aktien empfangenen 
Gegenleiſtung kann unter Umſtänden, obwohl er ſich nicht mit dem 
ſog. inneren Wert der jungen Aktien zu decken braucht, doch nach dem 
Kurswert dieſer Aktien beſtimmt werden; zu einer ſolchen mittelbaren 
Schätzung der Gegenleiſtung wird dann zu ſchreiten ſein, wenn die 
regelmäßige unmittelbare Feſtſtellung ihres Wertes nicht möglich oder 
ſchwer durchführbar iſt (RGZ. Bd. 80 S. 118). Es finden hier die 
Grundſätze der Rechtſprechung bezüglich des Aktienſtempels entſprechende 
Anwendung. Die Feſtſtellungen, die die Stempelbehörde in dieſer 
Richtung bereits getroffen hat, ſind eine geeignete Grundlage für die 
Ermittlung des der Geſellſchaft tatſächlich zugefloſſenen Kapitalsbetrags 
(vgl. auch Sintenis, Bank⸗Archiv 15. Jahrg. S. 89). 

42) Abweichend ſtempelrechtlich ſ. RGE. Bd. 80 S. 115—118 (betrifft die Koſten 
der Aktienausgabe). 
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| 3. Fall. 
Kapitalserhöhung und Kapitalsherabſetzung während 
der Friedens⸗ und Kriegsgeſchäftsjahre. 

Darüber bringen die Abſätze II und V des § 5 zwei Sonder⸗ 
beſtimmungen zugunſten der Geſellſchaften, aber nur nach der Seite 
der Kapitalserhöhung, und zwar handelt Abſ. II von der Vermehrung 
des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals während der Friedens⸗ 
geſchäftsjahre und Abſ. V während der Kriegsgeſchäftsjahre. Es wird 
zugunſten der Geſellſchaften unterſtellt, daß das neue Kapital ſchon 
während der fünf den Kriegsgeſchäftsjahren vorangegangenen Geſchäfts⸗ 
jahre mitgearbeitet und bis zur tatſächlichen Einzahlung 5 Prozent 
erbracht hätte. Bei beiden Vorſchriften iſt unter dem Ausdrucke „Ver⸗ 
mehrung des eingezahlten Grund⸗ oder Stammkapitals“ ſowohl die 
Erhöhung des Grund- oder Stammkapitals im handelsrechtlichen Sinn 
zu verſtehen als auch die bloße weitere Einzahlung auf das bisher 
noch nicht volleingezahlte Kapital, die Einholung geſchuldeter Einlagen, 
die Einzahlung von Nachſchüſſen bei der G. m. b. H. (§ 26) u. dgl. 
(Moesle Anm. 12 5 5, Hachenburg IW. 1916 S. 20, Sintenis Komm. 
S. 104). Auch wird beidemal der etwaige höhere Ausgabekurs be- 
rückſichtigt und zwar genauſo wie bei Abſ. IV (. oben Fall 2). 

a) Nach Abſ. II wird, wenn die Kapitalserhöhung innerhalb der 
fünf Friedensjahre erfolgt iſt, dem Geſchäftsgewinn für die vor der 
Vermehrung liegende Zeit ein Betrag von 5 v. H. jährlich des der 
Geſellſchaft durch die Neueinzahlungen tatſächlich zugefloſſenen Kapitals⸗ 
betrags zugerechnet. Nicht in dieſer Weiſe dagegen find die fünf 
Hundertſtel des Mindeſtgewinns nach Abſ. III und IV zu berechnen; 
dieſe ſind vielmehr von dem erhöhten Kapital im ganzen zu nehmen, 
da die 5 Prozent gemäß Abſ. III immer nach dem Stande des Grund⸗ 
kapitals zu berechnen find, mit dem die Geſellſchaft in das erſte Kriegs⸗ 
geſchäftsjahr eingetreten iſt. 

Beiſpiel zu a): Eine Geſellſchaft, deren Geſchäftsjahr das Kalender⸗ 
jahr iſt, hatte urſprünglich ein Grundkapital von 1000000 Mk. Auf 
1. Januar 1912 erhöht fie ihr Stammkapital durch Pari⸗Emiſſion 
um 1000000 Mk. Ihr Geſchäftsgewinn betrug 

1909: 52000 Mk., hinzuzurechnen find 50000 = 102 000 Mk., 


1910: 55000 „ H „ 50000 = 105000 „ 
1911: 60000 „ 5 „ 50000 110000 „ 
1012: 100000 „ 100 000 


0 


1913: 108 000 „ 108 000 
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Es ſcheiden für die Durchſchnittsberechnung aus die Jahre 1911 
und 1912. 

Der Friedensgewinn beträgt 102000 Mk. + 105000 Mk. + 
108 000 Mk. = 315000 Mk.: 3 = 105000 Mk. (Moesle ©. 40). 
| bp) Wenn die Vermehrung während der Kriegsgeſchäftsjahre ein- 
getreten iſt (Abſ. V), jo wird für die Zeit nach der Vermehrung dem 
durchſchnittlichen früheren Geſchäftsgewinn — auch dem Mindeſtgewinn 
der Abſ. III und IV — ein Betrag von 5 v. H. jährlich des der Ge⸗ 
ſellſchaft durch die Neueinzahlungen zugefloſſenen Kapitalsbetrags 
hinzugerechnet. Hat die Vermehrung gerade zu Beginn des erſten 
Kriegsgeſchäftsjahrs ſtattgefunden, ſo führt die Hinzurechnung nach 
Abſ. II oder nach Abſ. V zu dem gleichen Ergebnis. 

Beiſpiel zu b): Eine Geſellſchaft, deren Geſchäftsjahr das Kalender- 
jahr iſt, hatte bis 1. Oktober 1914 ein Grundkapital von 10000000 Mk. 
Mit 1. Oktober 1914 erhöht fie es nominal um 5000 000 Mk. durch 
Ausgabe von 5000 Aktien à 1000 Mk. zum Kurſe von 150. Auf 
dieſe Aktien fließen ihr effektiv zu 7125000 Mk. Ihr Geſchäfts⸗ 
gewinn betrug 

1909: 900 000 Mk. 
1910: 940000 „ 
1911: 1000000 „ 
1912: 970000 „ 
1913: 1100 000 „ 


Durchſchnitt der Friedensjahre 1910, 1911, 1912: 
2 910000 Mk.: 3 = 970000 Mk. 

Dem Geſchäftsgewinn für 1914 iſt gegenüberzuſtellen 970 000 Mk. 
(5% von 7125 000 Mk. auf / Jahr S) 89 062,5 Mk. = 1059 062,5 Mk. 
Dem Geſchäftsgewinn für 1915 und 1916 iſt gegenüberzuſtellen: 
970000 Mk. (5 „% von 7 125 000 Mk. =) 356 250 Mk. 1326 250 Mk. 

Was nun die Verminderungen des Grund⸗ und Stammkapitals 
betrifft, ſo iſt zunächſt feſtzuſtellen, daß hiefür eine Regelung ent⸗ 
ſprechend derjenigen der genannten Abſ. II und V im Geſetze fehlt. 
Selbſtverſtändlich laſſen ſich dieſe beiden Abſätze auch nicht analog 
auf den Fall der Kapitalsherabſetzung anwenden. Dem würde nicht 
nur der Wortlaut der beiden Vorſchriften widerſprechen, die nun ein⸗ 
mal nur von „Vermehrung“ reden, ſondern auch beſonders ihre innere 
Natur. Abſatz II und V enthalten eine beſondere Begünſtigung für 
die Geſellſchaften und zwar beſteht dieſe darin, daß dem Friedens⸗ 
gewinn ein weiterer Betrag hinzugerechnet wird, wodurch ſich die 


Differenz zum Kriegsgewinn verringert; würde nun von dem Friedens⸗ 
gewinn der entſprechende Betrag abgezogen, ſo würde dadurch die 
maßgebende Differenz zum Kriegsgewinn vergrößert, ſtatt verkleinert 
und die Geſellſchaften müßten, ſtatt weniger, mehr Steuer bezahlen. 
Es bleiben alſo z. B. etwaige Herabſetzungen des Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapitals während der Kriegsgeſchäftsjahre auf die Feſtſetzung des 
Friedensgewinns ohne Einfluß. Eine Herabſetzung kann nur in dem 
Fall Berückſichtigung finden, daß ſie während der Friedensgeſchäfts⸗ 
jahre erfolgt iſt und der Mindeſtgewinn nach Abſ. III oder IV zu⸗ 
grunde gelegt werden muß. Rheinſtrom (S. 25) iſt der irrigen 
Meinung, daß die Kapitalsherabſetzung in analoger Anwendung der 
Kapitalvermehrung erfolge; er fügt nämlich der Bemerkung der Be⸗ 
gründung „der Mindeſtgewinn berechnet ſich von dem herabgeſetzten 
Grund⸗ oder Stammkapital“ die Erläuterung hinzu „d. h. von dem 
vor der Herabſetzung erzielten Gewinn find 5 %% der Kapitals⸗ 
minderung abzuziehen“. Rheinſtrom verfährt alſo ganz analog dem 
Abſ. II. Beim „Mindeſtgewinn“ kann von dem „erzielten“ Gewinn 
der Prozentſatz der Kapitalsminderung ſelbſtverſtändlich nicht abgezogen 
werden, denn der „erzielte“ Gewinn ſpielt beim Mindeſtgewinn nach 
Abſ. III überhaupt keine Rolle, der Mindeſtgewinn iſt ſogar der 
Gegenſatz zum erzielten Gewinn. Die mißverſtandenen Worte der Be⸗ 
gründung (S. 13) bedeuten vielmehr, daß die fünf Prozent ſofort aus 
dem herabgeſetzten Kapital, alſo dem Reſtbetrage des Stammkapitals 
zu berechnen ſind. Die Kapitalsminderung findet hier nur deshalb 
Berückſichtigung, weil nach dem Abſatz III die fünf Hundertſtel ſtets 
nach dem Stande des Grund⸗ oder Stammkapitals zu berechnen ſind, 
mit dem die Geſellſchaft in das erſte Kriegsgeſchäftsjahr eingetreten iſt. 


4. Fall. 
Umwandlungen und Verſchmelzungen von Geſellſchaften. | 


In dieſer Hinficht iſt es zu keinen beſonderen geſetzlichen Regelungen 
gekommen. Ein ſpeziell die Fuſionen betreffender und begünſtigender 
Antrag Nr. 157 in der Kommiſſionsberatung wollte zwar dem gen. 
§ 5 einen neuen Abſ. VI hinzufügen, wurde aber wieder zurückge⸗ 
zogen. Jedoch enthalten die Ausführungsbeſtimmungen des Bundes⸗ 
rats (in Anknüpfung an die Worte des § 5 Gef. „beſteht eine Geſell⸗ 
ſchaft . . . .“, auf Grund des § 10 Abſ. II Geſ.) folgende Vorſchriften: 

§ 9 Abſ. I: Iſt zur Fortführung desſelben Unternehmens 
eine Geſellſchaft der im S 1 des Gef. bezeichneten Art in eine 
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andere Geſellſchaft der im $ 1 des ef. bezeichneten Art umgewan⸗ 
delt worden, jo ſind für die Feſtſetzung des durchſchnittlichen früheren Ge⸗ 
ſchäftsgewinns (§ 5 des Gef.) die Ergebniſſe der Geſellſchaft in der 
früheren Form mit zu berückſichtigen. 

Dies iſt aber nur dann jo, wenn die ſämtlichen oben hervorge— 
hobenen Vorausſetzungen zutreffen. Es trifft z. B. nicht zu, wenn 
ein Unternehmen mit einer nicht in § 1 des Gef. genannten Geſell⸗ 
ſchaftsform, etwa eine offene Handelsgeſellſchaft, in eine Geſellſchaft 
des § 1 des Geſ. umgewandelt wird. In dieſem Fall — die ſcharfe 
Umgrenzung der genannten Ausführungsbeſtimmung läßt nur einen 
Umkehrſchluß zu — können für die Feſtſetzung des durchſchnittlichen 
früheren Geſchäftsgewinns die Ergebniſſe der früheren Geſellſchaftsform 
nicht berückſichtigt werden, ſondern nur die Abſchlüſſe des Unternehmens 
nach der Umwandlung in eine Geſellſchaft der im S 1 bezeichneten 
Art. Beſtand hiernach für unſerer Geſetz die Geſellſchaft noch nicht 
ein volles Geſchäftsjahr, wenn ſie auch tatſächlich in der früheren Ge⸗ 
ſellſchaftsform ſchon jahrzehntelang beſtanden haben mag, ſo muß der 
Friedensgewinn nach Abſ. IV des S 5 berechnet werden (oben Fall 2), 
die tatſächlich erzielten höheren früheren Geſchäftsgewinne können — 
mag dies auch unbefriedigend ſein — über den engeren Rahmen des 
Abſ. IV hinaus im allgemeinen nicht beachtet werden. Die entgegen. 
geſetzte Meinung von Hirſchfeld (S. 16) iſt nicht zutreffend. Eine unter 
Ss 9 Abſ. I AusfBeſt. fallende Umwandlung einer G. m. b. H. in eine 
A. G. liegt z. B. vor, wenn eine A. G. gegründet wird, bei der die 
G. m. b. H. als Mitbegründerin ihr Vermögen einbringt, dann in 
Liquidation tritt und die erhaltenen Aktien an ihre Geſellſchafter ver— 
teilt. (Hier liegt feine Fuſion vor, vgl. Staub, HGB. § 303 Anm. 3, 
Brand S 305 Anm. 2 a ). 

Die zweite in dieſer Richtung erlaſſene Ausführungsbeſtimmung 
betrifft die Verſchmelzung. Umwandlung iſt die Veränderung einer 
einzigen Geſellſchaft in eine andere Geſellſchaftsform, Verſchmelzung 
ſetzt zwei bereits beſtehende Geſellſchaften voraus, die miteinander in 
verſchiedener Weiſe vereinigt werden. Die Beſtimmung lautet: 

§ 9 Abi. II: Auf Fuſionen finden, foweit fie mit einer Kapitals⸗ 
vermehrung der aufnehmenden Geſellſchaft verbunden ſind, die Vor⸗ 
ſchriften des § 5 Abſ. II und des Geſ. über Vermehrungen des 
Grund⸗ und Stammkapitals entſprechende Anwendung. Bei der Feſt⸗ 
ſtellung des der Geſellſchaft tatſächlich zugefloſſenen Kapitalsbetrags 
ſind Sacheinlagen mit ihrem gemeinen Wert anzuſetzen.“ 

Schwarz, Die Kriegsſteuer der Geſellſchaften. 4 


e 


Die Tragweite dieſer Vorſchrift wird am beſten durch ihre Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte erläutert. In den Kommiſſionsberatungen war näm⸗ 
lich ein Antrag eingebracht worden, der etwas anderes gewollt und 
folgendermaßen gelautet hat: „Iſt bei einer Aktiengeſellſchaft zum 
Zwecke der Fuſion mit einer anderen Aktiengeſellſchaft durch Über⸗ 
nahme des Vermögens als Ganzes (§8 305, 306 HGB.) eine Vermehrung 
des Grundkapitals erfolgt [und dies iſt tatſächlich faſt immer der Fall], 
ſo werden im Falle des Abſ. II [zu ergänzen: § 5 des Geſ.] für die 
vor der Vermehrung des Grundkapitals liegende Zeit die Geſchäfts⸗ 
gewinne der beiden Geſellſchaften zuſammengerechnet und im Falle 
des Abſ. V für die Zeit nach der Vermehrung des Grundkapitals dem 
durchſchnittlichen früheren Geſchäftsgewinn der übernehmenden Geſell⸗ 
ſchaft der durchſchnittliche frühere Geſchäftsgewinn der über⸗ 
tragenden Geſellſchaft hinzugerechnet.“ Es ſollten mithin die Er⸗ 
gebniſſe der Geſellſchaft in der früheren Form, genau ſo wie im 
Abf. I des § 9 geſchieht, mitberückſichtigt werden. Der Antrag wurde 
aber bekämpft und wieder zurückgezogen, und ſtatt deſſen ſtellt jetzt 
die Ausführungsbeſtimmung des Abſ. II feſt, daß die Regelvor⸗ 
ſchriften über die Erhöhung des Grund⸗ oder Stammkapitals 
anzuwenden ſind. Der Reichsſchatzſekretär machte ſeinerzeit gegen den 
Antrag geltend, daß er zu weit gehe, daß meiſtens ſchon vor der Fuſion 
eine enge Verbindung zwiſchen fuſionierender und fuſionierter Geſellſchaft 
beſtehe, weshalb auch ſchon vor der Fuſion in dem Gewinn der fuſi⸗ 
onierenden Geſellſchaft Gewinne der fuſionierten Geſellſchaft enthalten 
ſeien; eine Zuſammenfaſſung der Geſchäftsgewinne der fuſionierten und 
aufnehmenden Geſellſchaft würde daher in vielen Fällen zu einer Benach⸗ 
teiligung des Fiskus führen. Aus dieſer Regelung der Fuſion iſt der Schluß 
zu ziehen, daß auch bei allen ſonſtigen Verſchmelzungen eine Berückſichti⸗ 
gung der frühern Geſchäftsgewinne der verſchmolzenen Geſellſchaften 
nicht möglich iſt. Dies gilt auch für den Fall der jog. engeren Fuſion: 
wenn die zwei Geſellſchaften zu einer neuen dritten Geſellſchaft vereinigt 
werden, ſelbſtverſtändlich erſt recht für die ſog. Fuſion im weiteren Sinn: 
bloßer Ankauf aller Aktien einer Geſellſchaft durch eine andere. Die Be⸗ 
rechnung erfolgt alſo bei der fuſionierenden Geſellſchaft nach den 
allgemeinen Regeln des § 5, die Tatſache der Fuſion findet im Falle der 
allerdings üblichen Kapitalsvermehrung entſprechend der Regel nur in der 
Zuzählung des 5% igen Betrags des neu zugefloſſenen Kapitals ihren 
Ausdruck, die früheren Gewinnergebniſſe der fuſionierten Geſellſchaft 
ſcheiden für die fuſionierende Geſellſchaft gänzlich aus, in Betracht 


kommen nur die früheren Geſchäftsgewinne der fuſionierenden Geſell⸗ 
ſchaft. Bezüglich der fuſionierten Geſellſchaft ſelbſt iſt nichts 
Beſonderes Rechtens; die Fuſion hat für die fuſionierte Geſellſchaft 
nicht den Wegfall der Steuerpflicht hinſichtlich der bis dahin erzielten 
Mehrgewinne zur Folge. A. M. Hachenburg IW. 1916 S. 20, 21. 

Um Härten vorzubeugen, die auch bei einer anderen geſetzlichen 
Regelung wegen der Mannigfaltigkeit der Verhältniſſe nicht zu ver- 
meiden geweſen wären, erließ man die bereits eingangs dieſes Ab⸗ 
ſchnitts erwähnte Beſtimmung des Abſatz III S I AusfBeſt.; auf andere 
Weiſe können Härten nicht behoben werden. Daß dieſe Beſtimmung 
aber keineswegs bezweckt, die Ausnahme einer anderen Berechnungs⸗ 
art zur Regel zu machen, ergibt ſich aus ihrem engen Wortlaut ſelbſt, 
der die Zubilligung einer anderen Berechnungsart nur bei einer „be- 
ſonderen“ Härte und nur „im einzelnen Falle“ und nur mit Ge⸗ 
nehmigung des „Bundesrats“ in Ausſicht ſtellt. 


5. Der Gewinn der Kriegsgeſchäftsjahre. 

Als Kriegsgeſchäftsjahre im Sinne dieſes Geſetzes gelten gemäß 
§ 2 die drei aufeinanderfolgenden Geſchäftsjahre, deren erſtes noch 
den Monat Auguſt 1914 umfaßt. Nach dem Entwurfe ſollte als erſtes 
Kriegsgeſchäftsjahr das Geſchäftsjahr gelten, das noch den Oktober 1914 
umfaßt, die jetzige Faſſung des Paragraphen iſt deswegen erfolgt, um die 
gerade in den erſten Kriegsmonaten Auguſt und September gemachten 
großen Gewinne zu treffen. Ob der Krieg ſich auch tatſächlich über 
die drei Geſchäftsjahre hinzieht, iſt für die Berechnung gleichgültig. 

Kriegsgeſchäftsjahre ſind alſo im normalen Falle, d. h. bei den 
zu Kriegsbeginn ſchon beſtehenden Geſellſchaften: | 

wenn das Geſchäftsjahr mit dem 31. Auguſt endet, 

die Geſchäftsjahre 1. September 1913/31. Auguſt 1916; 

wenn das Geſchäftsjahr mit dem 30. September endet, 
die Geſchäftsjahre 1. Oktober 1913/30. September 1916; 
wenn das Geſchäftsjahr mit dem 31. Oktober endet, 
die Geſchäftsjahre 1. November 1913/31. Oktober 1916; 
wenn das Geſchäftsjahr mit dem 31. März endet, 
die Geſchäftsjahre 1. April 1914/31. März 1917; 
wenn das Geſchäftsjahr mit dem 30. Juni endet, 
die Geſchäftsjahre 1. Juli 1914/30. Juni 1917. 
Das gleiche gilt auch bei erſt während des Krieges gegründeten 


Geſellſchaften und zwar gilt hier als erſtes Kriegsgeſchäftsjahr das⸗ 
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jenige Geſchäftsjahr, das den 1. Auguſt 1914 mitumfaſſen würde, 
wenn die Geſellſchaft damals ſchon beſtanden hätte. Hat z. B. eine am 
1. Oktober 1915 gegründete Geſellſchaft ihr Geſchäftsjahr vom 1. Ok⸗ 
tober bis 30. September, ſo würde als erſtes Kriegsgeſchäftsjahr die Zeit 
vom 1. Oktober 1913 bis 30. September 1914 zu gelten haben; begann 
eine neugegründete Geſellſchaft ihren Betrieb am 1. Januar 1916, 
dann gilt das Kalenderjahr 1916 als drittes Kriegsgeſchäftsjahr. 

Auszugehen iſt immer von dem ſatzungsmäßigen Geſchäfts⸗ 
jahr. Würde, was nur ganz ausnahmsweiſe vorkommen wird, ein 
Geſchäftsjahr weniger als 12 Monate umfaſſen, ſo würden als Kriegs⸗ 
geſchäftsjahre ſo viele zuſammenhängende Geſchäftsjahre gelten müſſen, 
daß ſie ſich auf einen Zeitraum von mindeſtens 36 Monaten erſtrecken. 
Vgl. Moesle $ 2 Anm. 3, Hachenburg JW. 1916 S. 17. In ſolchem 
Falle wäre noch von dem vierten Geſchäftsjahr der Gewinn inſoweit heran⸗ 
zuziehen, als er dem fehlenden Zeitraum entſpricht, d. h. alſo mit dem 
der fehlenden Zeit prozentual entſprechenden Betrag der Schluß⸗ 
bilanz des vierten Jahres. Anderer Meinung Sintenis S 2 Anm. 2: 
„ſollten etwa Geſellſchaften zu einer Verlegung des Geſchäftsjahrs 
ſchreiten, um damit verringerte Kriegsgewinne herbeizuführen, ſo 
würde ſich ein geſetzlicher Eingriff als nötig erweiſen“. Bei den im 
Kriege neugegründeten Geſellſchaften iſt, wenn das erſte Geſchäftsjahr 
kürzer iſt, von dem ſpäteren unverkürzten vollen Geſchäftsjahr aus⸗ 
zugehen: iſt etwa eine Geſellſchaft am 14. Auguſt 1915 begründet 
worden und ſchließt das erſte Geſchäftsjahr mit dem 31. Dezember, 
während von da ab das Kalenderjahr als Geſchäftsjahr gilt, ſo wäre 
als erſtes Kriegsgeſchäftsjahr das Kalenderjahr 1914 anzunehmen, als 
zweites das Kalenderjahr 1915 und als drittes das Kalenderjahr 1916. 
Demgemäß wären als Gewinne einzuſetzen die Gewinnziffer des Jahres 
1916 und diejenige des gekürzten Geſchäftsjahres vom 14. Auguſt bis 
31. Dezember 1915, ſelbſtverſtändlich kann der Gewinn des gekürzten 
Geſchäftsjahrs nur mit dem entſprechenden Bruchteil des Friedens⸗ 
gewinns nach § 5 Abſ. III, IV ins Verhältnis geſetzt werden. 

Hier enthält nun das Geſetz noch eine Sonderbeſtimmung. Es 
wird ſehr häufig der Fall ſein, daß die Kriegsgeſchäftsjahre nicht nur 
Mehrgewinne erbringen, ſondern auch Mindergewinne, ſei es über⸗ 
haupt Verluſte oder doch wenigſtens Mindergewinne gegenüber dem 
durchſchnittlichen Friedensgewinn. Hier fragt es ſich, ob zwiſchen 
dieſen Mehr⸗ und Mindergewinnen der Kriegsjahre ein Ausgleich ſtatt⸗ 
findet oder ob ohne ſolchen Ausgleich einfach die jeweiligen Mehr⸗ 
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gewinne voll zur Hälfte herangezogen werden ſollen. Der Geſetzgeber 
hat ſich mit Recht wegen der einſchneidenden Wirkung im erſten Sinn 
entſchieden und beſtimmt, daß dieſer Ausgleich zwiſchen Mehr⸗ und 
Mindergewinn ſchon bei der Anſammlung der Rücklage durchgeführt 
werden ſoll. Die betreffende geſetzliche Beſtimmung lautet: 

§ 8 Abſ. IV des Geſ.: „Bleibt der Geſchäftsgewinn eines Kriegs⸗ 
geſchäftsjahrs hinter dem durchſchnittlichen früheren Geſchäftsgewinn 
(S 5) zurück, jo iſt die Geſellſchaft berechtigt, aus der Sonderrücklage 
den Betrag zu entnehmen, um den etwa die Sonderrücklage die Hälfte 
des im Geſamtergebniſſe der abgelaufenen Kriegsgeſchäftsjahre er- 
zielten Mehrgewinns überſteigt.“ 

Dabei darf der Wortlaut „aus der Sonderrücklage den Betrag 
entnehmen“ nicht buchſtäblich genommen werden, denn die Beſtimmung 
will nicht nur Platz greifen in den Fällen, in denen die Rücklage 
bereits vorhanden iſt, ſo daß man bei ſpäteren Mindergewinnen tat⸗ 
ſächlich etwas „entnehmen“ kann, ſondern auch dann, wenn die Rück⸗ 
lage noch nicht gebildet iſt, weil etwa das erſte Kriegsjahr einen 
Mindergewinn und erſt das nächſte den Mehrgewinn erbracht hat. 
Auch im letzteren Fall iſt nur der halbe Differenzbetrag von Mehr⸗ 
gewinn und Mindergewinn, nicht der ganze halbe Mehrgewinn in 
die Rücklage zu bringen. Vgl. Sten Ber. S. 495, ferner § 10 Ausf.- 
Beit.: „Gemäß § 8 Abſ. IV des Gef. dürfen Mindergewinne von 
Kriegsgeſchäftsjahren mit Mehrgewinnen anderer Kriegsgeſchäftsjahre 
ausgeglichen werden; die Sonderrücklage braucht nicht mehr als die 
Hälfte des Mehrgewinns auszumachen, der dem Geſamtergebnis aller 
abgeſchloſſenen Kriegsgeſchäftsjahre entſpricht.“ 

Die Begründung des Geſetzentwurfs gibt dazu folgendes Beiſpiel: 
Eine Aktiengeſellſchaft, deren durchſchnittlicher früherer Geſchäftsgewinn 
4 Millionen beträgt, hat erzielt im Geſchäftsjahr 

1914 einen Geſchäftsgewinn von 6 Millionen Mark, 
alſo einen Mehrgewinn von 2 Millionen Mark, 

1915 einen Geſchäftsgewinn von 5 Millionen Mark, 
alſo einen Mehrgewinn von 1 Million Mark, 

1916 einen Geſchäftsgewinn von 2 Millionen Mark, 
alſo einen Mindergewinn von 2 Millionen Mark. 

Der Mehrgewinn der drei Kriegsgeſchäftsjahre beträgt hiernach 
2 Millionen Mark ＋ 1 Million Mark — 2 Millionen Mark, ſomit im 
Geſamtergebnis 1 Million Mark. Nach S 8 Abſ. IV darf im dritten 
Jahr, das eine Minderung des Geſamtmehrgewinns von 3 Millionen 


nn 


auf 1 Million Mark bringt, der bis dahin angeſammelten Sonderrüd- 

lage derjenige Betrag entnommen werden, um den dieſe die Hälfte des ein⸗ 

ſchließlich des dritten Kriegsgeſchäftsjahrs erzielten Geſamtmehrgewinns 

von 1 Million Mark, alſo den Betrag von 500000 Mk., überſteigt. 
Nach S 1 Abſ. I find in die Sonderrücklage einzuſtellen: 

vom Mehrgewinn des Jahres 1914 . . . 10 Million Mark 

19185 00 Oo 5 


zuſammen 1,5 Millionen Mark 


70 „ ” „ 


1916 dürfen aus der e entnommen 
Weiden or Mark, 


10 12 60 verbleiben 0,5 Million Mark. 


Die Begr. des GeſEntw. führt das Beiſpiel weiter aus und be⸗ 
handelt auch den Fall, wenn an ſich die Rücklage noch nachträglich 
zu bilden iſt und ein Mindergewinn eintritt (Zuſammentreffen von 
§ 8 Abſ. IV mit § 1 Abſ. II). Auch in dieſem Falle iſt nach dem 
hier erörterten Grundſatz zu verfahren; ſiehe darüber unten bei der 
Darſtellung der nachträglichen Bildung der Sonderrücklage. 


Dem oben genannten Beiſpiel der Begr. ſei folgendes Beiſpiel 
hinzugebildet: 

Der Gewinn im erſten Kriegsjahr ſoll 600 000 Mk. betragen, 
im zweiten Kriegsjahr fol ein Verluſt von 100 000 Mk. eintreten, 
das dritte Geſchäftsjahr ſoll einſchließlich des Verluſtvortrags aus dem 
Vorjahr 200 000 Mk. Gewinn erbracht haben; durchſchnittlicher Ge⸗ 
winn der Friedensjahre 200000 Mk. Hier berechnet ſich im zweiten 
Jahre der Mehrgewinn folgendermaßen: 600 000 Mk. — 100 000 Mk. 
— 500000 Mk. — 400 090 Mk. (— Normalgewinn für 2 Jahre zu je 
200000 Mk.) = 100 000 Mk. Es darf alſo in dieſem Jahre der an⸗ 
geſammelten Sonderrücklage der Betrag entnommen werden, um den 
dieſe den Betrag von 50000 Mk. überſteigt. Der Gewinn des nächſten 
Jahres beträgt buchmäßig 200 000 Mk., es iſt jedoch zu beachten, daß 
dieſer Betrag einen bereits bei der Rücklage berückſichtigten Verluſt⸗ 
vortrag einſchließt. Daher kann nicht der Jahresgewinn mit 200 000 Mk., 
ſondern er muß mit 300000 Mk. eingeſetzt werden, weil anders der 
Verluſtvortrag doppelt abgezogen würde. Im dritten Jahr iſt daher 
ein Betrag von 100000 Mk.: 2 = 50000 Mk., in die Rücklage ein⸗ 
zulegen, ſo daß die Rücklage für den Geſamtmehrgewinn von drei 
Jahren — 200000 Mk. richtig im ganzen 100 000 Mk. enthält. 
Denſelben Mehrgewinn bekommt man ſelbſtverſtändlich, wenn die 


Rücklage erſt im dritten Jahre aus legalem Grund nachträglich zu 
bilden wäre: Hier berechnet ſich der Mehrgewinn aus 600000 Mk. 
＋ 200000 Mk. (in welchem Betrag der Verluſtvortrag enthalten iſt) 
— 800 000 Mk. — 600000 Mk. (Normalgewinn für drei Jahre) —= 
200000 Mk. Davon hätten nach der allgemeinen Regel 100000 Mk. 
in die Sonderrücklage zu kommen. Hier iſt aber zu beachten, daß 
der Jahresgewinn des dritten Jahrs nur 200000 Mk. beträgt, alſo 
gleich dem durchſchnittlichen Friedensgewinn iſt, mithin kein Mehr⸗ 
gewinn iſt. Es beſteht daher tatſächlich keine Verpflichtung zur Bil⸗ 
dung der Rücklage. Der Umſtand, daß der Betrag von 200 000 Mk. 
erſt durch den Verluſtvortrag herabgemindert iſt, ſteht dem Ergebniſſe 
nicht im Wege, da es geſtattet iſt, Unterbilanzen mit dem Gewinn 
des nächſten Jahres zum Ausgleich zu bringen, ehe überhaupt ein 
Reingewinn entſteht. Nach S 22 Abſ. II KStG. braucht im zweiten 
Fall von dem Mehrgewinn von 200000 Mk. kein Pfennig Steuer 
gezahlt werden, während im erſten Fall 32000 Mk. Steuern zu zahlen 
ſind. Dieſes kraſſe Zufallsergebnis iſt allerdings nur möglich, wenn 
auch keine ſtillen Reſerven des erſten Kriegsjahrs zu faſſen ſind. 


6. Die nachträgliche Bildung der Sonderrücklage. 
a) Allgemeine Bemerkungen. 

Nachträglich geſchaffen wird die Sonderrücklage, die im erſten 
Kriegsgeſchäftsjahr nach S 1 Abſ. I zu bilden geweſen wäre, wenn 
damals ſchon das Geſetz gegolten hätte. Zur nachträglichen Auffüllung 
dient dabei außer den etwaigen freiwilligen Rückſtellungen dieſes 
Jahres lediglich der Mehrgewinn der nachfolgenden Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahre. Der Zeitpunkt der nachträglichen Bildung der Rücklage iſt 
dementſprechend auch verſchieden, die Rückſtellungen ſind ſofort nach 
dem Inkrafttreten des Sich. abzuführen, find keine Rückſtellungen 
vorhanden, ſo erfolgt die nachträgliche Bildung bei der nächſten Mehr⸗ 
gewinnsbilanz, zuſammen mit der regelmäßigen Bildung der Rücklage. 
Der Mehrgewinn wird unter Umſtänden allerdings ganz in Anſpruch 
genommen, dagegen aber der ganze Geſchäftsgewinn bis zur Höhe 
des durchſchnittlichen Friedensgewinns unangetaſtet gelaſſen, keines⸗ 
wegs iſt der bereits endgültig verteilte Gewinn wieder einzuſetzen. 
Auch hier gilt der Grundſatz, daß die Rücklage im Endergebnis nur 
ſtets die Hälfte aller Mehrgewinne der Kriegsgeſchäftsjahre zu ent- 
halten braucht. Der Rückgriff erfolgt alſo durchaus ſchonend, ja er 
verſagt ſogar in manchen Fällen. 
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Von einer nachträglichen Bildung der Rücklage kann überhaupt 
nur dann die Rede ſein, wenn der Gewinn (Mehrgewinn) aus einem 
beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes abgelaufenen Kriegsgeſchäftsjahre 
bereits verteilt iſt (§ 1 Abſ. II). Iſt der betreffende Gewinn beim 
Inkrafttreten des Geſetzes noch nicht verteilt, iſt alſo z. B. zwar die 
Bilanz angefertigt, aber die Gewinnverteilung noch nicht genehmigt, 
ſo iſt nicht der Fall der nachträglichen Bildung nach Abſ. II, 
ſondern die regelmäßige Bildung nach Abſ. I gegeben. Als verteilt 
iſt der Gewinn nicht erſt dann zu erachten, wenn er ausgezahlt 
iſt, ſondern ſchon dann, wenn die Geſellſchafter einen Anſpruch 
auf die Dividende haben. Wann dieſer Anſpruch bereits ge⸗ 
geben iſt, iſt eine zivilrechtliche Frage. Im allgemeinen bedarf es 
eines in geſetzlicher und ſatzungsmäßiger Weiſe zuſtandegekommenen 
Beſchluſſes der Generalverſammlung über die Bilanzfeſtſtellung und 
Gewinnverteilung. Nach der herrſchenden Meinung bedarf es im 
Aktienrecht ſtets eines beſonderen Gewinnverteilungsbeſchluſſes, der 
Bilanzgenehmigungsbeſchluß reicht nicht aus (vgl. Brand, Komm. z. 
HGB. 1911] S. 660). Bei den Geſellſchaften m. b. H. genügt ſchon 
der Bilanzgenehmigungsbeſchluß, wenn für die Verteilung mangels 
einer entgegenſtehenden Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags das 
Geſetz maßgebend iſt oder der Geſellſchaftsvertrag bindende Vor⸗ 
ſchriften aufſtellt, eines beſonderen Verteilungsbeſchluſſes bedarf es 
nur dann, wenn der Geſellſchaftsvertrag der Verteilung Spielraum 
läßt (Pariſius⸗Crüger, Komm. z. GmbHG. [5. A.] ©. 181 und 
243). Im Genoſſenſchaftsrecht kann das Statut ſo gefaßt ſein, daß 
ſchon mit der Genehmigung der Bilanz die Mitglieder ohne weiteres 
einen Anſpruch auf den nur nach Maßgabe des Geſetzes oder des 
Statuts zu verteilenden Reingewinn erhalten (Pariſius⸗Crüger, Komm. 
z. GenG. 7. A.] S. 303). Doch beſitzen dieſe Unterſchiede nicht 
große praktiſche Bedeutung, da meiſtens die beiden Beſchlüſſe gefaßt 
zu werden pflegen, zuerſt der Bilanzgenehmigungs⸗, dann der Ge⸗ 
winnverteilungsbeſchluß. Der Beſchluß muß dem Geſetz und dem 
Statut entſprechen, ſonſt kann er angefochten werden, auch ohne 
weiteres nichtig ſein. Iſt ein Bilanzgenehmigungsbeſchluß nach 
SS 271 ff. HGB. angefochten und für nichtig erklärt, fo iſt die Voraus⸗ 
ſetzung für 8 1 Abſ. II „die Verteilung“ wieder weggefallen; das 
Urteil wirkt für und gegen die Aktionäre, die nicht Partei ſind; der 
gutgläubige Aktionär braucht aber die erhaltene Dividende in keinem 
Falle zurückzuzahlen (vgl. Staub 8 217 HGB. bei. Anm. 22). 
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Iſt nun die bezeichnete Vorausſetzung gegeben, ſo handelt es fich 
bei der nachträglichen Bildung der Rücklage vor allem darum, ob 
ausreichende Rückſtellungen aus dem verfloſſenen Mehrgewinnsjahr 
vorhanden ſind oder nicht. Die Bildung vollzieht ſich dem ent⸗ 
ſprechend verſchieden. Dabei ſind freiwillige Rückſtellungen 
im Sinne des Geſetzes zunächſt allerdings ausdrücklich für die kom⸗ 
mende Kriegsgewinnſteuer geſchaffene Reſerven, ſehr viele Geſellſchaften 
haben auch ſolche geſchaffen, aber ſie ſind nicht allein darunter zu 
verſtehen. Es fallen vielmehr darunter überhaupt alle Rückſtellungen, 
die nicht geſetzlich vorgeſchrieben find. Letztere können nicht zur nach⸗ 
träglichen Bildung herangezogen werden, dagegen iſt dies bei den 
durch die Satzung vorgeſchriebenen Rückſtellungen möglich (a. M. 
Sintenis, Komm. S. 92). Der Name des Fonds iſt gleichgültig. 
Stille Reſerven fallen nach der überwiegenden Meinung nicht unter 
die freiwilligen Rückſtellungen im Sinne des Sicherungsgeſetzes (a. M. 
mit ſehr guten Gründen Hachenburg a. a. O.). Deshalb bringt das 
KStG. in dieſer Richtung die ausdrückliche Beſtimmung des 8 22 
Abſ. III. Ferner fallen nicht darunter die Rücklagen für Wohlfahrts⸗ 
zwecke (S 1 Abſ. II S. 4) und die nur ſcheinbaren Rücklagen, die in 
Wirklichkeit nur zur Ausgleichung eines tatſächlichen Minderwerts 
dienen (Delkrederekonten, Erneuerungskonten uſw.). Dagegen ſind frei⸗ 
willige Rückſtellungen Zuweiſungen zum geſetzlichen Reſervefond, die 
nicht durch Geſetz vorgeſchrieben ſind, Dotierung ſonſtiger echter Reſerve⸗ 
konten („Reſervefonds II”, Spezialreſervefonds), Rücklagen für Talon⸗ 
ſteuer, Gewinnvortrag für das nächſte Jahr. Nur die Rückſtellungen 
des verfloſſenen Kriegsgeſchäftsjahres, nicht die aus früherer Zeit, kommen 
in Betracht. Daß die freiwilligen Rückſtellungen in dem dargelegten 
weiteren Sinn, nicht nur als ſpezielle Kriegsgewinnſteuerreſerven auf. 
zufaſſen ſind, folgt notwendig aus dem letzten Satz dieſes Abſatzes II, 
nämlich aus der Ausnahmebeſtimmung für die Wohlfahrtsrücklagen. 

8 1 Abſ. II letzter Satz lautet: „Rücklagen für Wohlfahrtszwecke 
ſind nicht als freiwillige Rückſtellungen im Sinne dieſer Vorſchrift 
anzuſehen“, d. h. Wohlfahrtsrücklagen müſſen nicht in die Sonder— 
rücklage gebracht werden, können es aber, wenn es der Geſellſchaft 
beliebt. Dieſe Beſtimmung hätte, wenn freiwillige Rückſtellungen 
überhaupt nur die Kriegsgewinnſteuerreſerven wären, gar keinen Sinn. 

Es iſt hier ſchließlich noch die Ausnahmebeſtimmung des A bſ. III 
§ 1 des Geſetzes zu erörtern. Dieſe lautet: 

„Im Falle des Abſ. II dürfen Gewinnbeträge, die zu ausſchließ⸗ 


ee 


lich gemeinnützigen Zwecken beſtimmt worden find und deren dauernde 
Verwendung zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, von dem Geſchäftsgewinne 
des beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes abgelaufenen s 
jahrs abgeſetzt werden“. 

Die Beſtimmung will eine weitere Härte beſeitigen, die mit dem 
Rückgriff auf ein Geſchäftsjahr, über deſſen Gewinne beim Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes bereits verfügt iſt, verbunden ſein kann. Eine 
große Anzahl von Unternehmungen hat das anerkennenswerte Be⸗ 
ſtreben gehabt, von ihren Kriegsgewinnen, noch ehe von dieſem Geſetz 
die Rede war, einen Teil der Allgemeinheit zugute kommen zu laſſen. 
Es ſei hier vor allem, um nur ein Beiſpiel zu nennen, an die Mil⸗ 
lionenſtiftung des Hauſes Krupp gedacht (ca. 24 Millionen Mark). 
„Während für die Zukunft das Reich auf die ihm zuſtehenden Be⸗ 
träge zugunſten gemeinnütziger Zwecke nicht verzichten kann, erſcheint 
es allerdings billig, den Teil des Geſchäftsgewinns eines abgelaufenen 
Geſchäftsjahrs, der ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken zugeführt 
worden iſt, für die nunmehr vorgeſchriebene Anſammlung einer Sonder⸗ 
rücklage und für die ſpätere Beſteuerung auszuſcheiden“. Begr. S. 11. 

Was iſt nun zu verſtehen unter den „Gewinnbeträgen, die zu 
ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken beſtimmt worden ſind, und deren 
dauernde Verwendung zu ſolchen Zwecken geſichert iſt“? Dieſe Be⸗ 
ſtimmung erinnert ſofort an die oben erwähnte Ausnahme bezüglich 
der Wohlfahrtsrücklagen; ſie läuft aber auf etwas ganz anderes hinaus 
und geht viel weiter. Denn hier wird überhaupt der Geſchäftsgewinn 
und damit auch der Mehrgewinn gemindert, ſo daß dieſer unter Um⸗ 
ſtänden gleich Null wird, alſo nicht nur keine Sonderrücklage⸗, ſondern 
vor allem auch keine Steuerpflichtigkeit entſteht, dagegen iſt im Abſ. II 
letzter Satz lediglich beſtimmt, daß Wohlfahrtsrücklagen nicht dem 
Rückgriff für die Sonderrücklage unterliegen, während im übrigen die 
Verpflichtung zur Bildung der Rücklage gänzlich unberührt bleibt. 
Bei der Ahnlichkeit der begünſtigten Objekte entſteht nun die Frage, 
ob die beiden Beſtimmungen des Abſ. III und Abſ. II letzten Satzes 
einfach nebeneinander anzuwenden ſind oder ob ein Unterſchied zwiſchen 
beiden beſteht. Hier gilt folgendes: Die beiden Begriffe decken ſich 
nicht, die im Abſ. III genannten gemeinnützigen Zuwendungen ſind 
ein engerer Begriff als die im Abſ. II genannten Wohlfahrtsrücklagen. 
Nur dann, wenn die Gewinnbeträge a) zu ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen Zwecken beſtimmt worden find, und b) ihre dauernde Ver⸗ 
wendung zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, greift die Folge 


des Abſatzes III Platz, andernfalls iſt nur Abſatz II gegeben (8 4 
AusfBeſt.). Die Eigentumsverhältniſſe ſind kein ganz ſicheres Unter⸗ 
ſcheidungsmerkmal, da nämlich Wohlfahrtsrücklagen, die im Eigentum 
der Geſellſchaft verbleiben, unter Abſatz III fallen können, und demnach 
auch gemeinnützige, unter Abſatz III fallende Zuwendungen im Eigen⸗ 
tum der Geſellſchaft fein können (vgl. §S 3 und 4 AusfBeſt.). Wenn 
die Beträge im Eigentume der Geſellſchaft verblieben, tft die Ab— 
ſetzung vom Geſchäftsgewinne gemäß § 1 Abſ. III des Geſetzes nur 
zuläſſig, wenn beſondere Vorkehrungen und Einrichtungen getroffen 
find, welche die Verwendung zu anderen als ausſchließlich gemein: 
nützigen Zwecken und insbeſondere die Wiederverwendung im Intereſſe 
der Geſellſchaft ſelbſt als ausgeſchloſſen erſcheinen laſſen (§S 3 Ausf Beſt.). 
Hierzu genügt ein bloßer Geſellſchaftsbeſchluß noch nicht; die Geſell⸗ 
ſchaft muß rechtlich gebunden ſein. Wenn die ſtaatliche Genehmigung 
hinzukommen muß (vgl. §S 80 BGB.: Schaffung einer rechtsfähigen 
Stiftung, Art. 86 EGBGB. mit Art. 6 und 7 preuß. AG BGB.: 
Erwerbsbeſchränkungen juriſtiſcher Perſonen), ſo iſt das Privileg des 
Abſ. III genau genommen erſt mit der Genehmigung begründet, wenn 
nicht bereits aus anderen Gründen eine dauernde Bindung der Ge— 
ſellſchaft vorhanden fein ſollte. Doch wird die Steuerbehörde auch 
ohnedies ſchon vor der Genehmigung die Kürzung nicht beanſtanden. 
Selbſtverſtändlich iſt bei Verſagung der Genehmigung die Summe 
rücklagepflichtig. Wohlfahrtsrücklagen nach Abſ. Il wie gemeinnützige 
Zuwendungen nach Abſ. III ſetzen voraus, daß ſie aus dem Bilanz⸗ 
gewinn gemacht worden ſind, es gehören danach hierher nicht: Zu⸗ 
wendungen an die zu militäriſchen Dienſtleiſtungen einberufenen 
Arbeiter und Angeſtellten oder deren Angehörige und die ſonſtigen 
während des Geſchäftsjahrs gemachten laufenden Wohlfahrtsausgaben; 
dieſe ſind als Betriebsausgaben, Geſchäftsunkoſten anzuſehen und ſo⸗ 
wieſo, auch in den folgenden Kriegsgeſchäftsjahren, abzuſetzen (vgl. 
§ 5 AusfBeſt.). Die Kürzung des Mehrgewinns nach Abſ. III 8 1 
gilt, wie S 3 Abſ. II AusfBeſt. beſonders betont, nur für ein Kriegs- 
geſchäftsjahr, deſſen Geſchäftsgewinn bei Inkrafttreten des SichG. 
bereits verteilt war. Dieſe freiwilligen Zuwendungen aus dem Bilanz⸗ 
gewinn dürfen in den ſpäteren Kriegsjahren nicht von dem Geſchäfts⸗ 
gewinn abgezogen werden, vgl. KommBer. I S. 12, 31, 32; doch 
bringt auch das KStG. hierin eine Milderung (§ 22 Abſ. I KStG.) 
Sind bei Inkrafttreten des Sich. bereits zwei Kriegsjahre abgelaufen 
und die Gewinne davon verteilt, ſo gelten Abſ. II letzter Satz und 
Abſ. III entſprechend auch für das zweite Kriegsjahr. 
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b) Berechnung der nachträglichen Bildung der Rücklage, 
wenn ausreichende freiwillige Rückſtellungen vor⸗ 
handen ſind. 


Hier ſind die betreffenden freiwilligen Rückſtellungen bis zum 
Betrag von 50 v. H. des Mehrgewinns, für den nachträglich die 
Rücklage zu bilden iſt, in die Sonderrücklage einzuſtellen (8 1 bj. II 
S. 1) und zwar hat die Zuführung ſogleich nach Inkrafttreten des 
Geſetzes zu geſchehen. Das Ergebnis des Geſchäftsjahrs darf nicht 
abgewartet werden, auch dann, wenn mit Beſtimmtheit angenommen 
werden ſollte, daß auf das vorhergegangene Mehrgewinnsjahr ein 
Verluſtjahr folgen werde, müſſen die Rückſtellungen ungekürzt und 
unverzüglich in die Sonderrücklage gebracht werden.“?) Beiſpiel aus 
der Begründung: Eine Aktiengeſellſchaft, deren durchſchnittlicher früher 
Geſchäftsgewinn 2 Millionen Mark beträgt, hat erzielt im Geſchäftsjahr 

1914 einen Geſchäftsgewinn von 4 Millionen Mark, 

alſo einen Mehrgewinn von 2 Millionen Mark, 
1915 einen Geſchäftsgewinn von 6 Millionen Mark, 
alſo einen Mehrgewinn von 4 Millionen Mark, 
1916 einen Geſchäftsgewinn von 4 Millionen Mark, 
alſo einen Mehrgewinn von 2 Millionen Mark. 
Nach Abſ. I S 1 des Geſetzes find in die Sonderrücklage einzuſtellen: 
vom Mehrgewinn des Jahres 1914 1 Million Mark, 


1 1 7 „ 1915 2 Millionen Mark, 
70 75 0 „ 1916 1 Million Mark, 


zuſammen 4 Millionen Mark. 
Hat alſo die Geſellſchaft aus dem Gewinn des Jahres 1914 frei⸗ 
willige Rückſtellungen in Höhe von 1 Million Mark oder darüber 
gemacht und den Reſt verteilt, ſo ſind für 
1914 von den freiwilligen Rückſtellungen 
in die Sonderrücklage zu überführen 1 Million Mark, 
1915 vom Mehrgewinn in die Sonder⸗ 


rücklage einzuſtellen 2 Millionen Mark, 
1916 vom Mehrgewinn in die Sonde 
rücklage einzuſtellenn 1 Million Mark, 


ſind zuſammen 4 Millionen Mark. 


5) Eines Generalverſammlungsbeſchluſſes bedarf es nicht. 


Re 


c) Berechnung, wenn nicht ausreichende oder überhaupt 
keine Rückſtellungen vorhanden ſind. 


Reichen die freiwilligen Rückſtellungen nicht aus, ſo iſt der be⸗ 
treffende Fehlbetrag aus dem Mehrgewinne der nachfolgenden (2. und 3.) 
Kriegsgeſchäftsjahre jedesmal vorweg zu entnehmen und außerdem 
iſt dann noch jedesmal die Hälfte des reſtlichen Mehrgewinns der 
nachfolgenden (2. und 3.) Jahre einzuſtellen. Genauſo iſt es, wenn 
überhaupt keine freiwilligen Rückſtellungen vorhanden ſind, nur iſt 
hier ſtatt des „Fehlbetrags“ immer die Hälfte des nachträglich noch 
abzuführenden Mehrgewinnes aus dem erſten Jahr zu ſetzen. Voraus⸗ 
geſetzt wird alſo, daß die folgenden Kriegsgeſchäftsjahre Mehrgewinne 
bringen, der bloße, den durchſchnittlichen Friedensgewinn nicht über⸗ 
ſteigende Gewinn genügt nicht. Der Grund, weshalb der Fehlbetrag, 
bzw. der halbe Mehrgewinnsbetrag, aus dem erſten Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahr zweimal zum Anſatz kommt, liegt darin, daß das nachfolgende 
(2.) Kriegsgeſchäftsjahr an ſich mit dem vollen halben Mehrgewinn 
anzuſetzen wäre, jedoch nicht damit zum Anſatz kommt, weil nach dem 
Geſetz der Mehrgewinn um den Fehlbetrag des erſten Kriegsjahrs 
gemindert wurde, es bleibt mithin noch ein Reſtbetrag dieſes letzteren 
Mehrgewinns übrig, der im letzten (3.) Kriegsgeſchäftsjahr herein⸗ 
gebracht werden muß, in dem unten wiedergegebenen Beiſpiel 0,25 
Mill. (nur 1,75 Mill. ſtatt 2 Mill. Mark). Das Geſetz hätte nun 
allerdings beſtimmen können, daß im dritten Kriegsgeſchäftsjahr zunächſt 
der volle halbe Mehrgewinn dieſes Jahres und ſodann noch der Reſt⸗ 
betrag des Vorjahres (2. K.⸗J.) aus dem Mehrgewinn abzuführen 
find, das Geſetz kann aber auch, wie geſchehen, anordnen, daß der 
Fehlbetrag des erſten Kriegsjahrs nochmals und dazu die Hälfte des um 
dieſen Fehlbetrag gekürzten Mehrgewinns des letzten Jahrs einzuſetzen 
ſind, was auf das gleiche Reſultat hinausläuft (Beiſpiel unten: 
0,25 1 = 0,50 E 0,75). Das Endergebnis zeigt auch, daß auch 
hier die Sonderrücklage nicht mehr als die Hälfte aller Mehrgewinne 
enthält. 

Fortſetzung des unter b wiedergegebenen Beiſpiels: Hat die Ge- 
ſellſchaft aus dem Gewinn des Jahres 1914 freiwillige Rückſtellungen 
in Höhe von 0,50 Millionen Mark gemacht und den Reſt verteilt, 
ſo ſind für 

1914 in die Sonderrücklage zu überführen 
die freiwilligen Rückſtellungen in Höhe 
J 090,50 Millionen Mark, 


a 


in die Sonderrücklage einzuſtellen: 
1915 a) der Fehlbetrag aus 1914 in Höhe 
voennnn MY eee, 
b) von dem um a geminderten Mehr⸗ 
gewinn des Jahres 1915 die Hälfte 


4—0,5 
mit ot 242 Iii Markt, 
1916 a) der Fehlbetrag aus 1914 in Höhe 


Vvoe n PP ‚ er, 
b) von dem um a geminderten Mehr⸗ 
gewinn des Jahres 1916 die Hälfte 
20,5 


mit %% Re 0,75 Millionen Mark 


ſind zuſammen 4,00 Millionen Mark. 


Hat die Geſellſchaft den Gewinn des Jahres 1914 verteilt und 
keine freiwilligen Rückſtellungen zur Verfügung, ſo ſind in die Sonder⸗ 
rücklage einzuſtellen: 

1915 a) die Hälfte des Mehrgewinns aus 
1971l1114 ²⁵P KFF Nez, 
b) von dem um a geminderten Mehr⸗ 
gewinn des Jahres 1915 die Hälfte 
mit 5 „ I ark 
1916 a) die Hälfte des Mehrgewinns aus 
1911144. FU 
b) von dem um a geminderten Mehr⸗ | 
gewinn des Jahres 1916 die Hälfte 
2 


—1 
mit F NE HE RE 0,5 Millionen Marf 


find zuſammen 4,0 Millionen Mark. 


d) Berechnung, wenn Mindergewinne eintreten. 


Hier gilt nichts Beſonderes. Bei Eintritt eines Mindergewinns 
iſt zunächſt, wie dargelegt, das Geſamtergebnis aller abgelaufenen 
Kriegsjahre zu ermitteln. Hierauf iſt der errechnete Betrag zu ver⸗ 
gleichen mit dem Betrag, der in der Rücklage ſich bereits befindet; 
der etwaige Überſchuß kann herausgenommen werden. Iſt in der 
Rücklage noch nichts enthalten, ſondern wäre ſie für den vorjährigen 


Mehrgewinn erſt nachträglich zu bilden geweſen (wenn Rückſtellung en 
aus dem Vorjahre fehlten), ſo iſt in dem Mindergewinnsjahr nichts 
in die Rücklage abzuführen. Die Begr. führt das oben S. 53 er⸗ 
wähnte Beiſpiel folgendermaßen fort: 

Hat die Geſellſchaft aus dem Gewinn des Jahres 1914 freiwillige 
Rückſtellungen in Höhe von 1 Million Mark und darüber gemacht 
und den Reſt verteilt, ſo ſind für 

1914 von den freiwilligen Rückſtellungen in 


die Sonderrücklage zu überführen. 1,0 Millionen Mark, 
1915 vom Mehrgewinn in die Sonderrück⸗ 
a 9,5 3 A 


zuſammen 1,5 Millionen Mark, 
1916 dürfen aus der Sonderrücklage ent⸗ 
nommen werden 1,0 Millionen Mark, 


ſo daß verbleiben 0,5 Millionen Mark. 


Hat die Geſellſchaft aus dem Gewinn des Jahres 1914 freiwillige 
Rückſtellungen von insgeſamt 0,6 Millionen Mark gemacht und den 
Reſt verteilt, ſo ſind für 

1914 in die Sonderrücklage zu überführen 

die freiwilligen Rückſtellungen in Höhe 

F R(14 90,6 Millionen Mark, 
in die Sonderrücklage einzuſtellen: 


1915 a) der Fehlbetrag aus 1914 in Höhe 
r 9, Millionen Mark, 
b) um den um a geminderten Mehr⸗ 
gewinn des Jahres 1915 die Hälfte 
4 
m 


mit 0,3 Millionen Mark, 
zuſammen 1,3 Millionen Mark, 
1916 dürfen aus der Sonderrücklage ent⸗ 

nommen werden 0,8 Millionen Mark, 


ſo daß verbleiben 0,5 Millionen Mark. 


Hat die Geſellſchaft den Gewinn des Jahres 1914 verteilt und 
keine freiwilligen Rückſtellungen a Verfügung, jo find in die Sonder⸗ 
rücklage einzuſtellen: 
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1915 a) die Hälfte des Mehrgewinns aus 


19114... l O 
b) Reſtgew inn 0 7 1 


zuſammen 1,0 Million Mark, 
1916 dürfen aus der Sonderrücklage ent⸗ 
nommen werden M e Merk 


ſo daß verbleiben 0,5 Millionen Mark. 


e) Grenzen der nachträglichen Bildung. 


Auch bei der Beratung des Sich. war man ſich darüber klar, 
daß die geſetzliche Regelung der nachträglichen Bildung der Rücklage 
in manchen Fällen nicht ausreicht. Deshalb, weil beim Fehlen von 
Rückſtellungen nur der Mehrgewinn der nachfolgenden Jahre heran⸗ 
gezogen wird, alſo in dieſem Fall ein entſprechender Mehrgewinn un⸗ 
bedingte Vorausſetzung für die nachträgliche Bildung der Rücklage iſt. 
So braucht mangels Rückſtellungen die Rücklage nicht gebildet zu 
werden, wenn das erſte Kriegsjahr einen ſehr hohen Mehrgewinn 
gebracht hat, die folgenden Jahre aber nur einen ſich auf der Höhe 
des Friedensgewinns haltenden, wenn auch an und für ſich ſehr guten 
Gewinn erzielten. Dieſen Zuſtand wollten zwar Abänderungsanträge 
beſeitigen, die man damit begründete, daß die bloße Ergreifung des 
Mehrgewinns nicht zum Ziele führen werde, daß auch kein Grund 
vorliege, die Geſellſchaften, die vielleicht aus Spekulationsrückſichten 
den ganzen Mehrgewinn verteilt hätten, zu ſchonen und beſſer zu 
ſtellen als Geſellſchaften, die vorſichtigerweiſe ausreichende Rücklagen 
gemacht hätten. Allein der Staatsſekretär machte dagegen geltend, 
es würde eine erhebliche Schädigung der Geſellſchaften und der Aktionäre 
eintreten, wenn man auch den Geſamtgewinn angreife. Schließlich 
blieb es dann doch in der 2. KommLeſg. bei der Faſſung der Re⸗ 
gierungsvorlage (KommBer. S. 21, 30). Bei der 1. Komnsdeſg. 
hatten die Anträge Erfolg gehabt. 

Dazu kommt noch Folgendes: 

Die Begründung und das Geſetz gehen davon aus, daß nur ein 
einziges Kriegsgeſchäftsjahr abgelaufen ſein wird, ſo daß allgemein 
noch die Abſchlüſſe zweier Kriegsgeſchäftsjahre nach Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes zu erwarten ſein werden; darum wird auch der Fehlbetrag 
vom erſten Jahr zweimal bei den nächſten Jahren angeſetzt. Aber 
dieſe Annahme, es werde nur ein einziges Kriegsjahr verſtrichen ſein, 
iſt nicht mehr ſo allgemein richtig, weil nicht mehr wie früher als 


1 


erſtes Kriegsgeſchäftsjahr das Geſchäftsjahr gilt, das den Monat Oktober 
1914 mitumfaßt, ſondern im § 2 des Geſ. der Monat Oktober durch den 
Monat Auguſt erſetzt iſt. In einem ſolchen Fall, wenn zwei Kriegs⸗ 
jahre verſtrichen ſind, müſſen die freiwilligen Rückſtellungen aus beiden 
Jahren bis zur Höhe von 50 v. H. des im Geſamtergebnis beider 
Kriegsjahre erzielten Mehrgewinns in die Sonderrücklage überführt 
werden. Für die Deckung eines etwaigen Fehlbetrags ſteht dann nur 
noch der Mehrgewinn des einen (dritten) Kriegsgeſchäftsjahrs in der 
Weiſe zur Verfügung, daß in dieſem Jahre der aus dem Mehrgewinn 
zu deckende Fehlbetrag und daneben noch die Hälfte des etwa ver⸗ 
bleibenden Mehrgewinns in die Rücklage einzuſtellen iſt (vgl. Moesle 
Anm. 19 bei § 1). Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß hier 
die geſetzlichen Vorſchriften beim Fehlen entſprechender freiwilliger Rück⸗ 
ſtellungen erſt recht nicht ausreichen können. Nach der Begründung 
zum GeſEntw. find es allerdings verhältnismäßig wenige Geſellſchaften, 
deren Geſchäftsjahr am 31. Auguſt und 30. September enden; die 
Abſchlüſſe von Oktober und noch mehr natürlich von November, bei 
denen übrigens ſchon nach der Regierungsvorlage zwei Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahre verſtrichen ſein konnten, kommen aus praktiſchen Gründen wie 
Bilanzaufſtellung, Berufung der Generalverſammlung uſw., was 
immerhin eine gewiſſe Zeit beanſprucht, nur bei wenigen Geſellſchaften 
in Betracht. 

Man hätte dieſe Lücke vermeiden ſollen. Die Anträge, die die 
Bildung der Rücklage durch Zugriff auf den Gewinn ſelbſt ſicherſtellen 
wollten, ſind m. E. aus den geltend gemachten Gründen zu billigen. 
Dieſe Lücke hat größere Bedeutung durch den § 22 Abſ. II KStG. 
erhalten, weil dieſer Paragraph in Anknüpfung an dieſe Regelung 
beſtimmt, daß die Abgabe inſoweit nicht erhoben wird, als ſie den 
Betrag der Sonderrücklage überſteigt. Dabei werden allerdings die 
an ſich nicht rücklagepflichtigen ſtillen Reſerven dem Betrag der Sonder- 
rücklage hinzugerechnet, auch bleibt die Steuer meiſtens ſehr unter 
50 % des Mehrgewinns, wodurch eine gewiſſe Milderung dieſer Kon⸗ 
ſequenz eintritt. Immerhin können und werden wohl durch dieſe 
Regelung manche erhebliche Kriegsgewinne der Steuer entgehen. 


7. Die Sonderrücklage. 

Nach SS SichG. iſt die Sonderrücklage der freien Verfügung 
der Geſellſchaften entzogen, getrennt von dem ſonſtigen Vermögen zu 
verwalten und in Schuldverſchreibungen des Deutſchen 9 oder 

Schwarz, Die Kriegsſteuer der Geſellſchaften. 


eines Bundesſtaats (alſo nicht eines Kommunalverbands) anzulegen. 
Die Verwahrung und Verwaltung erfolgt auch bei ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchaften im Inland. Die Worte des angeführten Abſ. I „der freien 
Verfügung der Geſellſchaften entzogen“ fehlten im Geſetz⸗ 
entwurf und ſind erſt in der Kommiſſion eingeführt worden. Nach dem 
Berichte war einerſeits bezweifelt worden, ob es für die Zwecke des 
SichGG. erforderlich ſei, die geſonderte Verwaltung der Sonderrücklage 
vorzuſchreiben und einen Zwang zur Anlage in Schuldverſchreibungen 
einzuführen, anderſeits war auch noch weitergehende Sicherung für 
erforderlich gehalten worden, auch hatten andere Mitglieder die Rege⸗ 
lung des Entwurfs für richtig gehalten. Zweifel beſtanden insbeſondere 
darüber, ob nach dem Wortlaut der Vorlage eine Lombardierung der 
Papiere der Sonderrücklage zuläſſig ſei, und, um mögliche Zweifel 
gerade nach dieſer Richtung zu beſeitigen, wurden die erwähnten Worte 
„der freien Verfügung der Geſellſchaften entzogen“ eingeſtellt. Darüber 
hinaus wollte man bei der zweiten Kommiſſionsleſung eingeſchaltet 
haben, daß die Sonderrücklage dem Zugriff der Gläubiger nur inſoweit 
ausgeſetzt iſt, als ſie nicht endgültig für die Steuer in Anſpruch ge⸗ 
nommen wird. Auch der Abg. Mertin erachtete im Plenum eine 
ſolche Zuſatzbeſtimmung für notwendig, ebenſo ſubſidiär der Abg. 
Schiffer, der primär die Meinung vertrat, daß allerdings bereits der 
jetzige Wortlaut des Paragraphen den Gläubigerzugriff ausſchließe. Dem⸗ 
gegenüber vertraten die übrigen Redner: Reichsſchatzſekretär Helfferich, 
Dove, Südekum, Blunck den Standpunkt, daß an ſich zwar zweifellos 
die Möglichkeit von Eingriffen Dritter beſtehe, daß aber trotzdem die 
Notwendigkeit einer geſetzlichen Vorſorge fehle. Der Reichsſchatzſekretär 
führte aus, daß eine Gefährdung der Steuer dadurch doch nur dann 
gegeben ſei, wenn die Geſellſchaften in Zahlungsſchwierigkeiten gerieten, 
alſo in Fällen, die für dieſes Geſetz nicht in Frage kämen; erfolge 
wider Erwarten in dem einen oder anderen Fall bei einer an ſich 
zahlungsfähigen Geſellſchaft eine Pfändung in die Papiere, aus denen 
die Rücklage beſtehe, dann habe die Geſellſchaft die Verpflichtung die 
Sonderrücklage wieder aufzufüllen. Letzterer Anſicht iſt auch zuzu⸗ 
ſtimmen. Unbeſtritten blieb die Meinung, daß trotz der Verfügungs⸗ 
beſchränkung der Geſellſchaften ſelbſtverſtändlich die Rücklagendepots 
gegen andere ausgetauſcht werden können, z. B. Konſols für Kriegs⸗ 
anleihen, wenn dies Zug um Zug geſchieht. Auch die Stellung der 
Rücklage im Konkurſe kam zur Sprache, der Reichsſchatzſekretär wies 
aber mit Recht darauf hin, daß dieſer Fall der praktiſchen Bedeutung 


za. 


entbehrt, KommBer. I S. 34. — Auch die Fachliteratur beſchäftigt 
ſich mit dieſen Fragen der rechtlichen Natur der Sonderrücklage, 
vgl. z. B. Hachenburg JW. 1916 S. 21 ff., Frankfurter Zeitung, Abend⸗ 
blatt vom 9. Februar, Korſch JW. S. 628 ff., dazu Hachenburg ©. 632, 
dazu nochmals Korſch S. 794, ferner die Kommentare beſonders 
Moesle S. 51, Sintenis S. 115. Hachenburgs Anſicht iſt folgende: 
Die Sonderrücklage ſei das Gegenteil zu den von der Geſellſchaft ge- 
bildeten, ihr dienen ſollenden Reſerven. Die ihr hier auferlegte Re⸗ 
ſerve diene nur den Intereſſen des Steuerfiskus. Materiell gehöre ſie 
ihm bereits. Die Geſellſchaft verwalte und bewahre ſie nur für ihn. 
Bis zur Abberufung flöſſen ihr allerdings die Zinſen zu. Aber des⸗ 
halb ſei ſie doch nicht mehr als eine Nutznießerin dieſer Werte. Der 
Berechtigte könne ſie jeden Augenblick abberufen. Die Geſellſchaft ſei 
nur Aufbewahrerin für fremde Rechnung. Sie ſei nicht mehr Herr 
über die ihr gehörenden Effekten als ein Treuhänder, der ſie auf 
ſeinen Namen erworben habe. Daraus folge aber auch die Unantaſt⸗ 
barkeit durch den Zugriff Dritter. Daraus auch die Ausſonderung 
im Konkurs. Nur der gutgläubige Erwerb eines Dritten werde ge⸗ 
ſchützt. Die Berückſichtigung eines möglichen Mindergewinns der 
folgenden Jahre ändere an der wirtſchaftlichen und rechtlichen Natur 
der Rücklage nichts. Sie ſei trotzdem aus dem Vermögen der Ge- 
ſellſchaft ausgeſchieden. Ihr weiterbeſtehendes Eigentum ſei nur an⸗ 
vertrautes. Ahnlich Korſch: Rechtlich und zwar nach bürgerlichem 
wie öffentlichem Recht, wirtſchaftlich wie buchhaltungstechniſch handle 
es ſich nicht um eine Sonderrücklage, ſondern um ein Sondergut, um 
ein Sonderſammelvermögen, das nicht mehr im Eigentum, zum mindeſten 
nicht im freien Eigentum verbleibe, ſobald die verfaſſungsmäßig hie⸗ 
für gegebenen Vorausſetzungen (durch die Genehmigung der Bilanz) 
erfüllt ſeien. Wie Moesle mit Recht hervorhebt, gehen dieſe Mei- 
nungen aber doch über das Ziel hinaus. Aus den Worten des Ge— 
ſetzes „der freien Verfügung der Geſellſchaften entzogen“ kann mehr 
als ein geſetzliches Veräußerungsverbot nach $ 135 BGB. nicht ent⸗ 
nommen werden, die mitgeteilten Meinungen aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte zeigen auch deutlich, daß man keineswegs dieſe Beſtimmung 
ausdehnend auslegen wollte. Die eingeſchalteten Worte bringen zum 
Ausdruck, daß die Sonderrücklage unverändert als Aktiv- und Paſſiv⸗ 
poſten ſtehen bleiben muß, bis der durch das Geſetz geſchaffene vor⸗ 
läufige Zuſtand ſein Ende findet. Erſt durch das Kriegsſteuergeſetz 
eutſcheidet ſich, welcher Betrag dem Reich gehört und an dieſes ab⸗ 
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zuführen iſt. Bis dahin iſt die Geſellſchaft allein Eigentümerin, wenn⸗ 
gleich ihre Rechte gewiſſen Beſchränkungen unterworfen ſind. Der 
Reichsfiskus iſt geſchützt, er hat aber an der Rücklage ſelbſt 
weder Eigentums noch Gläubigerrechte. — Die Konſe⸗ 
quenzen der verſchiedenen Auffaſſung zeigen ſich auch bei der Frage, 
ob die Kriegsſteuerreſerve einkommensſteuerpflichtig iſt. Hachenburg 
und Korſch kommen folgerichtig zur Einkommenſteuerfreiheit. Nach der 
anderen hier vertretenen Meinung wird ſie einkommenſteuerpflichtig 
ſein. Der Reichsſchatzſekretär führte in dieſer Beziehung aus Komm.⸗ 
Ber. I (S. 16), daß dieſe Frage auf einem Gebiet läge, für das die 
Geſetzgebung und Praxis der Einzelſtaaten maßgebend ſei; er möchte 
annehmen, daß in den meiſten Bundesſtaaten !“) die hier gemachten 
Rückſtellungen allerdings unter die Einkommenſteuer fielen, denn ſie 
blieben ja vorläufig im Eigentum der Geſellſchaft, auch wenn ſie ge⸗ 
ſondert anzulegen und zu verwalten ſeien; etwas anderes ſei es, 
wenn im definitiven Geſetze eine ausdrückliche Beſtimmung getroffen 
würde, da dann Reichsrecht natürlich das Landesrecht breche. Eine 
ſolche Beſtimmung beſteht aber nicht. Man nennt hier als Parallele 
gewöhnlich die Talonſteuerreſerve. Meines Erachtens dürfte der Fall 
allerdings nicht ganz gleich liegen, inſofern als die Kriegsſteuer⸗ 
reſerve regelmäßig ziemlich überdeckt iſt und nach der Abſicht des 
Geſetzgebers dies auch ſein ſoll. Aber jedenfalls liegt der Fall ſehr 
ähnlich und iſt ſeine Behandlung auch für unſeren Fall lehrreich. 
Das preuß. OVG. kommt in der Entſcheidung in St. Bd. 16 ©. 253 
zur Steuerpflicht der Talonſteuerrücklagen durch die Erwägung, daß 
es zwar geſunder kaufmänniſcher Übung entſpreche, ſich mit einer 
Zahlung, die ſich nach einer beſtimmten Reihe von Jahren regelmäßig 
wiederhole, und deren Fälligwerden ohne Zweifel ſei, nicht im Fällig⸗ 
keitsjahr zu belaſten, ſondern für die erſt ſpäter entſtehende 
Verpflichtung in jedem Jahre einen beſtimmten Betrag in Reſerve 
zu ſtellen; ſo vernünftig dies ſei, ſo könnne doch kein Zweifel darüber 
beſtehen, daß der in jedem Jahre auf Vorrat reſervierte Betrag Rein⸗ 
gewinn dieſes Jahres ſei und demnach verſteuert werden müſſe, vor⸗ 
behaltlich des Abzugs des ganzen Betrags im Fälligkeitsjahre. Der 
preuß. Finanzminiſter ließ vordem bekanntlich die Steuerfreiheit zu, 
der betreffende Erlaß vom 5. Februar 1910 rechtfertigt dies lediglich 


14) Der preuß. Generalſteuerdirektor erklärte fie auch bereits für ſteuer⸗ 
pflichtig (am 13. März im Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes für den Staats⸗ 
haushalt, unter Hinweis auf die ſogleich zu erwähnende Rſpr. d. OVG.) 
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mit dem Hinweis darauf, daß bei der Beratung des Talonſteuer⸗ 
geſetzes im Reichstag ohne Widerſpruch mehrfach der Erwartung Aus⸗ 
druck gegeben worden ſei, daß die jährlichen Rückſtellungen zur Be⸗ 
zahlung der ſpäter fällig werdenden Abgabe in den Bundesſtaaten 
nicht als ſteuerbares Einkommen angerechnet werden. Die hieraus 
für Preußen ſeinerzeit gezogenen Schlußfolgerung war auch für 
Bayern die Veranlaſſung geweſen, die Talonſteuerreſerve ſteuerfrei 
zu behandeln. Vgl. v. Breunig I ©. 136. In Baden iſt die Steuer⸗ 
freiheit durch Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 11. Juni 1913 
(BadRpr. S. 201 Jahrg. 1913) bejaht worden. Der badiſche Ver⸗ 
waltungsgerichtshof ſpricht ſich über den Charakter der Talonſteuer⸗ 
rücklagen dahin aus: durch die Rücklagen werde ein ſog. unechter 
Reſervefonds geſchaffen, wodurch das ſteuerbare Jahreserträgnis um 
den Betrag der Rücklage gemindert werde; eine ſolche Rücklage ſei 
nicht ein Stück im Geſchäft zurückgehaltenen Reingewinns, dem kein 
Verluſt gegenüberſtehe, vielmehr eine vom Einkommen der Geſellſchaft 
von vornherein abzugsfähige Schuld, zu deren ſeinerzeitigen Bezah⸗ 
lung ſie kraft eines Steuergeſetzes verpflichtet ſei. Auch der Bundesrat 
behandelt fie im 8 48 AusfB. z. WBG., und zwar bindend für Gericht 
und Verwaltung (Rehm S 128 D), als unechte Reſerve; ob der Bundes⸗ 
rat auch zum KStG. eine gleiche Ausführungsbeſtimmung erlaſſen 
oder ſeinen Standpunkt verlaſſen wird, ſteht dahin. Die Ausführungs⸗ 
beſtimmung des Bundesrats und die erwähnte Entſcheidung des preuß. 
OVG. datieren nämlich vom gleichen Tage (8. November 1913) 15). 
Wie betont, dürften aber bei der Sonderrücklage die Umſtände noch 
mehr für eine echte Reſerve ſprechen wie bei der Talonſteuerreſerve; 
es iſt daher auch noch nicht geſagt, daß die Bundesſtaaten, die die 
Talonſteuerreſerve ſteuerfrei behandeln, nun auch die Sonderrücklage 
einkommenſteuerfrei laſſen werden. Ob die Bildung des Fonds ein ganz 
freiwilliger Akt, freiwillig in Schaffung und Verwendung des Kapitals 
iſt oder ob in beider Richtung Bindung beſteht, ob der Fonds auf 
längere oder kürzere Zeit angeſammelt wird, hat keinerlei Bedeutung 
weiter (bejtritten): vgl. den Zwangsreſervefonds des S 262 HGB. 
einerſeits und den Gewinnvortrag, der ſteuerlich wie auch tantiemen⸗ 
rechtlich Reſerve iſt, JW. 1905 S. 346 RGZ. vom 20. März 1905, 
anderſeits. — Im Zuſammenhang damit ſteht die Frage, ob die 


s) Das OVG. erachtet übrigens ſeine Entſch. nicht als der bundesr. AusfBeſt. 
widerſprechend, weil der Reſervebegriff des 8 11 WBG. ein engerer ſei. (E. vom 
13. März 1915, Amtl. Mitt. ü. d. Zuwachsſt. 1915 S. 141). 
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Kriegsſteuer ſelbſt bei der Einkommenſteuer abgezogen werden kann. 
Sintenis (S. 115) äußert ſich hier folgendermaßen: „ſpäter entſteht 
übrigens ein Ausgleich inſofern, als der endgültig als Kriegsgewinn⸗ 
ſteuer zu zahlende Betrag bei der Einkommenſteuer abzugsfähig iſt, 
falls er nicht vorher in Abzug gebracht werden durfte; ſoweit anderer⸗ 
ſeits von den Einzelſtaaten die Steuerfreiheit der Rücklage anerkannt 
wird, muß ſpäter der nicht als Kriegsgewinnſteuer beanſpruchte und 
ſomit an die Geſellſchaft zurückfließende Teil als Einkommen verſteuert 
werden.“ Darin hat Sintenis vollkommen Recht. — Eine andere 
beſtrittene Frage iſt, ob die Sonderrücklage im Sinne der Ss 237, 
245 HGB. tantiemefrei oder tantiemepflichtig iſt. Nach den ge⸗ 
nannten Paragraphen ſind tantiemefrei „ſämtliche Abſchreibungen 
und Rücklagen“. Hirſchfeld S. 14 will die Sonderrücklage nicht als 
Rücklage nach 88 237, 245 HGB. gelten laſſen, er meint, einmal 
ſei die Bildung der Sonderrücklage keine Bilanzvorſchrift, dann ſeien 
unter Rücklagen nach 88 237, 245 nur ſolche Gewinnteile zu verſtehen, 
die dem Wohle der Geſellſchaft weiter dienen; ebenſo Sondermann, DIZ. 
1916 S. 433. Jedoch iſt dieſe Meinung verfehlt und iſt, wie auch Moesle 
S. 52 betont, die Tantiemepflichtigkeit der Sonderrücklage unbedingt 
zu verneinen; inwiefern die Sonderrücklage dem Wohle der Geſell⸗ 
ſchaft nicht dienen ſoll, iſt bei der Tatſache, daß die Steuer ohne dafür 
vorhandene Reſerve den Gewinnſaldo zumeiſt erheblich beeinfluſſen 
müßte, nicht einzuſehen. Hachenburg (JW. S. 23) kommt von ſeinem 
Standpunkt aus noch mehr zur Tantiemefreiheit, nach ihm muß die 
Rücklage erſt aus dem Gewinn ausgeſondert werden, dann erſt iſt 
Reingewinn gegeben. Nicht ſo Korſch (S. 631), er will trotzdem die 
Rücklage als tantiemepflichtig behandeln, was Hachenburg (S. 632) 
nicht für folgerichtig hält (dagegen Korſch S. 794). Für Tantieme⸗ 
freiheit auch Sintenis (S. 114 Komm.) und Rheinſtrom (Komm. S. 30). 
Zugegeben iſt allerdings, daß die Berechnung der Rücklage, wenn man, 
wie hier angenommen wird, einerſeits die Tantiemen ſteuerlich als ab⸗ 
zugsfähige Geſchäftsunkoſten und anderſeits die Rücklage als tantieme⸗ 
frei behandelt, kompliziert iſt, ähnlich liegt es aber auch bei der 
Tantiemeberechnung, wenn man den Gewinnvortrag als Rücklage be⸗ 
handelt. — Eine oft erörterte und verſchieden beantwortete Frage iſt 
auch, ob die Sonderrücklage in der Bilanz als beſonderer Poſten zu 
erſcheinen hat oder nicht. Der Reichsſchatzſekretär äußerte ſich dahin: 
aus der Beſtimmung der getrennten Verwaltung folge, daß die Rück⸗ 
lage als offene Reſerve in der Bilanz ausdrücklich aufgeführt werden 


müſſe (KommBer. I ©. 28). Dieſer Auffaſſung trat der Abg. Schiffer 
im Plenum entgegen (Sten Ber. S. 494 PD) unter Hinweis darauf, daß 
man in den beteiligten Kreiſen aus nicht unbeachtlichen Gründen 
(dividendenpolitiſcher Art) wohl überwiegend anderer Meinung ſei und 
daß ſich aus dem Geſetz ſelbſt ein Zwang zur Aufdeckung der Rück⸗ 
lage nicht ergebe. Die AusfBeſt. enthalten dazu die Vorſchrift, daß 
die Bildung der Rücklage, ſoweit ſie nicht ohne weiteres aus den ein⸗ 
gereichten Bilanzen oder Jahresabſchlüſſen erſichtlich iſt, der zuſtän⸗ 
digen Behörde unter Beifügung einer Berechnung des Mehrgewinns 
nachzuweiſen iſt (§ 2 Abſ. I letzter Satz). Sintenis (Komm. S. 114) 
iſt der Meinung, daß die Rücklage unter allen Umſtänden in der 
Bilanz als geſonderter Poſten erſcheinen muß, die angeführte AusfBeſt. 
enthält nach ihm nichts weiter als die Vorſchrift zu näherer Sub⸗ 
ſtantiierung der Rücklage für den Fall, daß der in der Bilanz an⸗ 
gebene Betrag nicht unmittelbar aus der Vergleichung der verſchiedenen 
Bilanzen erhellt. Dagegen enthält nach der herrſchenden Meinung 
die angeführte Stelle gerade die ausdrückliche Anerkennung der internen 
Buchung der Rücklage. Nach ihr ſchreibt der Satz vor: erſtens die 
Vorlage einer näheren Berechnung des Mehrgewinns und zwar in 
allen Fällen ohne Ausnahme (fo preuß. MinBek. Art. 1, überein- 
ſtimmend z. B. das Ausſchreiben des Rentamts München III vom 
14. Mai 1916, Augsb. Abendztg. Nr. 262) und zweitens den Nach⸗ 
weis der Bildung der Rücklage, wenn nämlich der Betrag derſelben 
nicht ohne weiteres ziffernmäßig in der Bilanz erſichtlich iſt, alſo Ge⸗ 
ſtattung der internen Buchung. Die Abrechnung zwiſchen der Steuer⸗ 
behörde und der Geſellſchaft kann ſich hiernach ganz im Stillen ab- 
ſpielen. Es kann daher die zurückgelegte Summe gegen Unkoſten⸗ 
konto verbucht werden und die dafür gebildete Reſerve unter irgend 
einem Paſſivkonto z. B. Kreditoren verſteckt werden; die Wertpapiere 
können ebenfalls unter einem beliebigen Aktivpoſten verſchwinden. Die 
Folge iſt, daß man bei Geſellſchaften, die ſolche Verſteckungspolitik 
betreiben, nicht erkennen kann, wie groß der Kriegsgewinn war. Dieſe 
Frage hat, wie vorauszuſehen, bereits zu Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Vorſtand und Aktionären geführt. Für die interne Verbuchung 
auch Rheinſtrom (S. 32), Hachenburg (Frankfurter Ztg. vom 9. Februar 
1916), Moesle (S. 53) 16). Steht die Sonderrücklage nicht ſpeziell 


16) Auch Walb a. a. O. S. 10. Die Schlüſſe, die Hachenburg aus dieſer 
Regelung des Bundesrats für die rechtliche Natur der Rücklage zieht, treffen 
allerdings nicht zu. 
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ausgewieſen in der Bilanz oder wollen die Aktionäre weitere Aus⸗ 
kunft erhalten, ſo kommt es bezüglich der Auskunftspflicht der Geſchäfts⸗ 
leitung auf die allgemeinen handelsrechtlichen Grundſätze an. In 
dieſer Beziehung hat das Reichsgericht in der Entſcheidung vom 
22. April 1913 (Bd. 82 S. 112 ff.) neue (von Horrwitz SW. 1916, 
S. 887 und Pinner a. a. O. S. 990 angefochtene) Grundſätze aufgeſtellt; 
vorausgeſchickt ſei, daß es ſich in der betreffenden Entſcheidung um 
Auskunft darüber gehandelt hat, wieviel von einer „Summe von 
119 205,04 Mk. für vertragsmäßige Gewinnanteile und Gratifikationen“ 
auf jede der drei Gruppen Vorſtand, Aufſichtsrat und ſonſtige Beamte 
entfiel, beſonders wie hoch ſich die Bezüge des Aufſichtsrats ziffern- 
mäßig ſtellten. Die Hauptgrundſätze dieſer Entſcheidung ſind die 
folgenden: Die Aufklärungspflicht der Verwaltung iſt in weitem Sinne 
zu verſtehen und muß ohne engherzige Geheimniskrämerei ausgeübt 
werden. Läßt der Vorſtand eine Frage eines Aktionärs, deren Be⸗ 
antwortung ohne Verletzung der Geſellſchaftsintereſſen möglich iſt, un⸗ 
beantwortet, ſo hat ſich der Aktionär an die Generalverſammlung zu 
wenden und zu beantragen, daß ſie die Stellung der Frage beſchließt. 
Wird dieſem Antrage entſprochen, ſo tritt die Antwortpflicht der Ver⸗ 
waltung, die Unſchädlichkeit der Frage vorausgeſetzt, aus dem Kreiſe 
der Pflichten des Anſtands und der geſchäftlichen Kulanz heraus und 
gewinnt nunmehr den Charakter einer Rechtspflicht. Der General⸗ 
verſammlung als dem übergeordneten Organe der Geſellſchaft hat der 
Vorſtand von Rechts wegen Auskunft zu erteilen. Wird beſchloſſen, 
die beantragte Frage nicht zu ſtellen, ſo hat ſich der Aktionär damit 
zu beſcheiden. Allerdings iſt möglich, daß ein ſolcher Beſchluß „in 
beſonderen Ausnahmefällen“ eine Rechtsverletzung enthält, wenn näm⸗ 
lich die Auskunftspflicht ſchon ohne Rückſicht auf den Wunſch der 
Generalverſammlung als Rechtspflicht beſteht: nämlich wenn die Ver⸗ 
weigerung der Auskunft einen Mißbrauch des Majoritätsrechts und 
einen Verſtoß gegen die guten Sitten darſtellt. Jedenfalls aber muß 
der Aktionär immer einen Beſchluß der Generalverſammlung herbei⸗ 
führen. Beſchluß der Generalverſammlung und damit Gegenſtand 
einer möglichen Anfechtungsklage iſt nur, was auf Grund der Ab- 
ſtimmung vom Verhandlungsleiter als Beſchluß verkündet und im 
Protokolle beurkundet iſt. — Kein Zweifel beſteht darüber, daß, wenn 
auch nach dem Kriegsſteuergeſetz bei der Entrichtung der Abgabe die 
5 % igen Schuldverſchreibungen, Schuldbuchforderungen und Schatz⸗ 
anweiſungen der Reichskriegsanleihen zum Nennbetrag an Zahlungs 
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Statt angenommen werden, trotzdem die angeſchafften Effekten bei der 
Bildung der Sonderrücklage nur zum Erwerbspreiſe bzw. zum Tages⸗ 
kurſe angeſetzt werden dürfen (vgl. $ 261 HGB.; KommBer. I S. 18). 
Eine einheitliche Feſtſetzung des Einlagekurſes, zu dem die Staats⸗ 
obligationen in die Sonderrücklage eingebracht werden dürfen, iſt nicht 
erfolgt, obwohl ſie im Intereſſe der richtigen Auffüllung der Rücklage 
gelegen wäre. Die Geſellſchaften müſſen alſo ſelbſt (hier wie ſonſt 
bei der Aufſtellung der Bilanz für alle ihre Papiere: Aktien, Obli⸗ 
gationen) den wirklichen Kurswert zu ermitteln ſuchen, wobei der 
ſogenannte freie Verkehr an der Börſe einen Anhaltspunkt geben kann. 
Sie können nicht etwa einfach den Wert zugrunde legen, den die 
Papiere in den letzten Tagen des Juli 1914 hatten, zu welcher Zeit 
die letzten Börſennotierungen erfolgten. In anderer Beziehung ſpielt 
allerdings der Kurs vom 25. Juli 1914 eine Rolle, vgl. Bek. über 
die Sicherheitsleiſtung mit Wertpapieren vom 22. Dezember 1914 
(RGBl. S. 541); der gleiche Tag iſt auch maßgebend für die Er⸗ 
mittlung des Kurswertes, der der Beleihung der Darlehenskaſſen zu⸗ 
grunde gelegt wird. Der Kurs dieſes Tages bzw. des letzten vorher⸗ 
gehenden Notierungstages kann aber, wie geſagt, nicht für unſere 
Frage in Betracht kommen. Bemerkt ſei, daß im Gegenſatz hierzu für 
die Beſteuerung der Einzelperſonen, wenn am Stichtag 31. Dezember 
1916 die Börſen nicht geöffnet find, geſetzliche Maßnahmen in Aus⸗ 
ſicht geſtellt worden find; ſ. KommBer. II S. 3—10, 7, 126— 128, 
Anträge Nr. 231 und 327 KD. (33t. des Drucks GeſEntw. vorhanden). 

Von dem vorſtehend beſprochenen Abf. I des 8 8 fieht der Abſ. II 
die Bewilligung von Ausnahmen durch den Reichskanzler vor. Dafür 
war, wie aus dem KommBer. I S. 17 hervorgeht, die Erwägung 
leitend, daß dieſe oder jene Geſellſchaft, die im erſten Kriegsjahr einen 
Gewinn erzielt und ſich vielleicht ganz legitim, möglicherweiſe auf 
Verlangen des Reichs vergrößert habe, in Schwierigkeiten geraten 
könnte, wenn ausnahmslos alle im erſten Kriegsjahr erzielten Kriegs⸗ 
gewinne ſofort nachträglich in Kriegsanleihen umgewandelt werden 
müßten. Die Beſtimmung bezieht ſich alſo nur auf die bereits ab⸗ 
geſchloſſenen Kriegsjahre. Sintenis (Komm. S. 116) regt an, von 
dieſer Befugnis ausgiebigen Gebrauch zu machen: Die Geſellſchaften 
ſollten zumal in der jetzigen kritiſchen Zeit keine Beeinträchtigung in 
ihrer Bewegungsfreiheit erleiden, insbeſondere wäre es unbillig, ſie 
zur Eingehung von hochverzinslichen Bankkrediten zu zwingen, um 
Staatspapiere zu kaufen, es müßte die Ausnahme vielmehr ſtets be⸗ 
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willigt werden, wenn die Geſellſchaft die Bürgschaft einer Großbank 
für die Zahlung der künftigen Kriegsſteuer beibringe. Demgegen⸗ 
über glaubt Hachenburg (JW. 1916 S. 22), daß die Ausnahme des 
Abſatzes II nicht jo allgemein zugebilligt werden dürfte, und daß man 
offenbar nur an vereinzelte Fälle denke. Die bewilligten Ausnahmen 
ſelbſt können mannigfachſter Art ſein. Über den Weg zur Erlangung 
der Befreiung ſ. § 11 AusfBeſt. 

Abf. III des § 8 beſtimmt, daß die Zinſen der Sonderrücklage 
den ſonſtigen Einnahmen zufließen, ſie werden alſo nicht der Sonder⸗ 
rücklage ſelbſt zugeſchlagen. 

Abſ. IVWiſt Schon früher behandelt worden, er betrifft den Aus⸗ 
gleich von Mindergewinnen innerhalb der Kriegsgeſchäftsjahre. Ab⸗ 
ſatz Wenthält das Verbot der Verteilung der Rücklage im Liquidations⸗ 
verfahren, vgl. dazu § 28 Abſ. II KStG.; im Gegenſatz zu dem freien 
Geſellſchaftsvermögen, das nach Ablauf des geſetzlichen Sperrjahrs für 
die Geſellſchafter verfügbar wird, bleibt die Rücklage (und ihretwegen 
die Geſellſchaft) beſtehen, bis das Kriegsſteuergeſetz über ſie Ent⸗ 
ſcheidung trifft. 


8. Das Verfahren. 

Die Ausführung der durch das Geſetz begründeten Verpflichtungen 
iſt Sache der Verwaltungsorgane der Geſellſchaften vgl. § 9 Sich. 
Eine Mitwirkung der Steuerbehörde findet dabei inſoweit bereits ſtatt, 
als ihr nach S 2 AusfBeſt. die Geſchäftsberichte und Jahresabſchlüſſe 
nebſt den Gewinn⸗ und Verluſtrechnungen der Friedens⸗ und Kriegs⸗ 
geſchäftsjahre und die darauf bezüglichen Beſchlüſſe der Generalver⸗ 
ſammlungen einzureichen ſind, ferner in allen Fällen eine Berechnung des 
Mehrgewinns und außerdem die Bildung der Sonderrücklage, ſoweit 
ſie nicht ohne weiteres aus den eingereichten Bilanzen erſichtlich iſt, 
nachzuweiſen iſt. Dabei iſt gemäß § 3 AusfBeſt. bei der erſtmaligen 
Einreichung der Jahresabſchlüſſe erſichtlich zu machen, um welche Be⸗ 
träge der Mehrgewinn auf Grund des § 1 Abſ. III Sich. gekürzt 
worden iſt. Gleichzeitig iſt anzugeben, zu welchen ausſchließlich gemein⸗ 
nützigen Zwecken die Beträge, deren Abſetzung vom Geſchäftsgewinn 
beanſprucht wird, beſtimmt worden ſind und in welcher Weiſe ihre 
dauernde Verwendung zu ausſchließlich gemeinnützigen Zwecken geſichert 
iſt. Als Termin zur Einreichung der bezeichneten Behelfe iſt in Bayern 
und Preußen der 1. Juni 1916 beſtimmt worden, für die noch nicht 
abgelaufenen Kriegsgeſchäftsjahre ſind die Verpflichtungen jeweils 


c 


ſpäteſtens 6 (Bayern) bzw. 4 (Preußen) Wochen nach Feſtſtellung des 
Geſchäftsabſchluſſes zu erfüllen. Die Einreichung haben inländiſche 
Geſellſchaften in dem Bundesſtaat zu betätigen, in dem ſie ihren Sitz 
haben, und zwar bei der von der betreffenden oberſten Landesfinanz⸗ 
behörde beſtimmten Behörde (in Bayern bei dem für die Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung zuſtändigen Rentamt, in Preußen dem Vorſitzenden 
der entſprechenden Eink ommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion). Aus⸗ 
ländiſche Geſellſchaften haben die Einreichung in dem Bundesſtaate 
zu bewirken, auf den der größte Teil ihres inländiſchen Geſchäftsbetriebs 
entfällt. Vgl. bayer. MinBek. vom 31. März 1916 und preuß. 
Min Bek. 11. Februar 1916. Dieſe Vorſchriften enthalten eine als⸗ 
baldige Nachprüfung, Kontrolle durch die Steuerbehörde. Der Bor- 
ſitzende der Veranlagungskommiſſion unterzieht, wie die preuß. MinBek. 
im Art. 8 vorſchreibt, die Abſchlüſſe einer eingehenden Prüfung dahin, 
ob der Geſchäftsgewinn nach den geſetzlichen Vorſchriften uſw. er⸗ 
mittelt worden und die Bildung der Sonderrücklage den Vorſchriften 
des Geſetzes entſprechend erfolgt iſt. Fehlende Unterlagen ſind von der 
Geſellſchaft einzufordern, auftauchende Bedenken durch Verhandlung 
mit dem Leiter der Geſellſchaft aufzuklären, eventuell iſt das Straf⸗ 
verfahren einzuleiten. Von den übrigen Verfahrensvorſchriften ſind 
beſonders die S I Abſ. III, S 11 AusfBeſt. zu SS 5, 7 und 8 Abſ. II 
Sich. zu erwähnen. Über die Zwangsſtrafe des S 2 Abſ. II AusfBeſt. 
und das Strafverfahren: nächſtes Kapitel. 


9. Strafrechtliche und zivilrechtliche Haftung. 

Verantwortlich für die richtige Sicherſtellung find nach 8 9 SichG.: 
die Mitglieder des Vorſtands, perſönlich haftenden Geſellſchafter, Re⸗ 
präſentanten, Geſchäfsführer oder Liquidatoren der pflichtigen Geſell⸗ 
ſchaften, bei ausländiſchen Geſellſchaften die Vorſteher der inländiſchen 
Niederlaſſungen. Für die nicht erwähnten Vertreter der vom Bundesrat 
für pflichtig erklärten juriſtiſchen Perſonen wird die Verantwortlichkeit 
gemäß S 1 Abſ. I AusfBeſt. jeweils beſtimmt. Die Aufſichtsrats⸗ 
mitglieder ſind nicht genannt, mithin alſo nicht verantwortlich. Die 
verantwortlichen Perſonen werden durch Beſchlüſſe des Auffſichtsrats 
oder der Generalverſammlung nicht gedeckt, ein Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß, der die Bildung der Rücklage beeinträchtigen würde, müßte 
nach §S 271 HGB. angefochten werden. 

Die Verantwortlichkeit beſteht in doppelter Beziehung. Die ſtraf⸗ 
rechtliche Haftung (Strafe bis 30000 Mk.) ſetzt voraus, erſtens daß 
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die Vorſchriften des Geſetzes über die Bildung oder Verwaltung der 
Sonderrücklage vorſätzlich oder fahrläſſig, nicht bloß grobfahrläſſig, ver⸗ 
letzt wurden, und zweitens daß dadurch (Kauſalzuſammenhang) die 
Erhebung der Kriegsgewinnſteuer gefährdet wurde. Zwar erſcheint 
dieſe Beſtimmung auf den erſten Blick beſonders ſcharf zu ſein, da ſie 
jede Fahrläſſigkeit mit Strafe bedroht, allein trotzdem iſt dies nicht 
ſo ſchlimm, und liegt kein Grund zur Beunruhigung vor. Das Ver⸗ 
ſchulden liegt, wie es ſich von ſelbſt verſteht, nicht ſchon bei jeder 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Geſellſchaft und Steuerbehörde vor. 
Von Regierungsſeite wurden in dieſer Beziehung ſehr entgegenkommende 
Erklärungen abgegeben, KommBer. I S. 35. Es muß ſich alſo von 
vornherein um gravierende Fälle handeln. Sodann muß aber noch 
außerdem der objektive Erfolg der Gefährdung der Steuer hinzukommen. 
Dieſe weitere Schranke der Strafbarkeit liegt nicht erſt dann vor, wenn 
die Geſellſchaft ſpäter zur Aufbringung der richtig berechneten Steuer 
nicht mehr in der Lage iſt, jo Sintenis (Komm. S. 120), anderſeits 
iſt ſie auch nicht ſchon dann gegeben, wenn bloß die Rücklage nach 
Anſicht der Steuerbehörde nicht richtig hoch gebildet iſt, ſo Hachenburg 
IW. S. 24, vielmehr kann auch im letzten Fall von einer Gefährdung 
erſt dann die Rede ſein, wenn ſonſtige Reſerven oder Mittel zu einer 
ſofortigen Auffüllung der Rücklage bis zum mutmaßlichen bezw. wirk⸗ 
lichen Steuerbetrag fehlen. Zu hohe Abſchreibungen können daher 
beim SichG. überhaupt nicht als Gefährdung in Betracht kommen; 
es dürfte daher der Satz der Begründung: „bereits ergangene Ent⸗ 
ſcheidungen der Steuerbehörden, d. h. in eigener Sache, darüber, in⸗ 
wieweit vorgenommene Abſchreibungen als ſtille Reſerven anzuſehen 
find, werden die verantwortlichen Leiter der pflichtigen Geſellſchaften 
zu beachten haben, wollen fie ſich nicht den aus § 9 Sich. drohenden 
Nachteilen ausſetzen“ nicht praktiſch werden können. Anders iſt es 
dann, wenn ſpäter zum Kriegsſteuergeſetz zu fatieren iſt, vgl. § 26 
Abſ. II KStG. — Der Bundesrat hatte gemäß § 10 Abſ. II SichG. 
die Befugnis zum Erlaß weiterer Kriminalſtrafen; davon hat er jedoch 
keinen Gebrauch gemacht. Die im § 2 Abſ. II AusfBeſt. vorgeſehene 
Geldſtrafe iſt nur eine Zwangsſtrafe und gehört nicht hierher; dazu 
hatte der Bundesrat die Befugnis ſchon nach der allgemeinen Ermächtigung 
zum Erlaß von Ausführungsvorſchriften. Die Zwangsſtrafe wird ſo 
lange wiederholt, bis die Verpflichtung erfüllt wird. Zur Verhängung 
der Zwangsſtrafen ſind in Bayern die Rentämter, in Preußen die 
Vorſitzenden der Veranlagungskommiſſionen zuſtändig. Für das Ver⸗ 
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fahren bei ſolchen Zwangsſtrafen ſowie für das Strafverfahren nach 
§ 9 Sich. gelten in Bayern die Vorſchriften des Art. 81 EinkStG. 
Für Preußen vgl. Art. 6, 7, 8 Abſ. V der zit. Min Bek. vom 11. Februar 
1916. Vgl. auch EGStP0O. S 6 Ziff. 3, StPO. SS 459 ff. 

Die Strafbeſtimmung des Abſ. I § 9 Sich. wird ergänzt durch 
den Abſ. II des gleichen Paragraphen, indem er die Geſchäftsleiter 
auch zivilrechtlich für den Schaden haftbar macht, der durch ihr Ver⸗ 
ſchulden dem Fiskus aus der Nichterfüllung der durch das Sich. be⸗ 
gründeten Verpflichtungen erwächſt. Sind mehrere für den Schaden 
verantwortlich, ſo haften ſie als Geſamtſchuldner; jeder einzelne haftet 
jedoch nur, wenn und ſoweit ihm mindeſtens Fahrläſſigkeit zur Laſt 
fällt. Die Erſatzklage wird vor den Gerichten geltend gemacht. Dieſe 
haben ſelbſtändig zu prüfen, ob ein Schadensfall eintrat. Hier wieder⸗ 
holt ſich die gleiche Streitfrage, wie oben bei der Strafbeſtimmung. 
Hachenburg (JW. 1916 S. 24) iſt der Meinung, daß dazu ſchon 
genüge, daß die Rücklage geringer ſei als ſie nach der Anſicht des 
Fiskus ſein ſollte; er ſei ſchon dadurch geſchädigt, er brauche nicht zu 
warten, bis die Steuer beigetrieben werde und ein Ausfall feſtſtehe. 
Allein dann müßte das Geſetz ſich anders ausdrücken; es müßte dann 
eben ſagen, daß die Geſchäftsleiter für die „Bildung der Rücklage“ 
haften, es ſpricht aber nur davon, daß ſie für den „Schaden“ haften. 
Man muß alſo annehmen, daß das Wort Schaden ſoviel wie Aus⸗ 
fall bedeutet. Der Fiskus braucht mit der Klage aber keineswegs zu 
warten, bis die Steuer ſelbſt fällig war und nicht beigetrieben werden 
konnte, ſondern er kann, wenn der Ausfall ſchon vorher ſicher iſt, 
ſchon vorher klagen. Das Zivilverfahren läuft hier eben parallel dem 
Strafverfahren und gilt das Vorerwähnte hier entſprechend (vgl. auch 
S 287 ZPO.). 


II. Teil. 
Die Beſteuerung nach dem Kriegsſteuergeſetz. 


1. Das Verhältnis des Kriegsſteuergeſetzes zum 
Sicherungsgeſetze. 

a) Die erſte Frage, die ſich mit dem KStG. erhebt, iſt, ob das 
Sich G. durch das KStG. erledigt iſt oder nicht. Vielfach hört man 
die Anſicht, daß das SichG. durch das KStG. großenteils hinfällig 
geworden ſei. Hachenburg äußert ſich in Frankfurter Ztg. vom 2. März 
Abendbl. wie folgt: „Aus den Abgabeſätzen des Entw. erhellt aber, 
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daß die Steuer in keinem Falle jo hoch iſt wie die Rücklage. Sie 
kann gar manchmal erheblich unter den 50% Kriegsgewinn, die zur 
Rücklage verwendet wurden, bleiben. Hier wird der Gegenſatz von 
Rücklage und wirklicher Steuer bei allen Geſellſchaften in die Er⸗ 
ſcheinung treten. Das wird manchen Vorſtand zu der Frage führen, 
weshalb denn die Rücklage höher ſein ſoll als der Steuerbetrag. Und 
er wird weiter fragen, was ihm geſchieht, wenn er die Rücklage den 
Beſtimmungen des Steuergeſetzes anpaßt. Die Antwort wird er nicht 
ohne Erſtaunen hören. Es knüpfen ſich keinerlei Folgen daran. Straf⸗ 
bar iſt er nur, wenn durch die Verletzung der Vorſchriften des Rücklage⸗ 
geſetzes, auch durch vorſätzliche, die Erhebung der Kriegsgewinnſteuer 
gefährdet iſt (SI Abſ. I Rücklage GG.). Man wird dieſe Beſtimmung 
im ſchärfſten Sinne nehmen. Man wird ſchon in dem Unterlaſſen 
der Bildung der Sonderrücklage eine Gefährdung der Steuer erblicken, 
auch wenn die Geſellſchaft durchaus zahlungsfähig iſt. Aber niemals 
kann ein Anſpruch gefährdet ſein, der gar nicht exiſtiert. Beträgt die 
Steuer nur 25% des Kriegsgewinns, jo kann eine Gefahr des Ver⸗ 
luſtes für den Reichsfiskus nicht beſtehen, nur dieſe 25 %% müſſen ge⸗ 
deckt ſein. Dasſelbe gilt für die zivilrechtliche Haftung. Der Vor⸗ 
ſtand ſteht dem Fiskus für den Schaden ein, der ihm durch ſein Ver⸗ 
ſchulden erwächſt (8 9 Abſ. II Rücklage G.). Ein Schaden kann aber 
niemals entſtehen, wenn der volle Betrag der Steuer eingeht. Der 
Fiskus hat alſo kein Intereſſe an der Sonderrücklage, welche den 
Steuerſatz überſchreitet. Die Vorſchriften des Rücklagegeſetzes werden 
hier kraftlos. Der Juriſt ſpricht in ſolchen Fällen von einem unvoll⸗ 
ſtändigen Geſetz (lex imperfecta). Es iſt ein ähnlicher Zuſtand wie 
im Völkerrecht. Die Beſtimmungen können nicht erzwungen werden. 
Man wird ſich nicht wundern, wenn gar manche Geſellſchaft hieraus 
ihre Folgerungen zieht. Es wird der Induſtrie häufig ſchwer genug, 
das erforderliche Kapital in Reichsanleihe feſtzulegen. Sie wird dies 
ganz beſonders dann als läſtigen Druck empfinden, wenn es nicht ein⸗ 
mal zur Zahlung der Kriegsgewinnſteuer erforderlich iſt. Sie wird 
nicht begreifen, daß ſie mehr für den Fiskus aufbewahren ſoll, als 
dieſer von ihr fordern wird.“ Zuſtimmend Sintenis, Bankarchiv a. a. O. 
S. 234. Allein dieſe Meinungen ſind nicht zu billigen, ſie verſtoßen, 
ſoweit ſie ſofort nach Inkrafttreten des KStG. die gebildete Rücklage 
auf die Höhe der Kriegsſteuer reduzieren wollen, gegen § 28 Abſ. II, der 
beſtimmt, daß „nach“ Entrichtung der vorläufig feſtgeſetzen Abgabe dem 
Pflichtigen die freie Verfügung „über den zur Zahlung nicht verwendeten 
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Teil der nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 24. Dezember 1915 ge- 
bildeten Sonderrücklage“ zuſteht; vorher iſt dies alſo nicht der Fall. 
Eine dagegen verſtoßende Handlung iſt auch nicht vollkommen ſtraflos, 
ſondern es kann jedenfalls die Strafe nach § 83 BStG. verhängt 
werden. Eine andere Frage iſt, wie nach Inkrafttreten des KStG. 
für das dritte Kriegsjahr die Rücklage neu zu bilden iſt und ob ſie über⸗ 
haupt zu bilden iſt. Auch hier hat das Sich G. Anwendung zu finden. 
§ 22 Abſ. II beſtimmt, daß die Abgabe ferner auch inſoweit nicht 
erhoben werde, „als ſie den Betrag der nach den Vorſchriften des 
Geſetzes über vorbereitende Maßnahmen zur Beſteuerung der Kriegs⸗ 
gewinne vom 24. Dezember 1915 zu bildenden Sonderrücklage über⸗ 
ſteigt“. Ebenſo ſpricht der erwähnte $ 28 Abſ. II davon, daß der 
Reſtteil der „nach den Vorſchriften des SichGeſ. gebildeten Sonder⸗ 
rücklage“ zur freien Verfügung ſteht. Daraus folgt, daß das Geſetz 
nach dem Wortlaut offenſichtlich davon ausgeht, daß die Rücklage auch 
nach Inkrafttreten des Steuergeſetzes zu bilden iſt und zwar nicht bloß 
in Höhe der Steuer nach KStG., ſondern „nach den Vorſchriften des 
Geſetzes vom 24. Dezember 1915“. Nach meiner Meinung iſt alſo 
durch das KStG. nur inſoweit, wie es § 28 beſtimmt, auf die Sonder⸗ 
rücklagepflicht eingewirkt worden, es iſt jetzt lediglich ſtatthaft, nach 
der Bezahlung der vorläufig feſtgeſetzten Abgabe über den zur Zahlung 
nicht verwendeten Teil der Sonderrücklage frei zu verfügen. 


b) Grundſätzliche Übereinftimmung des KStG. mit der 
Regelung der ſubjektiven und objektiven Rücklage⸗ 
pflicht des Sich G. 


Da das Sich. bereits die weſentlichen Grundlagen für die Kriegs⸗ 
gewinnbeſteuerung der Geſellſchaften enthalten ſollte, find die Ab⸗ 
weichungen des KStG. nur vereinzelt und zwar durchweg in der Form 
von Begünſtigungen der Geſellſchaften vorhanden. Im allgemeinen 
ſtimmt das KStG. mit dem SichG. überein. Es kann daher auf die 
vorausgegangene Darſtellung im weiten Umfang verwieſen werden. 
So beſteht Übereinſtimmung in der ſubjektiven Abgrenzung, der Kreis 
der ſteuerpflichtigen Perſonen iſt der gleiche geblieben. Die Abgabe 
iſt nach der näheren Beſtimmung des Bundesrats auch von den anderen 
juriſtiſchen Perſonen zu entrichten, auf die der Bundesrat die Vor⸗ 
ſchriften des Sich. vom 24. Dezember 1915 ausgedehnt hat (S 23). 
Der Bundesrat iſt ihnen gegenüber in der Beſtimmung der Abgabe 
gänzlich frei, er kann alſo auch einen anderen Tarif aufſtellen. Nicht 
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erwähnt find die gemeinnützigen Geſellſchaften, 3 7 Sih&., fie find 
von der Abgabe ſchon auf Grund des S 22 KStG. befreit. Auch 
bezüglich des Geſchäftsgewinns gilt das beim SichG. Ausgeführte, 
insbeſondere gilt 8 7 AusfBeſt. z. Sich Z. für das Steuergeſetz ent⸗ 
ſprechend, KommBer. II S. 85 StenBer. S. 1413. Eine Neuerung 
ſieht in dieſer Beziehung das Steuergeſetz nur inſoweit vor, als es 
beſtimmt, daß bei Kommanditgeſellſchaften auf Aktien derjenige Ge⸗ 
winnbetrag, der auf die von den perſönlich haftenden Geſellſchaftern 
nicht auf das Grundkapital gemachten Einlagen entfällt, außer Anſatz 
bleibt ($ 16 Abſ. II). Daß dieſe Gewinnbeträge ausſcheiden und aus⸗ 
ſchließlich für die Beſteuerung des perſönlich haftenden Geſellſchafters 
in Betracht kommen, iſt in der wirtſchaftlichen und rechtlichen Natur 
derartiger Einlagen begründet, vgl. S 15 Abſ. II preuß. EinfSt®. 
Dieſe Beſtimmung gilt, da ſie allgemein zum Geſchäftsgewinn erlaſſen 
iſt, auch für die Friedensgeſchäftsjahre im Gegenſatz zu der Beſtim⸗ 
mung des § 18 KStG. Gegenſtand der Kriegsgewinnſteuer iſt ferner 
nicht die nach den Vorſchriften des Sich. gebildete Rücklage, ſondern 
wie beim Sich. der in den Kriegsgeſchäftsjahren erzielte Mehr⸗ 
gewinn; jedoch iſt die Höhe der geſetzlichen Sonderrücklage inſofern 
von Bedeutung, als die zu entrichtende Steuer den Betrag der Sonder⸗ 
rücklage nicht überſteigen ſoll (S 22 Abſ. II). Von der Berechnung 
des Mehrgewinns gilt das zum SichG. Ausgeführte; er iſt für jedes der 
3 Kriegsgeſchäftsjahre geſondert feſtzuſtellen (im Gegenſatz zur Steuer, 
die von dem Saldo der Mehr⸗ bzw. Mindergewinne ſämtlicher Kriegs⸗ 
geſchäftsjahre erhoben wird); auch hier gilt die Beſtimmung, daß die Unter⸗ 
ſchiedsbeträge, die ſich bei Vergleichung eines (jeden) Kriegsgeſchäftsjahrs 
mit dem Friedensdurchſchnittsgewinn ergeben, auf volle Tauſende nach 
unten abgerundet werden und Unterſchiedsbeträge unter 5000 Mk. außer 
Betracht bleiben (8 14 Abſ. II). Hat alſo z. B. eine Geſellſchaft 4900 Mk. 
Mehrgewinn im erſten, 4800 Mk. im zweiten und 4700 Mk. im dritten 
Kriegsgeſchäftsjahr erzielt, ſo iſt wegen dieſer beiden Beſtimmungen des 
§ 14 Abſ. II eine Steuerpflicht nicht vorhanden. Die Abrundung iſt aber 
nur für das betreffende einzelne Kriegsgeſchäftsjahr zuläſſig; wenn etwa 
der Mehrgewinn im erſten Kriegsgeſchäftsjahr 12 300 Mk. beträgt, ſo iſt 
zwar für das erſte Jahr dieſer Betrag auf 12000 Mk. abzurunden, 
dagegen iſt, wenn das zweite Kriegsgeſchäftsjahr einen Mindergewinn 
von 3110 Mk. ausweiſt, dieſer Mindergewinn ſelbſtverſtändlich nicht 
von 12000 Mk. abzuziehen, ſondern von 12 300 Mk. Nur zwei Ver⸗ 
ſchiedenheiten ſind in dieſer Beziehung vorhanden, einmal iſt bei der 
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Berechnung des Friedensdurchſchnittsgewinns die 5% ige Verzinſung 
gemäß § 5 Abſ. II— V SichG., die vielfach als eine Härte empfunden 
worden iſt, in eine 6%9ͤ tige umgeändert worden; ferner iſt die ſchon 
beim Sich. angeregte Sonderbeſtimmung für Schachtelgeſellſchaften 
(vgl. die Anträge Nr. 121 und 147, 1 KommBer. I) im § 18 KStG. 
geſchaffen worden. Sonſtige hierzu geſtellte Abänderungsanträge ſind 
abgelehnt worden, wenn fie auch teilweiſe bei der erſten Kommiſſions⸗ 
leſung Erfolg hatten. So fiel der durch den Antrag Nr. 236 in der 
erſten Kommiſſionsleſung angenommene Zuſatz wieder, daß bei ein- 
getragenen Genoſſenſchaften an Stelle des Grundkapitals die Geſamt⸗ 
ſumme der eingezahlten Geſchäftsguthaben der Genoſſen treten ſolle; 
der Antrag wollte auch die eventuell von den Genoſſen gegebenen 
Darlehen berückſichtigen. Ebenſo hatte ſchon in der erſten Kommiſſions⸗ 
leſung keinen Erfolg der Antrag Nr. 254, der folgende Beſtimmung 
einfügen wollte: iſt eine Geſellſchaft, welche noch nicht ein volles Ge— 
ſchäftsjahr vor den Kriegsgeſchäftsjahren zurückgelegt hatte, aus der 
Umwandlung eines Privatbetriebs entſtanden, ſo iſt auf Antrag der 
vor der Umwandlung erzielte durchſchnittliche Geſchäftsgewinn zu⸗ 
grunde zu legen. Es bleibt hiernach bei der mehrfach angefochtenen, 
bereits beim Sich G. dargeſtellten Regelung, nach der grundſätzlich nur 
bei Umwandlung von den im §9 Abſ. I AusfBeſt. z. Sich GG. bezeich⸗ 
neten Geſellſchaftsformen die Anrechnung des früheren Geſchäftsgewinns 
ohne weiteres zuläſſig iſt, ſonſt, insbeſondere bei Fuſionen, nur bei 
„beſonderen Härten“ und mit Erlaubnis des Bundesrats. Näheres 
KommBer. II S. 74 — 78. 

Zwei Härteparagraphen ſind vorgeſehen. Nach § 24 kann der 
Reichskanzler zum Zwecke der Vermeidung einer Doppelbeſteuerung 
durch das Reich und durch außerdeutſche Staaten mit Zuſtimmung 
des Bundesrats Anordnungen treffen, die von den geſetzlichen Bor- 
ſchriften über die Feſtſtellung des abgabepflichtigen Mehrgewinns ab- 
weichen. Weitergehend iſt die analoge Befugnis des Reichskanzlers 
nach § 11 Abſ. II BStG. Eines Antrags bedarf es nicht. Der Reichs⸗ 
kanzler kann die Milderung nicht bloß im einzelnen Fall, ſondern auch 
überhaupt allgemein eintreten laſſen, bei inländiſchen wie ausländiſchen 
Geſellſchaften. Dazu kommt dann der — weiter als der Härteparagraph 
des Sich G. gehende — S 36, nach dem der Bundesrat zur Vermeidung 
beſonderer Härten auf Antrag eines Steuerpflichtigen eine 
anderweite Berechnung des Mehrgewinns bewilligen kann. Durch dieſe 
dem Bundesrat übertragene Zuſtändigkeit wird deſſen allgemeine Be⸗ 
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fugnis zum Erlaſſe von Reichsabgaben aus Billigkeitsgründen nicht 
berührt, Begr. II S. 29. Auf den letzteren beſonders wichtigen Para⸗ 
graphen iſt in der Begründung und bei den Beratungen mehrfach 
hingewieſen worden; dieſe Außerungen ſeien hier zuſammengeſtellt: 
Zu einem Antrag Nr. 250, der den Geſellſchaften das Recht geben 
wollte, an Stelle des durchſchnittlichen früheren Geſchäftsgewinns den 
des letzten Geſchäftsjahrs zugrunde zu legen, führte der Reichsſchatz⸗ 
ſekretär aus, er gebe ohne weiteres zu, daß es eine Reihe von Fällen 
gebe, in denen es eine Härte ſei, wenn ein mehrjähriger Durchſchnitt 
zugrunde gelegt werden ſolle, insbeſondere treffe dies für die Fälle 
zu — auf die der Antrag abzielte —, in denen eine Geſellſchaft ſich 
ſprunghaft entwickelt habe, der ſpätere Erfolg aber die Frucht einer 
intenſiven Vorbereitungstätigkeit ſei. Es erſcheine aber zweifelhaft, 
ob es notwendig ſei, für ſolche Fälle, die doch im großen ganzen 
Ausnahmefälle ſeien, im Geſetz eine beſondere Regelung vorzuſehen. 
Hier treffe der § 9 Abſ. III AusfBeſt. z. Sich G. zu, der ſchon vor⸗ 
ſehe, daß in einzelnen Fällen, wenn Härten vorlägen, abgewichen 
werden könne. Er würde nicht anſtehen, es als eine Härte anzuſehen, 
wenn bei einer ſolchen Geſellſchaft der Durchſchnitt zugrunde gelegt 
werde und nicht die Gewinnbaſis unmittelbar vor dem Kriege (Komm. ⸗ 
Ber. II S. 79, die Außerung des Reichsſchatzſekretärs iſt dort am 
Schluß offenbar irrtümlich wiedergegeben). Auch gegenüber dem oben 
erwähnten Antrag Nr. 254 (Umwandlung eines Privatbetriebs in eine 
Geſellſchaft) verwies der Reichsſchatzſekretär darauf, daß hier Härten 
ſelten ſeien und dann unter den erwähnten § 9 Abſ. III AusfBeſt. 
3. Sich. bzw. § 36 KStG. fielen (KommBer. II S. 80). Die Begr. II 
enthält auf S. 26 folgende Bemerkung „Weitere Vorſchriften über 
die Ermittlung des Mehrgewinns, insbeſondere auch über die Feſt⸗ 
ſtellung des Friedensgewinns ($ 5 des Sich G.), waren nicht veranlaßt. 
Es iſt erforderlich und ausreichend, etwa hervortretende Härten im 
Wege des S 41 des Entwurfs zu beſeitigen; vgl. hierzu S 9 Abſ. III 
der AusfBeſt. des Bundesrats z. Sich Z. Das gilt auch hinſichtlich der 
Heranziehung der in den Kriegsgeſchäftsjahren realiſierten ſtillen 
Reſerven aus Friedensjahren zur Kriegsgewinnſteuer“. Daß man 
damit aber keineswegs die Behebung aller denkbaren Unbilligkeiten 
beabſichtigt, ergibt nicht nur der Wortlaut des § 36, der nur von der 
Vermeidung beſonderer Härten ſpricht, ſondern auch folgende Bemerkung 
des Reichsſchatzſekretärs, KommBer. II S. 129: Der Bundesrat könne 
nicht allgemein anordnen, daß ein Vermögenszuwachs, welcher nach 
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dem Geſetze der Beſitzſteuer unterliege, ſteuerfrei bleiben ſolle, denn 
eine ſolche Anordnung würde eine Anderung des Geſetzes bedeuten. 
Dazu ſei der Bundesrat aber nicht befugt und mit einem ſolchen 
Schritte würde ſich auch der Reichstag nicht einverſtanden erklären 
können. Er gebe aber zu, daß in einzelnen Fällen die Beſitzſteuer⸗ 
pflicht für ein Vermögen, das vom Ausland ins Inland gerettet 
worden ſei, oder die Nichtberückſichtigung von Verluſten, die jemand 
an ſeinem ausländiſchen Grund⸗ oder Betriebsvermögen erlitten habe, 
insbeſondere gerade im Hinblick auf die Kriegsverhältniſſe zu einer 
Härte führen könnte. Wenn im Einzelfalle erhebliche Härten anzu⸗ 
erkennen ſeien, da wolle er die Zuſage geben, daß die Reichsfinanz⸗ 
verwaltung beim Bundesrat für die Beſeitigung ſolcher Härten im 
Wege des Billigkeitserlaſſes eintreten würde. Mehr könne er nicht 
zuſagen, aber dieſe Zuſage werde wohl auch genügen. Dieſe Außerung 
iſt zwar in einem anderen Zuſammenhang gemacht worden, beleuchtet 
jedoch auch unſere Verhältniſſe. Es iſt hiernach fraglich, ob z. B. 
in den Fällen, in denen das Geſchäftsjahr Ende Auguſt oder Sep⸗ 
tember geht, im Hinblick auf 8 36 KStG. ohne weiteres eine mildere 
Berechnung des erſten Kriegsgeſchäftsjahresgewinns zugebilligt werden 
wird, weil das erſte Kriegsgeſchäftsjahr eigentlich nur ein Friedens⸗ 
geſchäftsjſahr mit ein oder zwei Kriegsmonaten iſt. 

Es bleibt noch auf den ſchon erwähnten § 18 KStG. näher 
einzugehen. Er löſt das Problem der Doppelbeſteuerung bei Schachtel⸗ 
geſellſchaften folgendermaßen: Geſellſchaften, die mehr als ein Fünftel 
aller Aktien oder Anteile einer anderen Geſellſchaft der im S 13 be⸗ 
zeichneten Art beſitzen, dürfen von dem Geſchäftsgewinn eines Kriegs⸗ 
geſchäftsjahrs die Mehreinnahmen aus dieſen Aktien oder Anteilen 
abſetzen. Als Mehreinnahme gilt der anteilige Betrag, der von der 
anderen Geſellſchaft (Tochtergeſellſchaft) über den Durchſchnitt der 
nach § 17 Abſ. I in Betracht kommenden Jahre hinaus oder, wenn 
die Geſellſchaft noch kein volles Jahr vor den Kriegsgeſchäftsjahren 
beſtanden hat, über eine fünfprozentige Dividende oder Ausbeute hin⸗ 
aus in einem Kriegsgeſchäftsjahr als Dividende oder Ausbeute ver⸗ 
teilt worden iſt. Die Beſtimmung blieb unverändert, war aber in 
folgender Richtung angefochten worden: es ſollte nach dem Worte 
„beſitzen“ fortgefahren werden „dürfen den auf dieſe Aktien oder An⸗ 
teile nachweislich entfallenden Teil der Abgabe der Geſellſchaft von 
ihrer eigenen Abgabe in Abzug bringen“, der übrige Teil der Be⸗ 
ſtimmung ſollte wegfallen. Gegen dieſen Abänderungsantrag nahm 
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der Staatsſekretär des Reichsſchatzamts mit folgenden Ausführungen 
Stellung: Er habe gegen den Antrag Bedenken. Er führe — in 
welchem Umfange, laſſe ſich im Augenblick nicht feſtſtellen — zu einer 
weſentlichen Begünſtigung der Geſellſchaften. Die meiſten Geſellſchaften 
ſtellten doch anſehnliche Reſerven. Wenn man hier die von der Ge⸗ 
ſellſchaft auf ihren geſamten Mehrgewinn gezahlten Steuern anteilig 
auf die einzelnen Aktien repartieren wolle, ſo geſtatte man der an⸗ 
deren Geſellſchaft, von ihrer Mehreinnahme nicht nur das abzuziehen, 
was ſie aus der Beteiligung an der betreffenden Geſellſchaft gegen⸗ 
über den Friedensjahren mehr erhalten habe, ſondern man laſſe 
darüber hinaus auch noch den Betrag anrechnen, der anteilig an 
Steuern auf die Reſervedotierung dieſer Geſellſchaft entfalle. Dazu 
liege doch gewiß keine Veranlaſſung vor. Er gebe zu, daß in einem 
anderen Falle eine Begünſtigung der Geſellſchaften eintreten könne, 
wenn man es beim Wortlaut der Vorlage belaſſe, nämlich, wenn die 
Muttergeſellſchaft in eine höhere Steuerſtufe falle als die Tochter⸗ 
geſellſchaft. Dann könne es ſein, daß das, was abgezogen werde, von 
der Tochtergeſellſchaft mit niedrigeren Sätzen zu verſteuern ſei, als es 
bei der Muttergeſellſchaft zu verſteuern geweſen wäre. Das laſſe ſich 
aber vielleicht in einer andern Form vermeiden. Man werde bis 
zur zweiten Leſung wohl eine Löſung dieſer Schwierigkeit finden, 
indem man etwa ſage: „Jedoch darf die Abgabe, die die Geſellſchaft 
bezahlt, nicht geringer ſein als diejenige Abgabe, welche die Geſell⸗ 
ſchaft auf Grund ihres geſamten Mehrgewinns zu bezahlen hätte, 
abzüglich desjenigen Teils der von der Tochtergeſellſchaft zu ent⸗ 
richtenden Abgabe, welcher dem ihr auf Grund ihrer Beteiligung zu⸗ 
gefloſſenen Anteil an dem Mehrgewinne der Tochtergeſellſchaft ent⸗ 
ſpricht.“ Es wurde aber ſpäter darauf nicht mehr zurückgekommen; 
wenigſtens enthalten die Geſetzesmaterialien nichts. Mithin darf die 
Muttergeſellſchaft ohne dieſe geplante Einſchränkung immer von ihrem 
Reingewinn eines Kriegsgeſchäftsjahrs die Mehreinnahme abſetzen. 
Es kommt dabei nicht der ganze Kriegsgewinn der Tochtergeſellſchaft, 
der verhältnismäßig auf die Anteile der Muttergeſellſchaft entfällt, in 
Wegfall. Er kann ja teilweiſe bei der Muttergeſellſchaft als Reſerve 
zurückbleiben. Nur was die Muttergeſellſchaft mehr erhält als die 
Dividende der Friedensjahre, darf abgeſetzt werden. Der Ausdruck 
Tochtergeſellſchaften, den auch das Geſetz in Klammern anführt, iſt 
allerdings etwas zu eng, da er nicht alle in Betracht kommenden Fälle 
trifft. Unter Tochtergeſellſchaften verſteht man ſolche, die von der 
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Haupt: oder Muttergeſellſchaft gegründet find, fie ſtehen zu ihr in 
einem mehr oder weniger weitgehenden Abhängigkeitsverhältnis, viel⸗ 
fach ſind ſie wirtſchaftliche Filialen, wenn auch rechtlich ſelbſtändige 
Geſellſchaften. Das iſt aber nicht die einzige Art ſolcher Beteiligungen. 
Neben den Tochtergeſellſchaften ſtehen ſolche, deren Anteile, meiſt mit 
Anteilen anderer, von einer Vertrauensgeſellſchaft bewahrt werden 
(holding company). Auch hier hat S 18 Anwendung zu finden: fo 
Hachenburg Frankfurter Ztg. vom 2. März Abendbl., zuſtimmend 
Sintenis Bankarchiv a. a. O. S. 233, Rheinſtrom⸗Blum S 18 Anm. 14. 
Die Vorausſetzung iſt aber immer, daß beide Geſellſchaften zu den im 
§ 13 KStG. aufgeführten gehören, ausländiſche Geſellſchaften ſcheiden 
alſo aus, und ferner, daß die Geſellſchaft mehr als ein Fünftel der 
Aktien oder Anteile der anderen Geſellſchaft hat. Beſitzt ſie nur ein 
Fünftel, ſo iſt der Mehrgewinn voll zu verſteuern. Bei der grund⸗ 
ſätzlich zu billigenden Regelung iſt allerdings in folgender Beziehung 
zugunſten der Geſellſchaften etwas zu weit gegangen worden, worauf 
Rheinftrom-Blum Anm. 16 § 18 mit Recht hinweiſen: nach dem Geſetz 
kommt, wenn die Tochtergeſellſchaft ſchon ein volles Jahr oder länger 
vor den Kriegsgeſchäftsjahren beſtanden hat, auf jeden Fall die tat⸗ 
ſächlich für dieſes Jahr verteilte Dividende bzw. der Durchſchnitt der- 
ſelben für die den Kriegsgeſchäftsjahren vorangegangenen Friedens⸗ 
jahre in Betracht, auch wenn die Dividende niedriger iſt als 5 °/o 
oder wenn gar keine Dividende verteilt wurde. Eine 5% Bũige Mindeſt⸗ 
dividende wird nur angenommen, wenn die Tochtergeſellſchaft noch 
kein volles Jahr vor den Kriegsgeſchäftsjahren beſtanden hat. Hier⸗ 
durch iſt der Fall gegeben, daß eine Milderung der Doppelbeſteuerung 
auch da eintritt, wo eine Doppelbeſteuerung überhaupt gar nicht vor⸗ 
handen iſt. Dies iſt dann z. B. der Fall, wenn in den Kriegsvor— 
jahren nichts verdient und keine Dividende verteilt worden war, im 
erſten Kriegsgeſchäftsjahr dagegen ein Gewinn von 5% des einge— 
zahlten Grundkapitals erzielt und daraus 4% Dividende verteilt 
wurde; hier iſt die Tochtergeſellſchaft ſteuerfrei, die von ihr verteilte 
Dividende von 4% darf aber gleichwohl von der Muttergeſellſchaft 
von ihrem Kriegsgeſchäftsjahresgewinn abgeſetzt werden. Man hätte 
doch wohl die 5% ige Dividende des Abſ. II für alle Fälle als Mindeſt⸗ 
dividende feſtſetzen ſollen. In anderer Beziehung ſoll dagegen die 
Regelung nicht ganz ausreichen, zum Schaden der Geſellſchaften. 
Sintenis, Bankarchiv a. a. O. S. 232, meint, nach dem Geſetze ſeien 
nur die „in“ einem Kriegsgeſchäftsjahre verteilten Mehrdividenden 


anteilig abzugsfähig. Das ſeien aber bei Geſellſchaften mit Kalender⸗ 
geſchäftsjahr die „für“ 1913, 1914 und 1915 ausgeſchütteten Gewinn⸗ 
teile. Alſo kämen nur zwei Kriegsdividenden in Abzug. Es werde 
zu erwägen ſein, ob man nicht die „für“ ſämtliche drei Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahre verteilten Mehrdividenden als abzugsfähig erklären ſolle. Es 
iſt nun allerdings richtig, daß § 18 Abſ. II als Mehreinnahme den 
anteiligen Betrag erklärt, der von der Tochtergeſellſchaft über den 
Friedensdurchſchnitt hinaus „in“ einem Kriegsgeſchäftsjahr als Divi⸗ 
dende verteilt worden iſt. Allein es dürfte wohl dem Wunſche von 
Sintenis auch ohne Geſetzesänderung entſprochen werden können. Mit 
Recht befürworten Rheinſtrom⸗Blum § 18 Anm. 9, daß die Mutter- 
geſellſchaft in dieſem Falle in der Steuerbilanz die Dividende der 
Tochtergeſellſchaft abweichend von ihrer ſonſtigen Übung in den Ge⸗ 
ſchäftsgewinn des gleichen Kriegsgeſchäftsjahres einſtellen kann, für 
das ſie von der Tochtergeſellſchaft verteilt worden iſt. Was den vor⸗ 
geſchriebenen Aktienbeſitz anlangt, ſo iſt es gleichgültig, ob die Aktien 
voll bezahlt ſind oder nicht, ob ſie Vorzugs⸗, Stammaktien oder In⸗ 
terimsſcheine ſind (nicht in Betracht kommen Genußſcheine), ob ſie auf 
den gleichen oder verſchiedenen Kapitalbetrag lauten; es kommt ledig⸗ 
lich auf die Zahl der Aktien oder Anteile an. Die Vorausſetzung 
muß zur Zeit der jeweiligen Dividendenausſchüttung ſeitens der Tochter⸗ 
an die Muttergeſellſchaft vorhanden ſein, dies iſt aber auch genügend. 


Exkurs. 


Die Begünſtigung der Geſellſchafter von G. m. b. H. 
gemäß 58 10 KStG. 

Im Zuſammenhang mit der Begünſtigung der Schachtelgeſell⸗ 
ſchaften ſei auch dieſes jetzt nicht mehr unmittelbar in den Rahmen 
dieſer Arbeit fallende Privileg erörtert. Literatur beſ. Hachenburg, 
Frankfurter Ztg. 23. Mai „Das Kompromiß über die Kriegsgewinn⸗ 
ſteuer und die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung“, Norden und 
Friedländer Komm. z. KStG. Aum. zu 8 10. 

Die Beſtrebungen nach einer Beſſerſtellung der Geſellſchaften m. 
b. H. aus Gründen der Doppelbeſteuerung traten ſchon beim Sich. 
hervor und ſind auch nicht ohne Erfolg geblieben. Freilich eine Be⸗ 
günſtigung der Geſellſchaften ſelbſt enthält das Geſetz jetzt nicht mehr. 
Eine ſolche (übrigens auch nicht aller Geſellſchaften ſchlechthin) ent⸗ 
hielt die Faſſung nach der zweiten Kommiſſionsleſung und zwar in 
dem Sinn, daß gewiſſe Geſellſchaften, die man kurz Familiengeſell⸗ 


ſchaften und Arbeitsgeſellſchaften bezeichnen kann, nur die Hälfte der 
Geſellſchaftsſteuer nach § 24 zu zahlen hatten. Einen Anſatz dazu 
hatte bereits die erſte Kommiſſionsleſung geſchaffen, die im übrigen 
die Regelung der Vorlage beibehalten hatte. Die Vorlage ſelbſt hatte 
die Begünſtigung lediglich bei den Geſellſchaftern vorgeſehen und zwar 
jo, daß von dem Kriegseinkommen das nachweislich als Mehreinnahme 
aus Geſchäftsanteilen herrührende Einkommen abzuſetzen war. Zu 
den Geſellſchaftern iſt die Vergünſtigung ſchließlich in letzter Stunde 
bei der zweiten Beratung im Plenum auch wieder zurückverlegt worden, 
ohne Grundangabe und Debatte. Dieſe Regelung iſt der Begünſtigung 
der Geſellſchaften ſelbſt auch vorzuziehen; denn es iſt wohl denkbar, 
daß Geſellſchaften m. b. H. der in Frage kommenden Art die Verteilung 
von Gewinnen verſchoben hätten, wodurch eine doppelte Begünſtigung 
eingetreten wäre: nicht bloß bei den Geſellſchaften, ſondern auch bei 
den Geſellſchaftern, die dann weniger Vermögenszuwachsſteuer hätten 
zahlen müſſen. Ein ausführlicheres Eingehen auf die Entſtehungs⸗ 
geſchichte — die Frage gehört zu den am öfteſten geänderten — iſt 
für die Auslegung des Paragraphen nicht nötig. Vgl. § 17 GeſeEntw. 
mit KommBer. II S. 71—73, 88 17, 26 Abſ. VI nach Kommiſſions⸗ 
beſchl. 1. Leſg., $ 24a nach Kommiſſionsbeſchl. 2. Leſg., Antrag Nr. 334 
(abgeändert), $ 9a nach Beſchluß des Reichstags bei der 2. Beratung 
— 810 KStG. 

Die erwähnte Begünſtigung, die, wie ſchon in der Vorlage (S 17 
Abſ. II) geplant war, nur unter gewiſſen Vorausſetzungen eintritt, 
beſteht jetzt darin, daß der Abgabebetrag zur Hälfte unerhoben bleibt, 
der verhältnismäßig auf den Vermögenszuwachs in Höhe des der Be⸗ 
teiligung entſprechenden Betrags des abgabepflichtigen Mehrgewinns 
der Geſellſchaft entfällt. Der unerhoben bleibende Abgabebetrag darf 
jedoch nicht höher ſein als der verhältnismäßige Betrag der Geſell⸗ 
ſchaftsabgabe. Beiſpiel: A iſt mit ½ ä ſämtlicher Anteile an der G. 
m. b. H. beteiligt, die einen Mehrgewinn von 500000 Mk. erzielt 
hat. Zur Vermögenszuwachsſteuer nach S I Ziff. 1 wäre A, der einen 
Geſamtvermögenszuwachs von 400 000 Mk. haben ſoll, mit 119500 Mk. 
heranzuziehen; der Betrag, der hievon nicht erhoben wird, berechnet 
ſich wie folgt: A iſt mit /s am Mehrgewinn der Geſellſchaft von 
500000 Mk. beteiligt, es find infolgedeſſen /s von 500 000 Mk. — 
300000 Mk. in Beziehung zu ſetzen zu dem Vermögenszuwachs des 
A in Höhe von 400000 Mk. Da 300000 Mk. gleich 75% des Ver⸗ 
mögenszuwachſes von A ſind, iſt die Steuer von 119 500 Mk. um 


75°/o:2 zu kürzen, alfo um 44 812,5 Mk. Die Steuer beträgt aljo 
11900044 812,5 Mk. — 74 687,5 Mk. Die erwähnte Einſchränkung 
nach Satz 2 S 10 kommt hier nicht in Betracht. 

Aus Abſ. J ergeben ſich bereits folgende Vorausſetzungen für den 
Eintritt der Milderung nach § 10: Einmal muß es ſich um inländiſche 
G. m. b. H. handeln. Dann wird nur die Abgabe nach SI Ziff. 1 
gemindert, es kommen alſo auch nur natürliche Perſonen in Betracht. 
Ferner iſt ein abgabepflichtiger Mehrgewinn der Geſellſchaft voraus⸗ 
geſetzt, nicht vorausgeſetzt iſt dagegen, daß der vorhandene Vermögens⸗ 
zuwachs auch nachweislich auf den Anteil des Geſellſchafters am ab- 
gabepflichtigen Mehrgewinn der Geſellſchaft zurückgeht, daß er alſo 
nicht aus anderen Quellen herrührt; das Geſetz geht hier von der 
Fiktion aus, daß der vorhandene Vermögenszuwachs immer aus dem 
Mehrgewinn der Geſellſchaft ſtammt. 

Zu dieſen allgemeinen Vorausſetzungen ſetzt der Abſ. II noch 
folgende beſondere feſt: Vier Gruppen von Geſellſchaften ſind lediglich 
begünſtigt. Erſtens die Geſellſchafter, die Geſchäftsanteile in Höhe 
von mindeſtens der Hälfte des Stammkapitals beſitzen, ſowie zweitens 
die Geſellſchafter, die zueinander im Verhältnis von Ehegatten, von 
Verwandten in gerader Linie, von Geſchwiſtern oder Erben von Ge⸗ 
ſchwiſtern ſtehen und zuſammen Geſchäftsanteile in Höhe von 
mindeſtens der Hälfte des Stammkapitals beſitzen, in beiden Fällen 
vorausgeſetzt, daß während der ganzen Dauer der Kriegsgeſchäftsjahre 
das eingezahlte Stammkapital der Geſellſchaft dreihunderttauſend Mark 
nicht überſtiegen hat. Hierzu iſt zu bemerken: Zu dem eingezahlten 
Stammlapital gehören hier nicht die Nachſchüſſe, ſo Hachenburg a. a. O. 
Auch wenn dieſe zuſammen mit dem eingezahlten Stammkapital mehr 
als 300000 Mk. ergeben, iſt doch die Vorausſetzung noch erfüllt. 
Ebenſo iſt die Begünſtigung gegeben, wenn zwar das Stammlapital 
laut Geſellſchaftsvertrag über die Grenze von 300 000 Mk. erhöht 
und die Einlagen auch ſchon eingefordert worden ſind, aber ein rück⸗ 
ſtändiger Betrag die Einzahlungen auf das Stammkapital gerade noch 
unter der Grenze hält. Das eingezahlte Stammkapital darf die Grenze 
von 300 000 Mk. während der ganzen Dauer der Kriegsgeſchäftsjahre 
nicht überſteigen, eine Umgehung der Steuer durch entſprechende Herab⸗ 
ſetzung des Stammkapitals iſt alfo ausgeſchloſſen. Da nach S 7 
GmbHG. mindeſtens ¼ des Stammkapitals bei der Eintragung der 
Geſellſchaft im Handelsregiſter einbezahlt ſein muß (ſei es in Bar⸗ 
zahlung oder in Sacheinlagen), ſo kommen für dieſe beiden Gruppen 


überhaupt nur Geſellſchaften mit nicht mehr als 1200 000 ME. Stamm⸗ 
kapital in Betracht. Dagegen iſt nicht das eingezahlte, ſondern das 
nominelle Stammkapital für die Frage entſcheidend, ob der Geſell⸗ 
ſchafter die Hälfte des Stammkapitals beſitzt; ſelbſtverſtändlich ſind 
ſog. Einmännergeſellſchaften, bei denen ſich alle Geſchäftsanteile in 
einer Hand befinden, erſt recht begünſtigt, wenn die übrige Voraus⸗ 
ſetzung zutrifft, daß das einbezahlte Stammkapital 300 000 Mk. nicht 
überſteigt. Privilegiert können nach der erſten Gruppe alſo höchſtens 
zwei ſein; hat der eine Geſellſchafter mehr als die Hälfte des Stamm⸗ 
kapitals, ſo iſt der andere Geſellſchafter nicht begünſtigt, wenn auch 
die Differenz nur geringfügig iſt. In dieſer Konſequenz zeigt ſich ein 
Unterſchied zwiſchen der Faſſung der zweiten Kommiſſionsleſung und 
der jetzigen Faſſung, denn obwohl abgeſehen von etlichen Verbeſſerungen 
die Vorausſetzungen für den Eintritt der Begünſtigung im großen 
ganzen gleichlauten, ſo kam doch dort die Begünſtigung notwendig 
allen Geſellſchaftern zugute, da die Geſellſchaften als ſolche weniger 
Steuern zu zahlen brauchten, während hier die Begünſtigung eben 
nur demjenigen Geſellſchafter zugute kommt, auf den gerade die Bor- 
ausſetzung zutrifft. Bei der zweiten Gruppe, wenn die Hälfte des 
Stammkapitals den Geſellſchaftern im Familienverbande gehört, ſog. 
Familiengeſellſchaften, iſt das geradeſo; begünſtigt ſind immer nur die 
Geſellſchafter, die zu einander in dem vorgeſchriebenen Verhältnis 
ſtehen, wenn fie zuſammen den vorgeſchriebenen Betrag des Stamm- 
kapitals beſitzen, die anderen Geſellſchafter ſind nicht begünſtigt. Wie⸗ 
viel ein jeder von den bevorzugten Geſellſchaftern gerade Geſchäfts⸗ 
anteile hat, iſt gleichgültig, verlangt iſt nur, daß ſie alle miteinander 
zuſammen mindeſtens die Hälfte des Stammlapitals beſitzen. Unter 
„Erben“ ſind nicht nur die geſetzlichen, ſondern auch die teſtamen⸗ 
tariſchen Erben zu verſtehen. Auf andere als die bezeichneten Ver⸗ 
wandtſchaftskreiſe darf die Begünſtigung nicht analog ausgedehnt 
werden. Die Abgrenzung iſt auch in dieſer Beziehung nicht glücklich, 
ſo können z. B. einerſeits Schwiegervater und Schwiegerſohn, wenn 
beide zuſammen die Hälfte der Geſchäftsanteile haben, ſich nicht auf 
die Begünſtigung berufen, dagegen ſind anderſeits die miteinander 
vielleicht gar nicht bekannten Erben von zwei Brüdern privilegiert, 
ſo Hachenburg a. a. O., anderer Meinung, aber zu eng, Norden⸗Fried⸗ 
länder S. 75 wegen des Ausdrucks „zu einander“. Die ratio der 
erörterten Vorſchrift § 10 Ziff. 1 iſt die Begünſtigung des „Geſchäfts⸗ 
inhabers“ im weiteren Sinn (Allein⸗ oder Familienbeſitz), die jetzt zu 
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erörternde Vorſchrift Ziff. 2 S 10 bezweckt, die Begünſtigung der Ge⸗ 
ſellſchafter, die Selbſtleiter ſind, dazu kommen dann noch deren Ehe⸗ 
gatten und Erben. Es ſind nämlich weiter begünſtigt: drittens Ge⸗ 
ſellſchafter, die vor dem 1. Auguſt 1914 als Geſchäftsführer oder 
Prokuriſten der Geſellſchaft beſtellt waren und aus dieſer Stellung bis 
zum Schluſſe des letzten Kriegsgeſchäftsjahrs nicht ausgeſchieden ſind, 
es ſei denn infolge Ablebens oder Krankheit (ſog. Arbeitsgeſellſchaften), 
ſowie viertens Geſellſchafter, die Ehegatten oder Erben ſolcher Perſonen 
ſind, wenn dieſe Geſellſchafter in beiden Fällen allein oder zuſammen 
Geſchäftsanteile in Höhe von mindeſtens der Hälfte des Stammkapitals 
beſitzen. Vorausſetzung iſt alſo hier nicht, daß das eingezahlte Stamm⸗ 
kapital bloß 300000 Mk. beträgt. Bei dieſer Beſtimmung kommt es 
vor allem darauf an, daß der Geſellſchafter ſchon vor dem 1. Auguſt 
1914 die leitende Stellung inne hatte, wenn die Geſellſchaft ſchon 
damals beſtand (bzw. wenn ſie noch nicht beſtand, bei der Gründung 
der Geſellſchaft) und ſie während der ganzen Dauer der Kriegs⸗ 
geſchäftsjahre beibehielt, Ausnahme nur Tod und Krankheit. Es ge⸗ 
nügt, wenn Geſchäftsführer und Prokuriſten bzw. die ihnen gleich⸗ 
geſtellten Perſonen zuſammen die Hälfte des Stammkapitals be⸗ 
ſitzen, die Begünſtigung kann unter den bezeichneten beiden Gruppen 
auf die verſchiedenſte Weiſe kombiniert werden. Wie bei Gruppe 2 
S. 88 gilt auch hier, daß, wenn die Vorausſetzung durch ein einziges 
Mitglied erfüllt iſt, dadurch alle Gruppenmitglieder begünſtigt ſind. 
Der Kreis der begünſtigten Perſonen iſt hier etwas kleiner. Die 
Vorausſetzungen müſſen jeweils am Stichtag vorhanden ſein, dies iſt 
aber auch genügend, anderes gilt, wo das Geſetz ausdrücklich beſtimmte 
Zeitdauer feſtſetzt. Nicht zutreffend hier Koppe⸗Varnhagen S. 99 oben. 

Für Familiengründungen in Form von Aktiengeſellſchaften war 
eine ähnliche Regelung erbeten worden. 


2. Zum Tarif. 

Von allergrößter Bedeutung iſt die richtige Geſtaltung des Tarifs. 
Der Tarif bildete auch, beſonders in der erſten Kommiſſionsleſung, 
den Gegenſtand eingehender Beratung und wurde bei beiden Leſungen 
mehrfach, beſonders im Sinn der Verſchärfung, geändert. Es ſei auf 
die Reihe von Anträgen verwieſen, die bei der erſten Kommiſſions⸗ 
leſung hierzu eingebracht worden waren (KommBer. II S. 82 — 89) 
und verſchiedene Tendenzen erfolgten: abgeſehen von der Verſchärfung 
der Tarife ſollte einmal vermieden werden, daß ausländiſche Geſell⸗ 
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ſchaften bei der Beſteuerung günſtiger ſtehen können, als unter den⸗ 
ſelben Verhältniſſen arbeitende inländiſche Geſellſchaften, dann ſollte 
zwiſchen den verſchiedenen Arten der inländiſchen Geſellſchaften unter⸗ 
ſchieden werden (G. m. b. H., Genoſſenſchaften). Dieſe Beſtrebungen 
hatten auch Einfluß auf das Steuergeſetz, wie ſich teils aus der früheren 
(G. m. b. H.) teils aus der nachſtehenden Einzelbetrachtung ergeben wird. 

Der Tarif iſt nach verſchiedenen Grundſätzen geſtaltet, je nach⸗ 
dem es ſich um inländiſche oder ausländiſche Geſellſchaften handelt. 
Die Steuerſkala für die inländiſchen Geſellſchaften iſt abgeſtuft einmal 
nach dem Verhältnis des Mehrgewinns zum eingezahlten Grund- oder 
Stammkapital zuzüglich der bei Beginn des erſten Kriegsgeſchäfts⸗ 
jahrs vorhandenen offenen (echten) Reſerven und weiter noch nach dem 
Verhältnis des ganzen Gewinns zu dieſem Kapital. Die Steuer be⸗ 
ginnt mit 10 %% vom geſamten Mehrgewinn, wenn der Mehrgewinn 
im Jahresdurchſchnitt zwei v. H. des Grundkapitals uſw. nicht über⸗ 
teigt. Dazu kommt der Zuſchlag zur Abgabe, der mit zehn v. H. 
dieſes Betrags beginnt, wenn der durchſchnittliche Geſchäftsgewinn der 
Kriegsgeſchäftsjahre acht v. H., aber nicht zehn v. H. des Grund⸗ 
kapitals uſw. überſteigt. Die Progreſſion erfolgt bei inländiſchen 
Geſellſchaften alſo nicht nach der abſoluten Höhe des Mehrgewinns. 
Dies entſpricht dem von Strutz und anderen ſchon vor Jahren be⸗ 
tonten Geſichtspunkte, daß die ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit der Erwerbs⸗ 
geſellſchaften nicht in dem abſoluten Betrage der Überſchüſſe, ſondern 
vielmehr in dem prozentualen Betrage, in dem die Überſchüſſe zu 
Grundkapital und Reſerven ſtehen, zum Ausdruck kommt; dies berück⸗ 
ſichtigte ja auch bereits der preuß. Geſellſchaftsſteuergeſetzentwurf. Bei 
ausländiſchen Betrieben dagegen iſt der Tarif lediglich nach der abſo⸗ 
luten Höhe des Mehrgewinns geſtaffelt. Die Abſtufung der Steuer 
nach dem Verhältnis des Mehrgewinns und Gewinns zum Geſell⸗ 
ſchaftskapital iſt hier ſchwer durchführbar, da es ſich hauptſächlich um 
Filialbetriebe von im Ausland arbeitenden Geſellſchaften handelt. 
Die geſchilderte Regelung war ſchon in der Vorlage getroffen, allein 
das Geſetz enthält hier doch eine weſentliche Neuerung im Abſ. V 519; 
man verlieh den inländiſchen Geſellſchaften nämlich ein Wahlrecht 
zwiſchen den beiden Berechnungsarten; für den Fall, daß die Skala für 
ausländiſche Geſellſchaften günſtiger iſt, wird ſie von Amts wegen für die 
inländiſche Geſellſchaft zugrunde gelegt. Ein entſprechendes Wahlrecht 
beſteht für ausländiſche Geſellſchaften nicht, auch dann nicht, wenn das 
Geſellſchaftskapital zweifelsfrei bekannt ſein ſollte. Durch dieſe Beſtim⸗ 
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mung ſoll die mögliche Benachteiligung inländiſcher Geſellſchaften vor 
ausländiſchen unter allen Umſtänden verhindert werden. Einige Bei⸗ 
ſpiele ſollen zunächſt dieſe nach §8 19 Abſ. I, II und V und S 21 
Abſ. J vorzunehmende Berechnungsweiſe erſichtlich machen. Die bei⸗ 
gefügten Zahlen nach dem Geſetzentwurf ſollen die oben S. 17 auf⸗ 
geſtellte Behauptung belegen. 

a) Das Geſellſchaftskapital ſei eine Million, der durchſchnittliche 
Friedensgewinn 100000 Mk. (10 %), der durchſchnittliche Kriegs⸗ 
geſchäftsjahresgewinn 240000 Mk. (24 %%); der durchſchnittliche Mehr⸗ 
gewinn beträgt demnach 140 000 Mk. (14 %), im ganzen 420 000 Mk. 
Auf Grund der Skala für inländiſche Geſellſchaften würde die Ge⸗ 
ſellſchaft 25% — Zuſchlag von 40 % vom Grundſatz = 35 % —= 
147000 Mk. zu zahlen haben. Die Steuer beträgt aber nach der 
Skala für ausländiſche Geſellſchaften bei 140000 Mk. Mehrgewinn 
nur 92 400 Mk., daher iſt dieſe zugrunde zu legen [nach der Regierungs⸗ 
vorlage iſt der Steuerſatz 22 %% ↄ + Zuſchlag von 30 %% hiervon — 
28,6 %% = 120 120 Mk. Trotz Verſchärfung der Tarife ſtellt ſich die 
Geſellſchaft alſo um faſt 30000 Mk. nach dem Geſetz gegenüber der 
Vorlage beſſer. 

b) Das Kapital ſei zwei Millionen, der Friedensgewinn durch⸗ 
ſchnittlich 240 000 Mk. (12 %), der durchſchnittliche Kriegsgewinn 
740 000 Mk. (37 Jo), der durchſchnittliche Mehrgewinn beträgt daher 
500 000 Mk. (25 %%), zuſammen beträgt der Mehrgewinn 1500 000 Mk. 
Auf Grund der Skala nach § 19 würde die Geſellſchaft 30 %/o Zu⸗ 
ſchlag hiervon 50% = 45 ¾ = 675000 Mk. zu zahlen haben. Die 
Steuer beträgt aber nach der Skala für die ausländiſchen Geſell⸗ 
ſchaften nur 40 v. H. von 1500000 Mk. — 600000 Mk. [Nach der 
Regierungsvorlage iſt der Steuerſatz der gleiche, nämlich 30% 50% 
hiervon —= 45% — 675000 Mk., fo daß alſo das Geſetz gegenüber 
der Vorlage eine Verbeſſerung um 75000 Mk. () bringt]. 

Die Einwände, die gegen das Prinzip der Beſteuerung nach dem 
prozentualen Verhältnis des Reingewinns zum Geſellſchaftskapital ge⸗ 
rade auch bei unſerem Geſetz erhoben wurden (3. B. Frankfurter Ztg. 
9. März Abendbl.) ſind im allgemeinen gänzlich ungerechtfertigt. Man 
ſprach von einer Strafſteuer für Solidität, einer Prämie für unſolide 
Wirtſchaft. Fraglich mag es allerdings ſein, ob es richtig iſt, für die 
Staffelung der Steuer nur das Verhältnis des Mehrgewinns zum 
Grund⸗ oder Stammkapital, zuzüglich der zu Beginn des erſten Kriegs⸗ 
geſchäftsjahrs ausgewieſenen wirklichen Reſervekontenbeträge entſcheiden 


zu laſſen. Die Abgrenzung des in Beziehung zu ſetzenden Geſell⸗ 
ſchaftskapitals dürfte allerdings etwas zu bemängeln ſein. Es kommen 
hiernach nicht die ſtillen Reſerven in Betracht, obwohl die ſtillen 
Reſerven der Kriegsgeſchäftsjahre bei der Berechnung des Kriegs- 
gewinns herangezogen werden, und obwohl man die Hervorholung 
der ſtillen Reſerven aus den in Betracht kommenden Friedensjahren 
und eine Neuaufmachung der Bilanzen zu Steuerzwecken gutgeheißen 
hat. Der Begriff der wirklichen Reſervekontenbeträge iſt dem § 11 
Abſ. I WBG. entlehnt; davon ſchon oben S. 34. Ein Unterſchied 
ergibt ſich aber hier inſoweit, als Fonds für Wohlfahrtszwecke, die 
das WBG. ausdrücklich ausnahm, beim KStG. zu den Reſerven ge⸗ 
zählt werden dürfen, während anderſeits der Gewinnvortrag, den das 
WBG. ausdrücklich hinzurechnete, hier nicht dazu gehört. Fonds für 
wohltätige Zwecke, Penſionsfonds uſw. können unechte Reſervefonds 
ſein und ſcheiden dann natürlich aus, in der Regel bilden dieſe Fonds 
Reſervefonds Rehm S. 256, 530. Die Anſichten ſind bezüglich des 
Gewinnvortrags und Wohlfahrtsfonds geteilt: für Berückſichtigung 
beider find Rheinſtrom⸗Blum (Anm. 16 zu § 19), für Nichtberüd- 
ſichtigung beider Norden Friedländer (S. 126), Koppe⸗Varnhagen 
(Anm. 3 zu § 19). Ferner können nach dem Wortlaut des Geſetzes 
die Nachſchüſſe nicht berückſichtigt werden, ebenſowenig wie die Dar— 
lehen, die beſonders bei G. m. b. H. von Geſellſchaftern zur Finanzie⸗ 
rung gegeben werden. Dadurch werden die Geſellſchaften mit großen 
ſtillen Reſerven und mit kleinem eigenem, aber relativ großem fremdem 
Kapital ſchlechter abſchneiden, denn ſie werden einen höheren prozen— 
tualen Mehrgewinn und eine höhere Rentabilität ergeben als die Ge— 
ſellſchaften mit normalen Verhältniſſen. An die Stelle des Grund⸗ 
kapitals tritt bei Genoſſenſchaften die Summe der eingezahlten Ge— 
ſchäftsanteile der Genoſſen, bei Berggewerkſchaften und Bergbau treiben⸗ 
den Vereinigungen iſt das Grundkapital aus dem Erwerbspreis und 
den Anlage⸗ und Erweiterungskoſten abzüglich des durch Schuldauf⸗ 
nahme gedeckten Aufwands hiefür zu berechnen; es iſt dies nicht im 
Geſetz gejagt, aber es folgt dies ſinngemäß aus S 17 Abſ. III KStG. 
Die Vermehrung des eingezahlten Grund- oder Stammkapitals findet 
— im Gegenſatz zu den Reſerven, bei denen nur die zu Beginn des 
erſten Kriegsgeſchäftsjahrs in der Bilanz ausgewieſenen berückſichtigt 
werden — auch während der Kriegsgeſchäftsjahre Berückſichtigung 
(eine Herabſetzung anderſeits nicht: arg. e contrario), und zwar iſt in 
dieſem Falle der Berechnung der Abgabe ein den Zeitraum, inner- 
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halb deſſen die Geſellſchaft mit dem veränderten Grund⸗ oder Stamm- 
kapital beſtanden hat, berückſichtigender Durchſchnittsbetrag des Grund⸗ 
oder Stammkapitals zugrunde zu legen, § 19 Abſ. III. Da dieſe 
Vorſchrift nicht wie S 17 Abſ. II, IV und V KStG. von dem durch 
die Einzahlung tatſächlich zugefloſſenen Kapitalbetrag ſpricht, ſondern 
lediglich von dem Durchſchnittsbetrag des eingezahlten Grund⸗ oder 
Stammkapitals, ſo können hier nicht wie dort Agiobeträge beachtet 
werden. Wie dort ſind auch hier Einzahlung nicht bloß Geldeinlagen, 
ſondern auch Sacheinlagen. Ebenſo kommt es hier nicht auf den 
Kapitalserhöhungsbeſchluß an (bei Vermehrung durch Ausgabe von 
Gratisaktien wird dies der Fall ſein), ſondern auf die tatſächliche 
Einzahlung des neuen Kapitals; wäre alſo die Erhöhung im Jahre 
1912 beſchloſſen, aber erſt im Jahre 1915 durchgeführt worden, ſo 
wäre Abſatz III S 19 gegeben. Gleichgültig iſt es, von wann ab 
die neuen Aktien dividendenberechtigt ſind. 

Die Kommiſſion hat noch eine weitere, zu billigende Beſtimmung 
eingefügt, die auch für die ausländiſchen Geſellſchaften gilt und eine 
dritte Berechnung notwendig macht. Nach S 19 Abſ. IV, 21 Abj. II 
(— 824 Abſ. IV, 26 Abſ. II laut Beſchluß der 2. Kommiſſionsleſung) 
ſoll die Abgabe den Betrag nicht überſteigen, der ſich bei Anwendung 
der nächſtniedrigen Steuerſtufe ergeben würde zuzüglich desjenigen 
Betrags des Mehrgewinns, durch den ſich die Anwendung des geſetz⸗ 
lichen Satzes ergeben hat. Beiſpiel: Das Geſellſchaftskapital be⸗ 
trage 5000000 Mk. der durchſchnittliche Kriegsgeſchäftsjahresgewinn 
1022000 Mk. (20,4 %%), der geſamte Mehrgewinn 1533000 Mk., 
der durchſchnittliche Mehrgewinn 511000 Mk. (10,2 %%). Der Steuer⸗ 
ſatz iſt alſo 25 ¾ 4 40 %% hiervon 35% die Steuer würde 
alſo betragen: 1533000 Mk. X 35 %% = 536 550 Mk. Der aus: 
ländiſche Tarif iſt hier ungünſtiger und kommt nicht in Betracht. Die 
nächſtniedrige Steuerſtufe wäre hier 20 v. H. geweſen. Dies wäre 
der Fall geweſen, wenn der Mehrgewinn nicht 1533 000 Mk., ſondern 
1500000 Mk. betragen hätte. Dann hätte die Steuer 1 500 000 Mk. 
X (20 ＋ 8 % = 420000 Mk. betragen (ſtatt 536 550 Mk.). Gemäß 
8 19 Abſ. IV berechnet ſich nun die Steuer aus 420 000 ＋ 33 000 — 
453 000 Mk. Unrichtig iſt das Beiſpiel bei Rheinſtrom⸗Blum Anm. 25 
§ 19 berechnet. 

Eine vierte Berechnung iſt nach § 22 Abſ. I KStG. vorzu⸗ 
nehmen. Dieſe Vorſchrift führt ſchon zu den ſpeziellen Tarifermäßi- 
gungen und gilt auch für ausländiſche Geſellſchaften. Die Abgabe 


wird nämlich von den Geſellſchaften inſoweit nicht erhoben, als fie 
verhältnismäßig auf Gewinnbeträge entfällt, die zu ausſchließlich 
gemeinnützigen Zwecken beſtimmt worden ſind und deren dauernde 
Verwendung zu ſolchen Zwecken geſichert iſt. Ob die Vorausſetzungen 
vorliegen, wird nach näherer Beſtimmung des Bundesrats im Ver⸗ 
waltungsweg entſchieden. Dieſe Beſtimmung wurde erſt bei der 
zweiten Beratung im Plenum eingefügt (Sten Ber. S. 1414 Anträge 
Nr. 332 Keinath und Genoſſen, Nr. 346 Südekum). Sie betrifft 
diejenigen gemeinnützigen Zuwendungen, die nicht ſchon nach § 1 
Abſ. III Sich. (oben S. 57) vom Geſchäftsgewinn des beim Inkraft⸗ 
treten des Sich. abgelaufenen Kriegsgeſchäftsjahrs abgeſetzt werden 
dürfen; für die ſpäteren Gewinnbeträge ſolcher Art war zunächſt 
keinerlei Berückſichtigung geplant (KommBer. I ©. 31, 32), nun be⸗ 
günſtigt auch dieſe das KStG., allerdings nicht in demſelben Maße, 
wie jene nach § 1 Abſ. III SichG., denn dieſe unter Abi. IS 22 
KStG. fallenden gemeinnützigen Zuwendungen ſind zunächſt in 
den Geſchäftsgewinn einzubeziehen, was für die Höhe des zur 
Anwendung gelangenden Steuerſatzes von Belang iſt, nur bleibt 
dann hinterher der anteilige Abgabebetrag, der auf dieſe Zuwen⸗ 
dungen entfällt, unerhoben. Nur die Gewinnbeträge, die zu aus⸗ 
ſchließlich gemeinnützigen Zwecken beſtimmt worden ſind und deren 
dauernde Verwendung zu ſolchen Zwecken geſichert iſt, ſind privile⸗ 
giert, das ſind beſonders Überweiſungen an das Rote Kreuz, den 
Invalidendank und ähnliche Inſtitutionen, aber nicht allein, auch Zu⸗ 
wendungen an beſondere Stiftungen für Angeſtellte gehören hierher. 
Nicht dazu gehören alſo diejenigen Wohlfahrtsrücklagen, bei denen 
die bezeichnete Bindung nicht vorliegt oder die gar nicht aus dem 
Bilanzgewinn, ſondern im Laufe des Jahres gemacht werden. Über 
dieſen Unterſchied ſchon oben S. 57 — 59. 

Die Bedeutung dieſer Beſtimmung wird offenbar mehrfach ver⸗ 
kannt: vgl. Norden⸗Friedländer S. 151, Rheinſtrom⸗Blum Anm. 1 
5 22. Man meint: die Vorſchrift beziehe ſich auf alle Zuwendungen 
aus den Geſchäftsgewinnen der Kriegsgeſchäftsjahre, gleichgültig, ob 
dieſe beim Inkrafttreten des KStG. bereits abgelaufen waren oder 
nicht; es ſei für die Abſetzung des zahlungspflichtigen Steuerbetrags 
ohne Bedeutung, ob bei der Bildung der Sonderrücklage von der 
Vorſchrift des § 1 Abſ. III SichG. Gebrauch gemacht worden ſei. 
Man will auch die unter S 1 Abſ. III Sich. fallenden Zuwendungen 
nur nach § 22 Abſ. I behandeln. Vgl. das Beiſpiel bei Norden⸗ 


Friedländer S. 151. Das wäre eine Benachteiligung für dieſe, was 
ſich zwar nicht bei dem von Norden-Friedländer gewählten Beiſpiel 
zeigt, aber im folgenden: | 

Der Mehrgewinn im erften vor dem Inkrafttreten des Sich. 
abgelaufenen Kriegsgeſchäftsjahr beträgt 200 000 Mk., davon wurden 
120000 Mk. für gemeinnützige Zwecke beſtimmt; im 2. und 3. Jahre 
beträgt er ebenfalls 200000 Mk., für gemeinnützige Zwecke ſind beide⸗ 
male 80000 Mk. beſtimmt worden. Nach der abgelehnten Anſicht 
von Norden-Friedländer beträgt die Steuer ohne Berückſichtigung des 
§ 22 Abſ. I: 600 000 Mk. X 28 %% = 168000 Mk. Die zu gemein⸗ 
nützigen Zwecken verwendeten Summen machen 46,66 % des Mehr⸗ 
gewinns aus, alſo kommen von 168 000 Mk. in Abzug 78 388 Mk., 
bleiben 89612 Mark. | 

Nach der hier vertretenen Meinung beträgt der ſteuerpflichtige 
Mehrgewinn 80000 Mk. (= 200000 — 120000) + 400000 — 
480000 Mk. Die Steuer würde aljo ohne Berückſichtigung des § 22 
Abſ. I 115200 betragen. Die zu milden Zwecken ausgeworfenen 
Summen machen 33½ „% des Mehrgewinns aus, alſo kommen von 
115 200 Mk. in Abzug 38 396, ſo daß verbleiben 76804 Mark. Die 
Entſtehungsgeſchichte zeigt deutlich, daß man die unter § 1 Abſ. III 
fallenden Zuwendungen ſteuerfrei behandeln wollte: vgl. Begr. I 
S. 11, VI, KommBBer. I S. 31, 32 f 21 E Herne ‘Bear. 
S. 26, wo als Gegenſtand der Kriegsgewinnſteuer der nach 81 
Abſ. III uſw. feſtgeſtellte Mehrgewinn bezeichnet iſt; KommBer. II 
S. 73: Die Einarbeitung der Beſtimmungen des Sich. geſchah nur 
zur „größeren Überſichtlichkeit“. Die 1. und 2. Leſung der Kommiſſion 
enthielt die Beſtimmung noch nicht, vgl. § 27 dortſelbſt. Sie wurde 
erſt in letzter Stunde bei der 2. Beratung im Plenum geſchaffen und 
zwar zur Beſeitigung einer Härte des Entwurfs. Es wäre aber 
Schaffung einer Härte, wenn unter § 22 Abf. I jetzt auch die ſchon 
nach §8 1 Abſ. III Sich. begünſtigten Zuwendungen fielen. Dieſe 
Beträge ſind vielmehr ſteuerfrei. 

Eine weitere Tarifermäßigung, ebenfalls auch für ausländiſche 
Geſellſchaften, bringt ſchließlich der ſchon öfters erwähnte $ 22 Abſ. II 
KStG.: Die Abgabe wird ferner auch inſoweit nicht erhoben, als fie den 
Betrag der nach den Vorſchriften des Sich G. zu bildenden Sonderrücklage 
überſteigt. Schon an früherer Stelle wurde darauf hingewieſen, daß 
aus dieſer Beſtimmung hervorgeht, daß auch nach Inkrafttreten des 
KStG. die Rücklage immer, nicht nur hier, gemäß den Vorſchriften des 


SichGG. zu bilden iſt; dies iſt allerdings für den Fall, wenn die Rücklage 
die Steuerſumme überſteigt, nicht unbeſtritten, nicht zu bezweifeln aber 
jedenfalls in dem uns hier beſchäftigenden, umgekehrten Fall, wenn die 
Rücklage hinter der normalen Steuerſumme zurückbleibt. Beiſpiel: Wenn 
eine Geſellſchaft im 1. Kriegsjahr 1 500 000 Mk. Mehrgewinn verdient, der 
aber vollſtändig verteilt worden war, im 2. Kriegsgeſchäftsjahr keinen 
Mehrgewinn erzielt hatte und demgemäß keine Rücklage zu bilden war, 
auch keine vorläufige Abgabe zu entrichten iſt ($ 28 KStG.), dann 
find im 3. Kriegsjahr von dem Mehrgewinn dieſes Jahres von 
500 000 Mk. nicht bloß 40 %% von 500000 Mk. S 200 000 Mk. im 
ganzen Steuer zu zahlen, ſondern es iſt hier der ganze Mehrgewinn 
in die Rücklage einzuſtellen und dieſe bildet dann den Höchſtbetrag 
für die Steuer, die alſo auch nicht 1 500 000 Mk. ＋ 500000 Mk. — 
2000000 Mk. (Geſamtmehrgewinne der Kriegsjahre) X 45 % — 
900000 Mk. beträgt. Dieſe Folge wird durch Abſ. III des gleichen 
Paragraphen für den Fall eingeſchränkt, daß bei der Bildung der 
Sonderrücklage Abſchreibungen, die gemäß § 3 Satz 2 Sich. als 
Beſtandteil des Geſchäftsgewinns eines Kriegsgeſchäftsjahrs anzuſehen 
waren, unberückſichtigt geblieben ſind. Dann ſind dieſe ſtillen Re⸗ 
ſerven, die nicht als freiwillige Rückſtellungen zur nachträglichen 
Bildung der Rücklage zu verwenden waren, der Rücklage hinzuzu⸗ 
rechnen, ſo daß auch noch über den wirklichen Beſtand der Rücklage 
hinaus bis zur Höhe dieſer ſtillen Reſerven des verteilten Kriegs⸗ 
jahresgewinns Deckung für die Steuer beſteht. Dieſe Beſtimmung 
bezieht ſich, wie der Wortlaut ergibt, nämlich das Präteritum des 
Zeitworts „anzuſehen waren“ und das Zitat des § 3 Satz 2 SichG., 
ſtatt $ 16 Satz 2 KStG., ferner die Begr. II S. 27, nur auf den 
Fall, daß die Rücklage zur Deckung der Steuer nicht ausreicht, weil 
ein Kriegsgeſchäftsjahr bei Inkrafttreten des Sich. ſchon verfloſſen 
war und genügende freiwillige Rückſtellungen zur Bildung der Rück⸗ 
lage nicht gefaßt werden konnten; in dieſem Fall werden jetzt nach⸗ 
träglich auch die in dem verfloſſenen 1. Kriegsjahr gelegten ſtillen 
Reſerven, die nicht rücklagepflichtig waren, trotzdem zur Deckung der 
Steuer herangezogen. Auch dieſe Beſtimmung wird verkannt (vgl. 
Hachenburg, Frankfurter Ztg. vom 3. März, Norden-⸗Friedländer 
S. 148. Man meint irrigerweiſe, es ſei der Fall ins Auge 
gefaßt, daß übermäßige Abſchreibungen zu Unrecht unberückſichtigt 
geblieben ſeien, und es wolle dafür noch beſonders ausgeſprochen 
werden, was ſich von ſelbſt verſtehe, daß dann die falſch berechnete 
Schwarz, Die Kriegsſteuer der Geſellſchaften. 7 
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Rücklage nicht die Höchſtgrenze bilden ſolle; man wolle derartigen 
Verſuchungen gegenüber eine kräftige Warnung ausſprechen, man 
hätte ſie aber nicht auf die übermäßige Abſchreibung beſchränken 
ſollen, ſondern ſie auf alle ſolche Fälle der nicht den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechenden oder den Gewinn auf ſonſtige Weiſe vermin⸗ 
dernden Bilanz erſtrecken müſſen. | 


3. Berfahren. | 

Das Verfahren lehnt fich ſehr eng an das Beſitzſteuergeſetz an. 
So beſtimmt § 25 Abſ. I und II: „Die Veranlagung und Erhebung 
der Kriegsabgabe erfolgt durch die für die Veranlagung und Erhebung 
der Beſitzſteuer zuſtändigen Behörden, [die die Landesregierung be⸗ 
ſtimmt, § 49 BeſStG.]. Soweit dieſes Geſetz nichts anderes vor⸗ 
ſchreibt, gelten die Vorſchriften des Beſitzſteuergeſetzes über die Ver⸗ 
anlagung und Erhebung der Beſitzſteuer entſprechend für die Ver⸗ 
anlagung der Kriegsabgabe“. Veranlagung und Erhebung iſt dabei 
im weiteſten Sinn verſtanden, ſo daß zu den entſprechend geltenden 
Veranlagungs⸗ und Erhebungsvorſchriften z. B. auch die Verjährungs⸗ 
vorſchrift des §S 75 Beſ StG. gehört. Begr. II S. 28. Die Verjährung 
des Anſpruchs der Staatskaſſe (4 Jahre) beginnt demnach mit dem 
Schluſſe des Jahres, in welchem der Steuerbetrag fällig geworden iſt 
(Fälligkeit ſ. S 31 KStG.). Auch die Koſtenparagraphen finden z. B. 
Anwendung (SS 60, 85 BeſStG. — 44, 66 WBG. ). 

Zur Abgabe der Steuererklärung ſind gemäß § 26 Abſ. II 
KStG. verpflichtet die Vorſtände, perſönlich haftenden Geſellſchafter, 
Repräſentanten, Geſchäftsführer oder Liquidatoren der pflichtigen 
Geſellſchaften, bei ausländiſchen Geſellſchaften die Vorſteher der in⸗ 
ländiſchen Niederlaſſungen ſowie die Vertreter der vom Bundesrate 
für pflichtig erklärten juriſtiſchen Perſonen. Welche für die Feſt⸗ 
ſtellung des abgabepflichtigen Mehrgewinns erforderlichen Angaben 
die Kriegsſteuererklärung zu enthalten hat, wird der Bundesrat noch 
näher beſtimmen. Der § 54 BeſStG. (= $ 38 WBG., Zwangsrecht 
zur Abgabe der Steuererklärung) iſt nach der Begr. II S. 28 ent⸗ 
ſprechend anwendbar. 

Die Veranlagung der Kriegsabgabe der Geſellſchaften und anderer 
juriſtiſcher Perſonen erfolgt nach dem Geſamtergebnis der beiden erſten 
Kriegsgeſchäftsjahre vorläufig und nach dem Geſamtergebnis aller 
Kriegsgeſchäftsjahre endgültig. Nach Entrichtung der vorläufig feſt⸗ 
geſetzten Abgabe ſteht der Geſellſchaft über den zur Zahlung nicht 
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verwendeten Teil der Sonderrücklage die freie Verfügung zu (§ 28). 
Der Betrag der geſchuldeten Abgabe wird der Geſellſchaft von der 
Veranlagungsbehörde durch einen Beſcheid mitgeteilt. Der Beſcheid 
enthält eine Belehrung über die zuläſſigen Rechtsmittel und eine An⸗ 
weiſung zur Entrichtung der Abgabe innerhalb der geſetzlichen Zah⸗ 
lungsfriſt. Der Geſellſchaft ſind die Berechnungsgrundlagen der an⸗ 
geforderten Abgabe mitzuteilen und die Punkte zu bezeichnen, in 
welchen von der Steuererklärung abgewichen worden iſt. Enthält der 
Beſcheid nur eine vorläufige Feſtſetzung der Abgabe, ſo iſt in ihm 
auf die ſpätere endgültige Feſtſetzung hinzuweiſen ($ 29). Ein Rechts⸗ 
mittel gegen einen vorläufigen Beſcheid gibt es nicht; er iſt deshalb 
auch nicht der Rechtskraft fähig, Begr. II S. 28. Nur gegen den 
endgültigen Beſcheid ſind Rechtsmittel eröffnet und zwar ſind die 
gleichen zuläſſig wie gegen den Beſitzſteuerbeſcheid; der Beurteilung 
der Rechtsmittelbehörden unterliegt auch der vorläufige Beſcheid (§ 30). 
Über die Rechtsmittel vgl. SS 66 - 69 Beſ Stg. Das geſamte Rechts⸗ 
mittelrecht beſtimmt ſich nach Landesrecht. Unterbleibt die Rechts⸗ 
mittelbelehrung oder wird eine falſche erteilt, jo wird die Rechts⸗ 
mittelfriſt nicht in Lauf geſetzt, doch iſt ein von der Geſellſchaft ein⸗ 
gelegtes Rechtsmittel nicht aus dieſem Grunde unzuläſſig. Mit der 
Zuſtellung der nachgeholten oder berichtigten Belehrung wird die 
Rechtsmittelfriſt in Lauf geſetzt. Durch die Einlegung eines Rechts⸗ 
mittels wird übrigens die Erhebung der veranlagten Steuer zu den 
geſetzlichen Zahlungsfriſten nicht aufgehoben; das Rechtsmittel hat 
alſo keinen Suſpenſiveffekt. 

Bezüglich der Erhebung der Steuer iſt auf die SS 31 und 32 
KStG. hinzuweiſen. Erwähnt ſei, daß die vorläufig feſtgeſetzte Kriegs 
abgabe binnen drei Monaten nach Zuſtellung des vorläufigen Be⸗ 
ſcheids, der Reſt der Abgabe binnen drei Monaten nach Zuſtellung 
des endgültigen Beſcheids zu entrichten iſt; iſt die endgültige Abgabe 
niedriger als die vorläufige, ſo iſt der zuviel erhobene Betrag zu er⸗ 
ſtatten. Bei Entrichtung der Abgabe werden die fünfprozentigen 
Schuldverſchreibungen, Schuldbuchforderungen und Schatzanweiſungen 
der Kriegsanleihen des Deutſchen Reichs zum Nennbetrag und die vier⸗ 
einhalbprozentigen Schatzanweiſungen dieſer Kriegsanleihen zu einem 
noch feſtzuſetzenden Kurs an Zahlungs Statt angenommen werden. Die 
Stückzinſen werden berückſichtigt, KommBer. II S. 90. Zweifelhaft 
find die Zinsbeſtimmungen des § 31 Abſ. III, V KStG. Was die 
Zinsverpflichtung des Fiskus (Abſ. V) anlangt, ſo fragt es ſich, ob 
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unter den „auf Grund rechtskräftiger Entſcheidungen“ zurückzuerſtatten⸗ 
den Beträgen auch die zu erſtattenden Beträge nach § 31 Abſ. II S. 2 
fallen oder nur diejenigen, zu deren Rückzahlung der Fiskus im 
Rechtsmittelwege verurteilt worden iſt. Sodann fragt es ſich, ob die 
geſetzliche Zinspflicht der Steuerpflichtigen ab 1. Juli 1917 auch für 
die Beträge gilt, die noch gar nicht veranlagt ſind, was bei denjenigen 
Geſellſchaften zutrifft, deren drittes Kriegsgeſchäftsjahr überhaupt erſt 
am 31. Juli 1917 endet, denen alſo der Veranlagungsbeſcheid des 
dritten Kriegsgeſchäftsjahrs noch gar nicht zugeſtellt ſein konnte. Dies 
trifft übrigens auch noch bei anderen Geſellſchaften zu, deren Geſchäfts⸗ 
jahre etwas früher enden, weil die Bilanzaufſtellung immer längere 
Zeit in Anſpruch nimmt. Koppe⸗ Varnhagen § 31 Anm. 3, 5 ent- 
ſcheiden ſich für die Zinspflicht auch dieſer Beträge, für die der Ver⸗ 
anlagungsbeſcheid bis zum 1. Juli 1917 noch nicht zugeſtellt iſt, ſie 
glauben auch, daß, wenn ſich nach dem dritten Kriegsjahresgewinn 
eine Ermäßigung oder ein Wegfall der bereits gezahlten Steuer er⸗ 
gebe, die zurückzuerſtattenden Steuerbeträge mit 5%% gemäß Abſ. V 
zu erſtatten ſeien. M. E. dürfte in beiden Fällen der entgegengeſetzte 
Standpunkt einzunehmen ſein. Es muß auf die Entſtehungsgeſchichte 
eingegangen werden. Der Entwurf S 36 enthält darüber noch nichts, 
die Beſtimmungen ſind erſt in der Kommiſſion eingefügt worden. 
Nach dem Entwurf ſollte die Abgabe auf einmal im Ganzen binnen 
drei Monaten nach Zuſtellung des Beſcheids entrichtet werden. Dem⸗ 
gegenüber wurde in der Kommiſſion der Antrag Nr. 259 KD. geſtellt, 
daß ſtatt deſſen die Abgabe in drei gleichmäßigen Raten innerhalb 
von zwölf Monaten bezahlt werden ſolle. Den Grundgedanken dieſes 
Antrags begrüßte ein anderer Abgeordneter, machte aber darauf auf⸗ 
merkſam, daß beim Wehrbeitrag auch heute noch Streitfälle nicht ge⸗ 
regelt ſeien. In einem ihn bekannten Falle hätten ſich bis jetzt Steuer⸗ 
behörde und Zenſit über die Veranlagung eines Grundbeſitzes noch 
nicht einigen können. Er ſchlug deshalb vor, im Geſetz einen Zeit⸗ 
punkt feſtzuſetzen, von dem aus die Abgabe mit 5% zu verzinſen 
ſei. Umgekehrt müßte dann natürlich auch die Steuerbehörde die 
Steuerbeträge, die auf Grund rechtskräftiger Entſcheidung zurückzu⸗ 
erſtatten ſeien, mit 5% verzinfen. Deshalb wurde beantragt im § 36 
als 2. Abſ. einzufügen: „Soweit die Abgabe nicht bis zum 1. Juli 
1917 bezahlt iſt, iſt ſie von dieſem Tage ab mit fünf v. H. jährlich 
zu verzinſen“ (Nr. 264) und einen folgenden Abſatz hinzuzufügen: 
„Die auf Grund rechtskräftiger Entſcheidung zu erſtattenden Beträge 


— 101 — 


find mit fünf v. H. jährlich zu verzinſen“ (Nr. 263). Die Anträge 
Nr. 259, 263, 264 wurden angenommen. Entſprechend dem Antrag 
Nr. 263 war auch der Abſ. III — jetzt Abſ. IV — redaktionell zu 
ändern. Dieſe Rechtslage wurde auch, abgeſehen von einigen anderen 
nicht weſentlichen Anderungen, bei den ſpäteren Beratungen beibe⸗ 
halten. Die Entſtehungsgeſchichte zeigt alſo deutlich, daß man ganz 
andere Fälle im Auge hatte als diejenigen, um die es ſich hier handelt, 
nämlich nur ſolche, bei denen die Steuerſchuldigkeit bereits ziffermäßig 
feſtſteht und mitgeteilt worden iſt. Auch in dieſem Umfang iſt ja die 
Verzinſungsvorſchrift im Steuerrecht etwas Neues. Ich möchte daher 
die letzteren Beträge von der Verzinſungspflicht ab 1. Juli 1917 aus⸗ 
nehmen. Einſchränkend auch Rheinſtrom⸗Blum § 31 Anm. 4: „Die 
Pflicht des Abgabenſchuldners zur Verzinſung fälliger Beträge...“ 
Ebenſo zeigt auch die Entſtehungsgeſchichte, daß man bei der Ein⸗ 
fügung der Beſtimmung, daß die auf Grund rechtskräftiger Entſchei⸗ 
dung zu erſtattenden Beträge vom Fiskus zu verzinſen ſind, nicht an 
den Fall gedacht hat, daß die endgültige Abgabe kleiner iſt als die 
vorläufig feſtgeſetzte. Der Antragſteller hat nicht zur Begründung 
feines Antrags darauf hingewieſen, daß durch die vorläufige Feſt⸗ 
ſetzung der Abgabe die Zinſen an den Fiskus fielen, und es daher 
billig ſei, wenn man zu hoch erhobene Kapitalbeträge zurückzahlen 
müſſe, auch die entſprechenden, ſonſt der Geſellſchaft zugefallenen 
Zinsbeträge zurückfallen zu laſſen, ſondern der Antragſteller legte den⸗ 
ſelben Gedanken zugrunde, den ſeinerzeit beim WBG. und BeſStG. 
die Regierungsvertreter, bloß umgekehrt, erfolglos geltend machten, 
die damals ausführten, daß, wenn man ſchon eine Zinspflicht des 
Fiskus einführe, man billigerweiſe auch eine ſolche des Abgabeſchuld⸗ 
ners für zu ſpät bezahlte Steuerbeträge einführen müſſe. Die Be⸗ 
ſtimmung des Abſ. V KStG. iſt alſo nach Sinn und Wortlaut genau 
ſo auszulegen wie die außer im Zinsſatz wörtlich übereinſtimmenden 
55 50 WBG. und 69 BeſStG. und daher auf die im Rechtsmittel⸗ 
verfahren erlaſſene rechtskräftige Entſcheidung zu beſchränken. Ebenſo 
Rheinſtrom⸗Blum a. a. O. Aus anderem Rechtsgrunde läßt ſich eine 
Zinspflicht des Fiskus für die vorliegenden Fälle nicht herleiten. Der 
Anſpruch auf Verzinſung eines zu Unrecht eingezogenen Steuerbetrags 
gehört nicht vor die ordentlichen Gerichte, auch nicht, wenn die Zins⸗ 
forderung als Schadenserſatzanſpruch oder Bereicherungsanſpruch geltend 
gemacht werden wollte, vgl. RGZ. Bd. 80 S. 372, 374 (auch die 
dort zit. OVGEntſch.). Es bleiben dafür nur die Verwaltungsgerichte 


— 102 — 


übrig. Bei dieſen aber kann nichts erreicht werden, wenn nicht das 
Steuergeſetz ſelbſt ausdrücklich einen Zinsanſpruch normiert (DStz. 
1916 S. 83). Beſonders über dieſe Zinsbeſtimmungen ſollten die 
Ausführungsbeſtimmungen noch nähere Klarſtellung bringen. 


4. Strafbeſtimmungen. 

Noch enger lehnen ſich die ſtrafrechtlichen Vorſchriften des KStG. 
an die Regelung des BStG. an. Das BStG. ſeinerſeits kopiert nahezu 
vollſtändig das WBG., fo daß ſich hier die Darſtellung wohl auf das 
Wichtigere beſchränken darf. 

Der Unterſchied gegenüber den Beſtimmungen des BStG. beſteht 
einmal darin, daß der S 35 KStG. nur die 88 78 —83 BSt GG. für an⸗ 
wendbar erklärt, den § 84, der von der Umwandlung der nicht beitreib⸗ 
baren Geldſtrafen in Freiheitsſtrafen handelt, nicht miterwähnt; daraus 


kann nur geſchloſſen werden, daß § 84 nicht anwendbar iſt, daß alſo für 


das KStG. die Umwandlung von Geld- in Freiheitsſtrafen zuläſſig 
iſt. Dieſem Ergebnis ſteht nicht entgegen der 8 25 KStG., der vor⸗ 


ſchreibt, daß die Veranlagungs⸗ und Erhebungsvorſchriften des BStGG. 


(im weiteſten Sinn verſtanden) auch hier zu gelten haben, „ſoweit das 
KStG. nichts anderes vorſchreibt“. Letzteres iſt eben durch die beſondere 
Weglaſſung des S 84 BStG. geſchehen; das KStG. hätte dieſen 
Paragraphen, der in unmittelbaren Zuſammenhang mit den ausdrücklich 
angeführten SS 78— 83 ſteht, erwähnen müſſen, wenn es ihn angewandt 
willen wollte oder es hätte auch das Zitat der SS 78—83 weglaſſen 
müſſen. Für Zwangsſtrafen gilt dies nicht, Zwangsſtrafen können 
ihrer Natur nach nicht in Freiheitsſtrafen umgewandelt werden. Der 
andere Unterſchied gegenüber den Beſtimmungen des BStG. beſteht 
darin, daß im § 76 BStG. die Steuergefährdung mit einer Geldſtrafe 
bis zum zwanzigfachen Betrage der gefährdeten Steuer bedroht iſt. In 
§ 33 KStG. iſt mit Rückſicht auf die ungleich höheren Steuerſätze 
als Höchſtbetrag der Geldſtrafe das Fünffache der gefährdeten Abgabe 
vorgeſehen. Unter gefährdeter Steuer iſt dabei der Betrag zu ver⸗ 
ſtehen, um den ſich die nach dem Geſetze geſchuldete Abgabe über die 
Abgabe erhebt, die ſich bei Zugrundelegung der falſchen Angaben er⸗ 
geben würde. In ſchwereren Fällen der Steuergefährdung iſt in 8 77 
BStG. (8 57 WBG.) neben der Geldſtrafe auch Gefängnisſtrafe bis zu 
ſechs Monaten und öffentliche Bekanntmachung des Urteils angedroht. 
§ 34 KStG. bringt eine in dem beſonderen Charakter der Kriegsſteuer 
begründete weitere Verſchärfung, indem er das Höchſtmaß der Gefängnis⸗ 
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ſtrafe auf ein Jahr erhöht und neben der Gefängnisſtrafe und der 
öffentlichen Bekanntmachung des Urteils die Zuläſſigkeit der Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte in das Steuerſtrafrecht einführt. Begr. II 
S. 28. 

| Die Vorſtände haften für die Abgabe der Steuererklärung ſamt 
und ſonders (Zwangsſtrafe), für die Richtigkeit der darin enthaltenen 
Angaben haften nur die Unterzeichner der Steuererklärung. Für die 
Strafen haften nur die Beſtraften, nicht das Geſellſchaftsvermögen. 
Im übrigen beſtehen folgende ſtrafrechtliche Tatbeſtände. Die SS 33, 
34 KStG. und 78 BStG. enthalten das Delikt der Kriegsabgabe⸗ 
gefährdung. Sie behandeln an ſich den gleichen objektiven Tatbeſtand, 
nämlich das Bewirken unrichtiger oder unvollſtändiger Angaben, die ge- 
eignet find, eine Verkürzung der Abgaben herbeizuführen (Gefährdungs⸗ 
delikt), nur daß im Falle des S 34 KStG. außerdem noch die ge⸗ 
fährdete Abgabe mindeſtens 500 Mk. betragen muß oder die Verbringung 
des Vermögens ins Ausland in Verheimlichungsabſicht hinzukommen 
muß. Dagegen unterſcheiden ſie ſich weſentlich in der Geſtaltung des 
ſubjektiven Tatbeſtands. Zwar iſt hier in allen drei Fällen das Bewußt⸗ 
ſein des Beſchuldigten von der Unrichtigkeit und Unvollſtändigkeit ſeiner 
Angaben vorausgeſetzt. Die Strafdrohung geſtaltet ſich aber verſchieden, 
je nachdem a) die direkte Abſicht der Kriegsſteuerhinterziehung feſtgeſtellt 
werden kann ($ 34 KStG., Nachweis der Abſicht), b) eine ſolche Abſicht 
zwar nicht feſtgeſtellt, aber auch nicht das direkte Fehlen einer ſolchen 
Abſicht angenommen werden kann, der Fall alſo zweifelhaft bleibt 
($ 33 KStG. , Nichtnachweis der Abſicht) oder endlich c) das direkte Fehlen 
einer ſolchen Abſicht feſtgeſtellt wird (S 78 BStG., Nachweis der Nicht⸗ 
abſicht). Bemerkt ſei, daß eine ſolche Hinterziehungsabſicht, wenn die 
ſämtlichen anderen Vorausſetzungen vorliegen und der Fall nicht ganz 
beſonders liegt, ohne weiteres angenommen werden muß. Der Be- 
ſchuldigte hat hier, wenn er auch nicht eine förmliche Beweispflicht für 
das Fehlen der Hinterziehungsabſicht hat, doch jedenfalls die von vorn⸗ 
herein gegen ihn ſprechenden Belaſtungsmomente zu entkräften. Zweifel 
beſteht hier nach der Richtung, ob zum ſubjektiven Tatbeſtand auch 
das Bewußtſein von der Geeignetheit der falſchen Angaben, die Steuer 
zu gefährden, gehört oder nicht. M. E. gehört es dazu, ebenſo Rhein⸗ 
from. Hoffmann S 56 WBG. Anm. 5 (= $ 33 KStG.) iſt dagegen 
der Meinung, daß der Täter nur die Unrichtigkeit oder Unvollſtändig⸗ 
keit ſeiner Angaben gekannt haben müſſe, daß dagegen, wie aus 857 
WBG. (= 8 34 KStG.) folge, nicht erforderlich ſei, daß er auch 
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ihre Geeignetheit zur Abgabenverkürzung gekannt habe. Denn wer 
da wiſſe, daß die unrichtigen Angaben zur Verkürzung der Abgabe 
geeignet ſeien und die Angaben willentlich dennoch mache, könne dies 
nur in der mindeſtens eventuellen Abſicht tun, die Abgaben zu hinter⸗ 
ziehen, auch wenn ſeine nächſte Abſicht eine andere ſei, etwa die Abſicht 
dritten Perſonen die Höhe ſeines Vermögens nicht bekannt werden 
zu laſſen. Gehörte die Hinterziehungsabſicht aber bereits zum ſub⸗ 
jektiven Tatbeſtand im § 56, jo wäre fie nicht im § 57 als beſonderes 
Tatbeſtandsmerkmal hervorgehoben. Dagegen iſt wohl einzuwenden, 
daß auch nach der hier vertretenen Anſicht die Hinterziehungs abſicht 
nicht zum ſubjektiven Tatbeſtand des $ 56 gehört. Denn „Abſicht“ 
iſt ein engerer Begriff, darunter dürfte auch der von Hoffmann zum 
Ausgangspunkt genommene Fall gar nicht gehören. Abſicht bedeutet 
den erſtrebten Erfolg. „Der Täter muß ſich durch Vorſtellung eines 
gewiſſen Erfolgs zur Handlung beſtimmen haben laſſen.“ Der 
Täter muß ſich z. B. beim § 242 R StGB. zur Wegnahme der Sache 
durch die Vorſtellung beſtimmen laſſen, daß die Sache ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Werte nach ſeinen Zwecken dienſtbar gemacht werde. Des⸗ 
halb liegt Diebſtahl regelmäßig nicht vor, wenn der Gefangene mit 
der Anſtaltskleidung entweicht, weil ihn die Vorſtellung, er werde nach 
der Selbſtbefreiung die Anſtaltskleider gleich wie die ſeinigen haben 
(ſich zueignen), nicht zur Entweichung beſtimmt hat (Frank StGB. 
§ 59 Anm. VD. Es muß alſo nicht wegen des S 57 angenommen 
werden, daß ſich der Vorſatz nicht auch auf die Geeignetheit der An⸗ 
gaben zur Steuerverkürzung beziehen könne, ſondern es iſt grundſätzlich 
anzunehmen, daß ſich der Vorſatz auf den geſamten objektiven Tatbeſtand 
ohne Ausnahme bezieht. Die Konſequenz dieſer Meinung iſt auch 
billiger. Hoffmann (8 57 Anm. V) kommt zu der Gleichbehandlung 
der Fälle der echten Hinterziehungsabſicht und des bloßen dolus even- 
tualis, nämlich beide fallen unter 8 57 (= 8 34 KStG.), die hier ver⸗ 
tretene Meinung behandelt den Fall des dolus eventualis nach dem 
milderen $ 56 (— 8 33 KStG.), nur die Fälle der echten Hinterziehungs⸗ 
abſicht fallen unter 8 57 (= $ 34 KStG). Im übrigen wird es nur 
ausnahmsweiſe darauf ankommen, ob jemand auch gewußt hat, daß 
ſeine Angaben ſteuerverkürzend wirken können. Meiſtens wird in 
derartigem Einwande nur ein Leugnen zu erblicken ſein. Jedenfalls 
hat der Beſchuldigte, wenn die ſonſtigen Vorausſetzungen gegeben 
ſind, die näheren Umſtände darzutun, aus denen ſein guter Glaube 
geſchloſſen werden ſoll. Angenommen aber, es käme in einem ein⸗ 
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zelnen Fall darauf an, dann ift der Mangel auch zu berückſichtigen, 
dies führt aber nicht zur vollſtändigen Straffreiheit, ſo Rheinſtrom 
§ 78 BStG. Anm. 1a, ſondern es bleibt immer noch der $ 83 BStG. 
Iſt dieſes Bewußtſein der Gefährdung vorhanden, wollte aber nicht 
eigentlich hinterzogen, ſondern z. B. nur der Stand der Geſchäfts⸗ 
verhältniſſe verheimlicht werden, dann §S 33 KStG., nicht 8 78 BStG., 
wie Rheinſtrom Anm. 1 ba zu § 78 annimmt. Die von ihm an- 
gezogene Stelle bei v. Breunig I bayer. EinkStG. Art. 74 Anm. 10 
dürfte hier nicht zutreffen. Wohl iſt dieſe Meinung richtig, daß der⸗ 
jenige, der falſche Angaben im Bewußtſein der Unrichtigkeit und ihrer 
Tragweite für die Einſteuerung macht, jedoch nur zum Zwecke der 
Verheimlichung der Geſchäftsverhältniſſe, nur nach Art. 74 Abſ. III, 
nicht nach Abſ. I bayer. EinkStG. beſtraft werden kann. Aber dies 
iſt deshalb jo, weil das EinkStG. nicht wie die hier in Betracht 
kommenden Geſetze KStG., BStG. und WBG. drei Tatbeſtände, 
ſondern nur zwei hat: außer dem Art. 74 Abſ. III (preuß. EinkStG. 
§ 72 Abſ. II, $ 78 BStG.) beſteht nur noch die Strafbeſtimmung 
des Art. 74 Abſ. I (preuß. EinkStG. S 72 Abſ. D, die nicht bloß 
die Wiſſentlichkeit der unrichtigen Angaben uſw. vorausſetzt, ſondern 
außerdem auch noch den Nachweis der Hinterziehungsabſicht (vgl. 
§ 86 Abſ. III bayer. VV. z. EinkStG. [Art. 92 Nr. 5a preuß. Ausf.⸗ 
Anw. z. EinkStG.]). Allein im Kriegsſteuergeſetz haben wir nicht bloß 
den dem Art. 74 Abſ. I entſprechenden § 34 (Wiſſentlichkeit und 
Hinterziehungsabſicht), ſondern auch noch den zwiſchen beiden SS 34 
und 78 in der Mitte liegenden § 33 beſonders. Man wird hier 
zwar nicht mit Hoffmann den Nachweis der Abſicht annehmen können, 
andernteils aber doch auch nicht den Nachweis der Nichtabſicht an⸗ 
nehmen müſſen, ſondern auf der mittleren Linie den Nichtnachweis 
der Abſicht annehmen. Derartige Fälle fallen doch immerhin zu ſehr 
ins Gewicht, als daß ſie, wenn ſie zufällig einmal aufgedeckt werden, 
mit einer Ordnungsſtrafe erledigt werden können. Fragt ſich, welche 
Fälle dann für § 78 BStG. bleiben. Nach der hier vertretenen 
Meinung, daß der Vorſatz auch das Bewußtſein der Geeignetheit der 
Angaben zur Steuerverkürzung miteinſchließt, daß alſo bei Fehlen 
dieſes Bewußtſeins überhaupt auch nicht nach § 78 BStG. geſtraft 
werden kann, daß aber bei Vorhandenſein desſelben mindeſtens nach 
§ 33 KStG. beſtraft werden muß (dolus eventualis), iſt das An⸗ 
wendungsgebiet natürlich ganz beſchränkt. Darüber, daß dies auch 
ſchon bei der entſprechenden Beſtimmung des Einkommenſteuerrechts 
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der Fall iſt, vgl. Fernow, Preuß. EinkStG. S 72 Anm. 9a. Es 
werden hier wohl nur die Fälle in Betracht kommen, in denen die 
falſchen Angaben infolge eines Rechtsirrtums gemacht werden. Rechts⸗ 
irrtum iſt, im Gegenſatz zum Tatſachenirrtum, ſtrafbar. (Näheres 
über Literatur und Rechtſprechung bei Fernow a. a. O.). 

Von den übrigen Strafbeſtimmungen iſt außer der ſchon er⸗ 
wähnten allgemeinen Ordnungsſtrafe des §8 83 BStG., die ſich zwar 
nicht im WBG., wohl aber in faſt ſämtlichen Reichsgeſetzen über die 
indirekte Beſteuerung findet, auf den 8 79 BStG. (Straffreiheit für 
den Fall der tätigen Reue) hinzuweiſen; ferner iſt der $ 81 BStG. 
zu erwähnen, der zwar mit der Geſellſchaftsbeſteuerung nichts zu tun 
hat, aber auf die Geſellſchaften Bezug hat, er betrifft die der Steuer⸗ 
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im Sinne des 8 58 Abſ. II BStG., vgl. auch § 58 Abi. IV (= 88 60 
und 42 WBG.); getroffen werden nur die Geſchäftsleiter, die Angaben 
machten. | 

Auf die kriminellen Strafbeſtimmungen, wozu auch die jog. 
Ordnungsſtrafen mit Ausnahme der Zwangsſtrafen gehören (ſo All⸗ 
feld [7. A.] S. 300, Frank [8—10] S. 52, F. W. R. Zimmerman 
ErbſchStG. S. 297, a. M. Rheinſtrom BStG. S. 252, ebenſo KStG., 
der auch die Ordnungsſtrafen ausſchließt), finden die Vorſchriften des 
allgemeinen Teils des RStGBB. Anwendung, insbeſondere auch die 
Vorſchriften über Teilnahme und Strafverjährung, a. M. Rheinſtrom, 
der die Verjährung der Ordnungsſtrafen nach § 164 Vereinszollgeſetz 
vom 1. Juli 1869 behandeln will. 

Das Strafverfahren richtet ſich nach den Vorſchriften der RStPO. 
und des Landrechts vgl. EG. S 6 Ziff. 3 RStPO. und 88 459 ff. 
RStpPoO. Beſteht der Verdacht, daß eine Steuergefährdung der in 
Abſ. 1 § 34 KStG. bezeichneten Art vorliegt, jo hat die Steuer⸗ 
behörde die Sache an die zuſtändige Staatsanwaltſchaft abzugeben; 
deshalb, weil im Verwaltungsſtrafverfahren Freiheitsſtrafe nicht aus⸗ 
geſprochen werden kann; hier muß das gerichtliche Strafverfahren 
eintreten 8 459 Abſ. I RStpPO. 


